


Von Gisela Sonnenburg | Der kritische Journalismus in
Deutschland ist in Gefahr. Wer das sagt? Eine Reihe von Auto-
ren, Ressort- und Redaktionsleitern – und Anwälte wie Harro
Schultze, Köln. Er verteidigt den Kapitalismuskritiker Werner
Rügemer gegen die Privatbank Sal. Oppenheim. Und weiß: 
„Das ist ein Kampf: Der Schutz der Persönlichkeitsrechte einer-
seits und das Informationsinteresse der Öffentlichkeit anderer-
seits.“ Nur ist Letzteres gesetzlich nicht verankert. Juristisch gibt
es lediglich die Meinungs- und Pressefreiheit, und deren Gren-
zen werden enger. Weil die gesetzlich garantierten Persönlich-
keitsrechte – ob von Individuen oder von Firmen – einen im-
mer höheren Stellenwert im juristischen Gefilde bekommen. 
So entschied das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe nicht
nur, dass man den Politiker Manfred Stolpe nicht als IM der 
Stasi bezeichnen dürfe. In einer ziemlich ausschweifenden 
Erklärung befand das höchste deutsche Gericht auch, dass jede
nahe liegende Deutung einer Äußerung wahr und belegbar sein
müsse.
Und genau diese neue Richtlinie lässt sich nun dehnen wie ein
Nylonstrumpf, der auf den Kopf eines Bankräubers gestülpt
wird. Sie vernebelt auch genauso die Sicht. Denn entgegen der
„Variantenlehre“, nach der es reicht, wenn eine mögliche Deu-

tung nicht rechtsverletzend ist, gilt nun: Es reicht für schlaue
Filous, einfach mal zu behaupten, man fühle sich falsch dar-
gestellt und werde geschädigt – schon wird die entsprechende
einstweilige Verfügung durchgewunken. Beweise werden von
Gerichten erst im Widerspruchs- oder Klageverfahren verlangt.
So sind die Landgerichte vor allem in Hamburg und Berlin flink
darin, bei Androhung von hohen Geld-, auch Haftstrafen Maul-
körbe zu verhängen. Für die betroffenen Autoren und Verlage
oder Sender ist das oft ein Schock. Und billig ist die neue
Rechtsbiegung auch nicht. Je nach Streitwert werden pro Ver-
fügung Hunderte von Euros von der Justizkasse abkassiert. 
Zusätzliche Gerichts- und Anwaltskosten erreichen vier- und
fünfstellige Summen. Der Persönlichkeitsschutz wird so zu einer
Kneifzange, gern genutzt, um unliebsame Kritik zu verhindern.
Betroffene Kollegen glauben zudem oft, sie seien Ausnahmen.
Aber während über spektakuläre Fälle, wie die Schwärzungen in
Rügemers tatsächlich stark fehlerhaftem jüngsten Buch, berich-
tet wird, bleiben viele andere schamvoll verschwiegen. Dabei
lohnt es sich auch für Verlage, um ihre Freiheit zu kämpfen: 
Mit den Mitteln der Justiz und den Mitteln der Journaille. Da-
mit der Trick mit den Verfügungen irgendwann sogar den Rich-
tern zuviel wird.
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Von Ulrike Maercks-Franzen | Wer als Redakteur Artikel
schreibt, als Bildjournalistin fotografiert oder als Freier Rund-
funkbeiträge erstellt, ist Urheber und lebt von seinen Urheber-
rechten. Unsere Mitglieder verdienen ihren Lebensunterhalt
damit, dass sie Genehmigungen für die Nutzung ihrer Werke in
Zeitungen und Zeitschriften, im Rundfunk und Internet erteilen
und dafür Honorar oder Gehalt erhalten. Dass Urheber nicht für
die Anwesenheit in einer Redaktion, den Zeitaufwand für das
Tippen eines Textes oder Erstellen eines Fotos bezahlt werden,
scheint für viele von ihnen selbst so abstrakt zu sein, dass sie
sich lieber nicht mit ihren Urheberrechten beschäftigen.
Schade, denn andere tun es um so intensiver. Beispiel Internet.
In diesem Herbst steht nun in Deutschland eine Zäsur bei der
Entwertung von Urheberrechten an. Es geht um die Vergütun-
gen, die Urheber erhalten, damit jedermann ihre Texte, Fotos
und anderen Werke für private Zwecke speichern, kopieren und
ausdrucken kann – eine Grundlage der modernen Informations-
und Wissensgesellschaft mithin.
Das bisherige System ist so einfach wie effizient – für Urheber
und Nutzer. Direkt beim Kauf eines „Kopiergeräts“ oder Spei-
chermediums wird eine Pauschale erhoben, die über die Verwer-
tungsgesellschaften an die Urheber verteilt wird.

Die Informationstechnik- und Telekommunikationskonzerne
wollen, dass Information, Wissen und Kultur zu ihrer Ware wer-
den – billig im Einkauf, teuer durch Einzelabrechnung für den
Nutzer. Das nennt sich Digital Rights Management (DRM).
Durchsetzen können sie den Systemwechsel derzeit noch nicht.
Als erster Schritt sollen die Urheberrechte billiger werden. Von
Kanzler Schröder ließen sie sich auf der CeBIT 2005 versprechen,
dass die „Urheberabgaben“ auf ihre – größtenteils importierten –
Geräte auf fünf Prozent des Verkaufspreises begrenzt werden.
Das will seine Justizministerin Zypries seitdem mit einem
„Zweiten Korb“ der Urheberrechtsnovelle umsetzen – jetzt unter
der Großen Koalition.
Für uns Urheber geht es dabei um Einkommenseinbußen in
zweistelliger Millionenhöhe pro Jahr, der jährliche Scheck der
VG Wort oder Bild-Kunst wird danach in Zukunft äußerst mager
ausfallen oder ganz ausbleiben. Für uns Journalisten geht es aber
auch darum, ob Information künftig zu einer Ware wird, die
nicht mehr frei zugänglich ist und die sich nur noch wenige
leisten können. Genug Gründe also, um in den nächsten Wochen
für das Urheberrecht einzutreten und Kontakt mit denjenigen
aufzunehmen, die darüber im Bundestag entscheiden werden.
Handlungsmöglichkeiten zum „Zweiten Korb“: www.urheber.info

Honorarkürzung

„Bürgerjournalismus“ – eine
Wortschöpfung, die in sich
schon nicht stimmig ist. Zwar
ist jeder Journalist ein Bürger
– umgekehrt trifft das jedoch
nicht zu. Der Grund liegt auf
der Hand: Die gesellschaftliche
Funktion von Medien und da-
mit die öffentliche Aufgabe
von Journalisten bedeutet, un-
abhängig und wahrhaftig mit
ethischem Anspruch und soli-
dem Handwerk über relevante
Ereignisse und Prozesse zu be-
richten. Dazu gehört eine gute
Aus- und Weiterbildung. Das
hat sich auch die dju mit ihrer
„Charta zur Sicherung von
Qualität“ auf die Fahnen ge-
schrieben. Eine hohe Messlatte
also für all jene, die sich zum
Journalisten „berufen“ fühlen
und die diesen Beruf, dessen
Zugang in Deutschland ansons-
ten völlig frei ist, ausüben.
Was soll also die Animation der
Bürger „Reporter zu werden“,
sich als Paparazzi zu betätigen,
den wertvollen Augenzeugen
um jeden Preis zu spielen?

Zielt es nicht darauf ab, billig
an Berichte zu kommen, Foto-
journalisten weiter aus ihren
Jobs zu drängen, Redakteure
zu reinen Redaktronikern zu
degradieren, letztlich Arbeits-
plätze und tarifliche Bezahlung
abzubauen, die Qualität zu
ruinieren? (Titel S. 8 – 11).
Um Missverständnissen vorzu-
beugen: Das ist kein Plädoyer
dafür, die Meinungsfreiheit
der Bürger einzudämmen, sie
zu demotivieren, sich mit
interessanten Informationen
und einmaligen Momentauf-
nahmen an ihr Medium zu
wenden sowie Leserbriefe zur
Beförderung der Qualität einer
Zeitung zu ignorieren.
Ist jedoch die Zuschauer-Infor-
mation Basis eines journalisti-
schen Beitrages, bedarf es der
Prüfung wie bei jeder Quelle,
der Nachrecherche (auch S. 22,
S. 30/31). Das kostet Zeit und
ist im Falle einer „Leserquelle“
mitunter gar nicht möglich.
Es ist mindestens Augenaus-
wischerei, wenn aufgrund der

ungeheuren Arbeitsdichte in
den Medien behauptet wird,
dies sei zu gewährleisten. So
ist die Frage von M „Ist der
gut ausgebildete professionelle
Journalist ein Auslaufmodell?“
sicher provokant. Aber wir
sollten die Debatte um die Zu-
kunft des Berufsbildes Journa-
list/in führen! Vielleicht ist
Zeit dafür in oder am Rande
der Konferenzen bei der Grün-
dung einer Medienfachgruppe
(S. 4, S. 34f) oder auf einem
der nächsten Journalistentage
wie am 25. November 2006 in
Berlin.
Karin Wenk,
Verantwortliche Redakteurin

Ein Jedermann Journalist

editorial
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Militärische Stellungen sind
selten im Bild: Ein israelischer
Soldat beim Gebet

➧ Beilage
Antrag für den
Presseausweis 2007
Die Anträge werden an die je-
weiligen Landesbezirke / FB 8
gesandt. Die Adressen finden
sich unter: http:/dju.verdi.de
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Schlankere „feste“ Gremien,
mehr Zeit und Geld für kompe-
tente Ehrenamtliche auch für be-
fristete Projekte und Aktionen –
das ist, kurz formuliert, das Ziel
der Vorstände der bisherigen
Fachgruppen Deutsche Journali-
stinnen- und Journalisten-Union
(dju) und Rundfunk, Film, audio-
visuelle Medien (RFAV) in ver.di.
Vehikel dafür ist die – eigentlich
schon mit Start der IG Medien
diskutierte und zumindest von
der dju gewollte – Fusion der
beiden bisherigen Gruppen bei
gleichzeitiger Ausdifferenzierung
der unterschiedlichen Branchen.

Rund 22.000 Mitglieder zählt
jede der beiden bisherigen Fach-
gruppen, die sich strukturell
bisher allerdings stark unter-
scheiden. War und ist die dju
hauptsächlich Heimat der Print-
journalisten, sammeln sich un-
ter dem Dach der RFAV unab-
hängig vom Beruf alle Beschäf-
tigten der schon im Namen ge-
nannten Teilbranchen: Hier
finden sich als stärkste Gruppe
Feste und Freie des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, zuneh-
mend auch die der anderen,
privatwirtschaftlich organisier-
ten elektronischen Medien, die
Filmschaffenden und die Kino-
leute.

Die dju – eigentlich ja eine
Berufsgruppe – konzentriert sich
im Tarifgeschäft auf die bun-
desweit zusammen mit dem
DJV verhandelten Tarifverträge
an Tageszeitungen und Zeit-
schriften. Ihr zweiter großer
Schwerpunkt aber liegt in der
Berufspolitik, die aufgrund der
Besonderheit des Journalismus
ein hohes Maß auch an Lobby-
arbeit und internationaler Ver-
netzung erfordert. Die Diskus-
sion um die Freiheit der Presse,
das Berufsbild und den Qua-
litätsjournalismus hat dabei

hohe Priorität. Das soll auch so
bleiben: Die Berufsgruppe dju
bildet in der neuen Fachgrup-
pe mit Abstand die mitglieder-
stärkste Säule. Viele Journalis-
ten und Journalistinnen – zu-
mal die Freien – arbeiten heute
bi- oder gar trimedial. Die Qua-
litätsdebatte und die um die
Pressevielfalt aber kann und
darf sich nicht auf ein Medium
beschränken. Insofern wird zu-
sammengeführt, was zusam-
mengehört – berufspolitisch,
versteht sich. Betriebs- und ta-
rifpolitisch mischen die Rund-
funk- / FernsehredakteurInnen
auch weiterhin in ihrem Be-
triebs- bzw. Senderverband
mit.

Anders als im Printbe-
reich, in dem historisch be-
dingt bis zu drei unterschiedli-
che (Flächen)Tarifverträge für
unterschiedliche Beschäftig-
tengruppen gelten, stellt sich
die Situation in den audio-

visuellen Medien dar: Ein Haus,
ein Tarifvertrag heißt hier die
praktiziert Devise, und in den
(Haus-)Tarifkommissionen strei-
ten VertreterInnen aller Berufe
mit ihren Arbeitgebern um
ausgewogene Regelwerke. Ähn-
lich sieht es bei den Filmschaf-
fenden (zwei bundesweite Ta-
rifverträge) und den Kinobe-
schäftigten aus. Und auch das
soll so bleiben.

Neu allerdings ist, dass
nicht mehr alle für alle Details
zuständig sind, sondern sich
sehr viel stärker auf ihre urei-
gensten Belange konzentrieren
können. So soll es in der Fach-
gruppe Medien neben dem
Strang dju vier weitere Säulen
geben: Öffentlich-rechtlicher
Rundfunk, Privater Rundfunk
und sonstige elektronische Me-
dien, Film, Kino. Die Film-
schaffenden mit ihren drei re-
gionalen Verbänden haben die
neue Struktur mit der Grün-

dung des Bundesfilmverbandes
in ver.di schon Ende 2005 vor-
gezogen.

In den fünf Säulen findet
die eigentliche Arbeit und Wil-
lensbildung statt – mit hoher
Autonomie, versteht sich.
Dennoch soll der Blick über
den Tellerrand geschärft blei-
ben: Der sich über alle fünf
Säulen erstreckende Bundes-
vorstand steuert die gesamte
Arbeit. Das beinhaltet neben
der Schwerpunktsetzung und
politischen Positionierung auch
die Ressourcenplanung und
die für die politische Durchset-
zungskraft so wichtige Schar-
nierfunktion zu anderen ver.di-
Gremien und Referaten.

Seine Aufgabe wird auch
die Einsetzung übergreifender
Arbeitsgruppen sein, bei der er
sich auch auf kompetente „Eh-
renamtliche auf Zeit“ stützen
darf. Themen gibt es ja genü-
gend: Die Medien- oder Film-
politik, das Internationale,
Urheberrecht, Auftragsproduk-
tionen, die Freienarbeit und –
nicht zu vergessen – die Mit-
gliederwerbung mit dem dazu-
gehörigen Serviceangebot.

Aufregend bunt, beruhi-
gend stark – der Slogan, der
einst so sympathisch für die
Gründung von ver.di warb,
kann und wird sich in der
Fachgruppe Medien fortsetzen.

Inez Kühn ■

FACHGRUPPE MEDIEN   (Bundesebene)

Bundesfachgruppenvorstand
10 bis 14 Mitglieder
(wählen 3 bis 4 SprecherInnen)

Aufgaben: • Steuerung der Arbeit der Fachgruppe
• Setzung der Arbeitsschwerpunkte
• Haushalts- und Ressourcenplanung

dju

Stand: 01/06/06

Öffentl.-rechtl.
Rundfunk

Privater
Rundfunk Film Kino

Landesbezirke/
Konzerne

(HDF u. UCI, Cinemaxx, UfA/Kieft)

M E D I E N P O L I T I K

B E R U F S P O L I T I K
J O U R N A L I S T E N F I L M P O L I T I K

I N T E R N AT I O N A L E S
E J F / I J F

I N T E R N AT I O N A L E S
U N I

A U F T R A G S -
P R O D U K T I O N E N

U R H E B E R R E C H T

N A C H W U C H S

F R E I E
Landesbezirk/

Del.-Versammlungen
Landesbezirk/
Firmenstruktur

Regionale
Filmverbände
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• Politische Positionierung der Fachgruppe
• Vertretung im Bundesfachbereichsvorstand
• Scharnier zu ver.di-Gremien
• Mitgliedergewinnung

5–7 VertreterInnen 2–3 VertreterInnen 1–2 VertreterInnen 1 VertreterIn 1 VertreterIn

Senderverbände
und TA Freie ÖR

Vorstand Bundesausschuss

Vorstand
Bundesfilmverband (4)

Tarifkomm.

• Betriebs- u. 
Tarifpolitik
Print

Arbeits-
gemein-
schaften

• Urheberrecht
• Foto

Tarifausschuss

Betriebs- und Tarifpolitik

Tarifausschuss FFS
Tarifausschuss VTFF

Betriebs- und Tarifpolitik
Berufspolitik

Tarifausschuss Kino

Betriebs- und Tarifpolitik
Berufspolitik

Tarifausschuss
Tarifausschuss Freie

Betriebs- und Tarifpolitik
Begleitung Strukturreform ÖR
Berufspolitik

Mitglieder

21.653 15.000 2000 3500 1500

inges. 22.135 RFAV-Mitglieder

Bundesausschuss Bundesausschuss Bundesausschuss

Aufgaben Aufgaben Aufgaben Aufgaben Aufgaben

Mehr Zeit 
und Kompetenz
Fusion zur neuen Fachgruppe Medien ein Schritt nach vorn 
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Die Tarifrunden für Redakteurin-
nen und Redakteure an Tageszei-
tungen (8. September) und an
Zeitschriften (18. August) sind
mit einer Einigung der Verhand-
lungspartner zu Ende gegangen.
In beiden Bereichen wurden die
Gehaltsstaffeln verändert. Ma-
gere Abschlüsse bei den Gehäl-
tern der RedakteurInnen in den 
Tageszeitungen sind dem Erhalt
des Manteltarifvertrages ge-
schuldet.

Für die 14.000 Redakteurinnen
und Redakteure an Tageszei-
tungen wurde nach 12 Mona-
ten andauernder Verhandlung
der Gehaltstarifvertrag mit ei-
ner veränderten Gehaltstaffel
und Tariferhöhungen von 1,0%
ab August 2006 und 1,5 % ab
August 2007 sowie einer Ein-
malzahlung von 350 Euro für
die Zeit von August 2005 bis
Ende Juli 2008 neu abgeschlos-
sen. Zusätzlich bleiben der Man-
teltarifvertrag (MTV) und der
Altersversorgungstarifvertrag
bis zum 31.12.2008 in Kraft.
Am 14. September wurde für die
arbeitnehmerähnlichen Freien
eine entsprechende Erhöhung
der Honorarsätze beschlossen.

Bei der Einführung einer
neuen Gehaltstaffel ab dem
1. August 2006 gilt ein Besitz-
standsschutz. Das heißt, beste-
hende Gehaltshöhen bleiben
in jedem Fall unbeeinträchtigt
und werden bei zukünftigen
Tariferhöhungen ebenfalls an-
gehoben. Daneben gilt ein Ver-
trauensschutz für das Errei-
chen von in der neuen Staffel
nicht mehr verzeichneten Ge-
haltsstufen. Die Anrechnung
von Berufsjahren für ein abge-
schlossenes Studium entfällt
für Neueinstellungen. „Der Ge-
haltsabschluss für Redakteurin-
nen und Redakteure ist gänz-
lich unbefriedigend, weil er
sogar unterhalb eines Inflations-
ausgleichs liegt.“ Dem Gesamt-

ergebnis habe ver.di nur zuge-
stimmt, „weil mit ihm Tarif-
sicherheit für den MTV und
zur Altersversorgung bis Ende
2008 geschaffen wird,“ erklärte
der dju-Verhandlungsführer
und stellv. ver.di-Vorsitzende
Frank Werneke.

Mit der neuen Gehaltsstaf-
fel in Zeitschriftenredaktionen
wurde eine Forderung des Ver-
bandes der Zeitschriftenver-
leger (VDZ) nach Streichung
mehrerer Gehaltsstufen erfüllt.
Allerdings haben die Gewerk-
schaften durch verschiedene
Regelungen „ein solidarisch
orientiertes Gesamtgefüge er-
reicht“. Dennoch fallen für die
8000 RedakteurInnen Stufen-
steigerungen weg. So entfällt
die Berufsjahresstufe ab dem
15. Berufsjahr für diejenigen,
die zum 1. September 2006 das
10. Berufsjahr noch nicht er-
reicht haben. Außerdem wird
es in den ersten Berufsjahren
eine deutliche Anhebung des
bisherigen Tarifniveaus geben.
Die bisherigen Regelungen zur
Eingruppierung in die Gehalts-
gruppe I, II oder III bleiben un-
angetastet ebenso wie die An-
rechnung von Berufsjahren aus
Freien-Tätigkeit oder wegen ei-
nes Hochschulabschlusses. Als
Tariferhöhung wurden zwei
Einmalzahlungen von je 220
Euro im Oktober 2006 und im
Januar 2007 sowie die Gehalts-
erhöhung von 2,2 % für alle
Gehaltsstufen vereinbart. Die
Gehälter steigen damit zu-
nächst ab September 2006 für
alle Neueingestellten und
diejenigen, die durch einen
Stufensprung oder das höhere
Gehalt ab dem 4., 7. oder 10.
Berufsjahr in der neuen Ge-
haltsstaffel eine Besserstellung
erhalten. Der Tarifvertrag gilt
vom 1. Juni 2006 bis zum 31.
Juli 2008. Neue GTV-Tabellen
unter: www.verdi.de/dju/tarif/
dju-tarifinformationen ■

Reform der
Gehaltsstaffeln
Tarifabschlüsse für Redakteure 
an Tageszeitungen und an Zeitschriften
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Bodo Zeuner / Werner Heine | Er wurde
1924 in Berlin geboren. Als er vierzehn
war, begannen die Deutschen den Krieg,
der für den jungen Alexander von Hoff-
mann zum prägenden Erlebnis wurde. Er-
zogen in einem liberalen Elternhaus, das
sich dennoch den Werten des preußischen
Beamtenadels verpflichtet fühlte, wurde er
nach Notabitur und Einzug zum Heer
durch die Eindrücke an der Front in Nord-
afrika zum Feind des Nazistaats: Er deser-
tierte 1943 und geriet in Gefangenschaft,
zunächst in England, dann in den USA,
und diese Jahre begründeten eine kosmo-
politische Weltsicht, der er sein Leben
lang treu blieb. 

Als Vertreter der Belegschaft

Nach dem Krieg studierte er in Göt-
tingen Volkswirtschaft und Geschichte,
promovierte über Roosevelts New Deal
und ging 1951 als Redakteur zum Mittag
in Düsseldorf, wo er 1953 die Frau seines
Lebens, Helga, heiratete. Tochter Emi wur-
de 1954 geboren, Tochter Lexi 1956. Die
junge Familie siedelte 1959 nach Ham-
burg über, weil der Spiegel einen Platz im
Wirtschaftsressort angeboten hatte, und
Alexander von Hoffmann lernte Macht
und Einfluss eines Mediums kennen, das
mit dem Wirtschaftswunder wuchs und
dessen Reporter bei Recherchen vor Ort
schon mal Adressaten großzügiger Offer-
ten wurden: Nach einem Pressetermin bei
einem namhaften Autohersteller fand sich
ein Blankoscheck auf dem Kopfkissen sei-
nes Hotelbetts. 

Als gegen Ende der sechziger Jahre die
Studenten darangingen, das Land zu de-
mokratisieren, und emanzipatorisches 
Gedankengut auch in vielen Redaktionen
Fuß fasste, wurde von Hoffmann Leiter
von „Deutschland I“, dem bundespoliti-
schen Ressort des Spiegel, und stand als-
bald im Zentrum der Auseinandersetzung
um Mitbestimmung in diesem Unterneh-
men, das seinen Hauptgesellschafter Aug-
stein nicht nur zum Multimillionär, son-
dern auch zum unumschränkt herrschen-
den Meinungsfürsten gemacht hatte. In
diesem heftigen Streit, der mit der Nieder-
lage des Mitbestimmungsflügels (und dem
fragwürdigen Sieg einer Mitbeteiligung)
endete, stand von Hoffmann nicht auf sei-
ten des verlegertreuen „Herrenclubs“ der
Ressortchefs, sondern war gewählter Ver-
treter der Belegschaft in den Verhandlun-
gen mit Augstein. Er hätte auch gar nicht
anders können – jeder Korpsgeist der Pri-
vilegierten, jede Kumpanei der Herrschen-
den war ihm zuwider. Er wollte nichts als
Gleicher unter Gleichen sein, sein Platz
war folglich auch in der Gewerkschaft, für
die er später manchen Artikel schrieb. Für
ihn drückte die Brechtsche Definition des
Menschen ein Lebensbedürfnis aus: Er
wollte unter sich keine Knechte sehn und
über sich keine Herrn.

Die Spiegel-Leitung, die vergeblich
versucht hatte, von Hoffmann mit Beste-
chungsangeboten zu ködern, fühlte sich
von ihm und seinem Rückhalt in der Be-
legschaft schließlich so bedroht, dass sie
ihn und weitere Kollegen 1971 aus der
Redaktion drängte. Er arbeitete zunächst

als freier Journalist, machte TV-Reporta-
gen aus der Arbeitswelt, warnte etwa in 
einem Beitrag schon Mitte der siebziger
Jahre vor der Entwertung der Arbeit, die
sich in der eben beginnenden Arbeitslosig-
keit zeigte, und nahm dann 1976 den Ruf
auf einen neugeschaffenen Lehrstuhl für
Publizistik und Medienpraxis an der
Freien Universität Berlin an. 

Initiator von Weiterbildung

Auch als Professor war er nicht zu ha-
ben für elitäre Arroganz und die Pfauenal-
lüren mancher Kollegen. Dagegen war er
den Schwächeren, den Bildungssuchen-
den und Bildungsbedürftigen von Herzen
und solidarisch zugewandt. Er rief ein Pro-
jekt der akademischen Weiterbildung von
Journalisten ins Leben, das ab 1979 als of-
fizieller Modellversuch an der FU gestartet
wurde. Jährlich 40 Kolleginnen und Kolle-
gen konnten aus der Praxis noch einmal
auf die Studienbank zurückkehren, um die
theoretischen Grundlagen ihrer Arbeit zu
festigen und zu verbreitern. Der Modell-
versuch, wie er ihn wollte, wurde 1985
durch eine des kritischen Stachels beraub-
te und nur noch karrierefördernde Version
abgelöst, später ganz eingestellt. Die sich
ökonomisierende Universität hatte ihre
Probleme mit seiner Erziehung zu kriti-
schem Denken. Mit dem Erreichen des
Pensionsalters drei Jahre später schied Ale-
xander von Hoffmann aus dem Institut
aus, liebevoll verabschiedet von seinen
Studenten. In seiner Abschiedsvorlesung,
die manchen bis heute in Erinnerung ist,
las er seinen Kollegen noch einmal deut-
lich die Leviten.. 

„Er hat mir das Denken und das
Schreiben beigebracht“, sagt heute einer
seiner Freunde aus Spiegel-Tagen, und ein
anderer, mit einer Vorliebe fürs Militäri-
sche, zeigt Respekt „vor seinem aufrechten
Gang“. Den hat er sich bewahrt, den hat-
te seine Frau Helga als Politikerin und den
haben seine Töchter und Enkelsöhne. Als
Helga von Hoffmann nach über fünfzig
gemeinsamen Jahren im letzten Dezember
ihrer Krankheit erlag, mochte er nicht
mehr. Er starb am 18. August. ■
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Gegen 
Pfauenallüren
Alexander von Hoffmann: Spiegel-Journalist, TV-Reporter 
und Dozent – solidarisch mit den Schwächeren ein Leben lang 
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A. von Hoffmann mit Bundespräsident 
Gustav Heinemann (Bild Mitte), mit Bundes-
präsident Walter Scheel (Bild unten)
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Von Volker Lilienthal | Es war mehr als
eine Aufregung im Sommerloch: Be-
sonders Unternehmerverbände gingen auf
die Barrikaden, als absehbar war, dass 
ab Januar 2007 Internet-PCs als „neu-
artige Rundfunkempfangsgeräte“ gebüh-
renpflichtig werden würden. Protestierend 
organisierten sie Kettenbriefaktionen, um
die politisch Verantwortlichen unter Druck
zu setzen. Die Industrie- und Handelskam-
mer Darmstadt Rhein Main Neckar klagte:
„In Summe muss ein Selbstständiger min-
destens die Jahresgebühr von 470,04 Euro
pauschal entrichten.“

Das meiste davon gehörte in die Ru-
brik „Tatarenmeldung“. Greift doch meis-
tens die sogenannte Zweitgeräteregelung,
wonach jemand, der für ein reguläres Ra-
dio- oder Fernsehgerät schon eine Rund-
funkgebühr zahlt, für weitere Geräte von
der Zahlungspflicht befreit wird. Privat-
haushalte sind damit in aller Regel aus
dem Schneider und viele Betriebe auch.
Nicht so ein freier Journalist, der in seiner
Privatwohnung auch ein Büro enthält.
Dann nämlich ist der Arbeitsraum quasi
eine „gewerbliche Enklave“, in der der
Internet-PC zusätzlich gebührenpflichtig
wird.

Stichwort Verschlüsselung

Das sind so die Härten des deutschen
Gebührensystems. Um etwas Druck aus
dem Kessel der Empörung zu nehmen,
werden sich Länder und Sender wohl
noch im September auf ein Zeichen von
Bescheidenheit einigen: Für die Zusatzge-
räte (darunter auch ton- und bildfähige
Handys) soll die Grundgebühr von 5,52
Euro genügen – und nicht etwa die volle
Gebühr in Höhe von 17,03 Euro.

Trotz dieser Entwarnung: die Akzep-
tanz der Rundfunkgebühr in der Bevölke-
rung unterliegt seit längerem einer schlei-
chenden Erosion. Längst ist nicht mehr
selbstverständlich, dass Fernsehzuschauer
sich ordentlich bei der GEZ anmelden.
„Zwangsgebühr“ und „öffentlich-recht-
liches Pay-TV“: die Propaganda der Priva-
ten hat gefruchtet. Die Dunkelziffer der
Schwarzseher soll insbesondere unter jun-
gen Leuten hoch sein. Standardausrede
bisher: Wir schauen keine öffentlich-recht-

lichen, sondern nur private Programme.
Aber das zählt nicht. Weil das Rundfunk-
gebührenrecht an der bloßen Bereit-
haltung eines tauglichen Empfangsgeräts
anknüpft. Bisher gab es auch keine wirk-
samen technischen Vorkehrungen, mit
denen jemand seinen TV-Apparat für ARD
und ZDF komplett blockieren könnte. Das
aber wird mit der Digitalisierung anders.
Das Stichwort „Adressierbarkeit“ bedeutet
für kommerzielle Sender, dass sie ihr digi-
tal verschlüsseltes Sendesignal nur an be-
stimmte (z. B. zahlende) Kunden schicken
und obendrein auch noch etwas über de-
ren Konsumgewohnheiten erfahren.

ARD und ZDF sind strikt gegen die
Verschlüsselung. Hehre Ideologie wird 

ins Feld geführt: Öffentlich-rechtliche
Programme müssten für alle „frei emp-
fangbar“ bleiben, den Trend der Privaten
zum Pay-TV werde man nicht mitmachen.
Dabei sind doch schon heute nicht alle
empfangsbefugt, sondern nur die, die
Rundfunkgebühr zahlen. Die hintergrün-
dige Angst von ARD und ZDF: Mittels 
Verschlüsselung wäre auch für ihre Sende-
signale nachvollziehbar, wer öffentlich-
rechtlich guckt und hört und wer nicht.
Dieses digitale Einfallstor entpuppt sich
als Ausstiegschance aus der Gebühren-
pflicht. Denn niemand könnte zur GEZ-
Anmeldung gezwungen werden, der öf-
fentlich-rechtliche Programme gar nicht
empfängt – schlicht, weil sie für ihn nicht
freigeschaltet werden.

Immer neue Gerätehybride

Langsam beginnt auch die Politik sich
des Themas anzunehmen. Sie kennt die
Chancen, aber auch Gefahren der unauf-
haltsamen Digitalisierung. Und sie weiß,
dass die ständige Ausdifferenzierung digi-
taler und mobiler Unterhaltungselektro-
nik immer neue Gerätehybride hervor-
bringen wird, bei denen sich wieder und
wieder die Frage stellt: Gebührenpflichtig
oder nicht?

Deshalb braucht es womöglich ein
neues rechtliches Anknüpfungskriterium,
ein neues Gebührensystem. Besonders
kleinere Parteien – von gelb über grün bis
rot – haben dafür eine Medienabgabe der
Haushalte ins Gespräch gebracht. Aber
auch die würde nicht jedes Problem lösen.
Zum einen kommt man mit einer ver-
pflichtenden Abgabe in die Nähe einer
Steuer – was wiederum der EU-Kommis-
sion mit ihrer Unterstellung, die deutsche
Rundfunkgebühr sei eine wettbewerbsver-
zerrende staatliche Beihilfe, neue Nahrung
gäbe. Zum anderen brächte die Medien-
abgabe pro Haushalt auch Ungerechtig-
keiten mit sich: Der Familienvater mit drei
fernsehenden Kindern käme günstig da-
von, der Single im Ein-Personen-Haushalt
würde übermäßig belastet. Drittens muss
man aufpassen, dass der Gesamtertrag,
den die Medienabgabe bringt, nicht weni-
ger Geld für die Rundfunkanstalten be-
deutet. Denn bei allen Wirtschaftlichkeits-
bemühungen von ARD und ZDF ist doch
allen klar: Gemeinwohlverpflichteter
Rundfunk braucht gute Inhalte und quali-
fizierte Mitarbeiter. Er wird also in Zukunft
eher mehr und nicht weniger kosten.

Mag sein, das Bundesverfassungsge-
richt, das über die Verfassungsbeschwerde
von ARD, ZDF und Deutschlandradio zu
entscheiden hat, sagt auch etwas zur künf-
tigen Bemessungsgrundlage der Rund-
funkgebühr. Der Rat der hohen Richter
wäre willkommen. ■

kolumne

Schleichende
Gebührenerosion
Chancen und Gefahren der unaufhaltsamen Digitalisierung

Dr. Volker Lilienthal ist Verantwortlicher
Redakteur des Fachdienstes „epd medien“
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„Pressefreiheit“, so spitzte der Publizist Paul
Sethe 1965 im Spiegel zu, „ist die Freiheit
von 200 reichen Leuten, ihre Meinung zu
verbreiten“. Lang ist’s her. 40 Jahre nach
Sethes Kritik an der kapitalistisch verfas-
sten Medienordnung nutzen immer mehr
Menschen neue Medienkanäle, um ihre
Urteile, Meinungen, Beobachtungen oder
Bilder zu publizieren. Bürgerjournalismus
lautet das Schlagwort für ein Phänomen,
hinter dem Kommunikationswissen-
schaftler die Genese eines völlig neuen
Öffentlichkeitsbegriffs wittern. 

Immer mehr Sender und Printmedien
setzen Zuschauer und Leser als Reporter
ein. Vor allem in Krisensituationen kom-
men Laienreporter bei etablierten Medien
zum Zuge. Bei der Tsunami-Katastrophe
in Südostasien, den letztjährigen Terror-
anschlägen in London oder beim Hurri-
kan „Katrina“ in den USA griff CNN in
der Berichterstattung verstärkt auf Ama-
teuraufnahmen zurück. Grund: Gegen die
Aktualität spontaner Handy-Shots waren
die eigens entsendeten hauseigenen Teams
chancenlos. Private Filmaufnahmen und
Informationen von Betroffenen seien eine
„willkommen Ergänzung“ der eigenen 
Arbeit, sagte Nick Wrenn, Chefredakteur
von CNN International, bereits vor einem
Jahr auf einem Berliner Medienkongress.
Auch so genannte private Weblogs, so
Wrenn, seien „eine Bereicherung, keine
Bedrohung für CNN“. Mittlerweile wirbt
der US-Nachrichtenkanal auf seiner Web-
site um Beiträge seiner Zuschauer. Über
„CNN-Exchange“ können registrierte
Nutzer ihre Videos und Fotos in ein Re-
daktionssystem einspeisen. Diese werden
bei CNN geprüft, als I-Report“ gekenn-
zeichnet im Internet veröffentlicht oder
sogar übers Fernsehen verbreitet. Ein Bei-
spiel, das auch in Deutschland zunehmend
Schule macht. N 24, Nachrichtenkanal
der ProSieben.Sat1 Media AG wirbt seit

rund einem Jahr mit Trailern im laufen-
den Programm um Bildmaterial. Wie sein
US-amerikanisches Vorbild zahlt der Sen-
der für gelieferte Aufnahmen kein Geld.
Anders dagegen RTL. Die aktuellen Redak-
tionen des Kölner Privatsenders locken
potentielle Zuschauer-Reporter mit diffe-
renzierten Honoraren: 100 Euro für jedes
gesendete Foto, 500 Euro für Videos. 

Bei den öffentlich-rechtlichen Anstal-
ten überwiegt dagegen die Skepsis. ZDF-
Chefredakteur Nikolaus Brender hält die
Mitmach-Aufrufe der Privatsender für
„journalistisch unverantwortlich“. Keine
Redaktion sei in der Lage, die Glaubwür-
digkeit von Amateuraufnahmen korrekt
einzuschätzen.

Vision vom mündigen Bürger

Bürgermedien? So mancher Altlinke
dürfte bei diesem Begriff mit gemischten
Gefühlen an das Konzept einer „Gegen-
öffentlichkeit“ denken, an die Debatte
über das Für und Wider der Offenen Ka-
näle (OK), die Anfang der 80er Jahre die
medienpolitische Debatte prägte. Damals
– zu Beginn der Privatfunkära – ging es
darum, zusätzlich zum dualen Rundfunk-
system als „dritte Säule“ auch Elemente
eines nichtkommerziellen Rundfunks zu
etablieren. Dahinter steckte die idealisti-
sche Vision vom medienkompetenten,
mündigen Bürger, der selbstbewusst sein
Grundrecht auf Meinungsfreiheit wahr-
nimmt – jenseits der etablierten Rund-
funk-Medien. Kritiker disqualifizierten
den OK freilich als medienpolitisches 
Feigenblatt, als Beruhigungspille zwecks
Versüßung der zeitgleich galoppierenden
Kommerzialisierung des Rundfunks. Eine
nicht ganz unzutreffende Bewertung, 
angesichts des Nischendaseins, das der
damals in einigen Ländern durchgesetzte
OK gegenwärtig führt. 

„Interaktivität“ war das nächste Schlag-
wort, mit dem Anfang der 90er Jahre die
etablierten Medien um ihr Publikum war-
ben. Was seinerzeit mit eher rustikalem
Mitmach-Instrumentarium wie etwa der
TED-Abstimmung für Furore sorgte, ge-
hört im Zeitalter des Internet längst zum
Medienalltag vieler Bürger. Die Mehrheit
der großen Print- und Funkmedien ver-
fügt über Webseiten mit Chat-Räumen
oder Foren, die den Nutzern erlauben,
ihre Meinung zu äußern oder schlicht ihr
Mütchen zu kühlen.

„Werden Sie selbst Redakteur!“ lautet
zum Beispiel der Animationsslogan der
„Readers Edition“, einem im Juni gestar-
teten Projekt der Netzeitung. „Jeder kann
zum Journalisten werden, der Platz ist
unbegrenzt“, wirbt die Plattform für
„eine völlig neue Art des Journalismus“.
Kühne Einstiegshilfe für den Nachwuchs,
Sprungbrett für Talente oder bloß ein
weiterer Flügelschlag im großen Grund-
rauschen des World Wide Web? Einstwei-
len erscheint das publizistische Angebot
wie eine Volksausgabe der Netzeitung,
aufgefächert in die üblichen Rubriken wie
Politik, Lokales, Sport und – nun ja – Web
& Technik. Dazu Listen „bester Autoren“,
„meistgelesener Artikel“ und „Artikel der
Woche“. Immerhin: Vollends über den
Haufen geworfen wird die bisherige „Ga-
tekeeper-Funktion“ bei Readers Edition
nicht. „Ehrenamtliche Moderatoren“
überwachen die Einhaltung des Presse-
kodex. „Die Fakten müssen stimmen, 
unbestätigte Gerüchte oder Vermutungen
werden nicht veröffentlicht“, heißt es in
der Selbstdarstellung. Wie die Qualitäts-
kontrolle funktioniert, verrät ein Klick
auf den Link „Problemartikel“. Da wird
schon mal recht ungnädig „mangelnde
Qualität“ attestiert oder schlicht auf „PR“
oder „Empfehlung der eigenen Website“
entschieden. Ein Honorar erhalten übri-
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titelthemabürgerjournalismus

Der Stern gründet eine Bild-Agentur für Hobby-Fotografen, Bild stellt
Presseausweise für „Leser-Reporter“ aus, die Readers Edition sucht
„20 Millionen Redakteure“. Schlagwörter wie „Bürgerjournalismus“
und „partizipativer“ Journalismus machen die Runde. Ist der gut aus-
gebildete, professionelle Journalist ein Auslaufmodell?

Von Günter Herkel

Billige Reporter

Karikatur: Petra Kaster
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gens auch die „Redakteure“ der Readers
Edition nicht, und zwar, weil diese „für
Leser und Autoren kostenlos ist und die
Netzeitung durch Sponsorenverträge der-
zeit die Server- und Personalkosten trägt“.

Während es noch zu früh erscheint,
das Phänomen Readers Edition abschlie-
ßend zu bewerten, fällt dies bei anderen
Blüten des „bürgerjournalistischen“ An-
gebotes schon leichter. Etwa beim „Leser-
reporter“-Service der „Saarbrücker Zeitung“
aus dem Hause Holtzbrinck. Per Anzeige
im eigenen Blatt werden die SZ-Leser –
ähnlich wie bei N 24 – seit Anfang des
Jahres aufgerufen, Tipps und Fotos per
SMS, MMS oder per E-Mail an die Redak-
tion zu schicken. Vorbild ist das System
des norwegischen Boulevardblatts „Ver-
dens Gang“, auf dessen Software „VG Tips
Portal“ die SZ zurückgreift (M 07–08.2006).
Die Leser schreiben nicht selbst, sie lie-
fern nur – honorarfrei – das Rohmaterial,
das von der Redaktion journalistisch be-
arbeitet wird. Dennoch wird dieses „in-
novative“ Treiben von den Profikollegen
argwöhnisch beäugt. Hier werde der Abon-
nent als „billiger Reporter“ rekrutiert, 
beschwerten sich Gewerkschafter. „Ver-
suche, Stellenabbau und Tarifverweige-
rung mit dem Mäntelchen der Bürgerbe-
teiligung und der Meinungsdemokratie
zu verschleiern, sind durchsichtig und 
ärgerlich – da gucken unten die nackten
Füße raus“ so Ulrike Maercks-Franzen,
Bundesgeschäftsführerin der dju in ver.di.
„Wer – egal in welchem Medium – Redak-
teurInnen einspart oder mit zu vielen zu-
sätzlichen technischen und organisatori-
schen Aufgaben belastet, muss für den 
Inhalt auf andere Lieferanten ausweichen
– das kann nicht die Definition von Qua-
litätsjournalismus sein“. (Siehe auch http:
//dju.verdi.de ).

Mittlerweile hat auch der Konstanzer
Südkurier (ebenfalls Holtzbrinck) das Sys-

tem eingeführt. Den Verzicht auf Hono-
rierung der „Leser-Reporter“ begründet
SZ-Chefredakteur Peter Stefan Herbst mit
einer fürsorglichen Haltung. Man wolle
die Leser „nicht animieren, sich für inter-
essante Meldungen oder Fotos in Gefahr
zu begeben“. Wie umsichtig.

Aufwind für Hobby-Paparazzi

Da ist die Bild-Zeitung weniger zim-
perlich. Sie setzt seit Juli eine Prämie von
500 Euro für verwertbare Schnappschüsse
ihrer Leser aus. Diese wissen, was der Auf-
traggeber wünscht: Katastrophen- oder
Unfallmotive sowie Promi-Fotos. In der
Praxis läuft das auf eine Einladung für
potentielle Möchtegern-Paparazzis heraus.
Seit dem Bild-Aufruf sei man permanent
von Mobiltelefonen umzingelt, stöhnen
etwa die Mitglieder der Teenie-Band „To-
kio Hotel“. Unter den jüngsten Opfern:
Kerner beim Joggen auf Sylt, Zinedine 
Zidane beim familiären Freitzeitrudern,
Bohlen „mit zwei weiblichen Fans“ am
Strand von Mallorca. Letztere, so fand in-
des Bildblog.de heraus, waren keineswegs
Zufallsbekanntschaften, sondern bereits
Wochen zuvor als Teilnehmerinnen am
Casting für die RTL-Show „Deutschland
sucht den Superstar“ bei einem Bild-
Shooting aufgenommen worden … Ende
August folgte der „Stern“ dem Bild-
Beispiel: zusammen mit „Picture Press“
gründete man „augenzeuge.de“, die „On-
line-Bildagentur für Amateurfotografen“.
Als prophylaktische Beruhigungspille 
versprach „stern.de“-Chefredakteur Frank
Thomsen, „Hobby-Paparazzi … keine
Chance“ zu geben. Mal sehen …

Die Blogger verkörpern eine weitere
Spielart von Bürgerjournalismus auf Basis
des Internet. Bildblog wird betrieben von
einem Netz professioneller Journalisten,
die das Internet zu systematischer Me-

dienkritik nutzen. Dass den Bild-Machern
diese Art öffentlicher Kontrolle nicht
sonderlich schmeckt, verwundert kaum.
Aber auch anderen Kollegen ist das Trei-
ben vieler Blogger suspekt. Dahinter steckt
nicht nur das Unbehagen über den Ver-
lust des eigenen Vermittlungsmonopols.
Es gebe für Journalisten durchaus zahlrei-
che Gründe, Blogger als „Konkurrenten,
Kritiker oder sogar als die Kopfjäger des
Internet“ einzuschätzen, heißt es in einer
kürzlich erschienenen Studie über das
Verhältnis von Weblogs und Journalismus.
Demnach halten sich die wenigsten Blog-
ger für Journalisten oder fühlen sich jour-
nalistischen Qualitätsstandards verpflich-
tet. Dennoch warnt der Autor Matthias
Armborst davor, Blogger aufgrund laien-
hafter Beiträge oder demonstrativer Sub-
jektivität zu disqualifizieren: „Bloggern
sollte zuerkannt werden, dass sie auf-
grund ihrer hohen Internet-Kompetenz
und ihrer hochgradigen Vernetzung oft-
mals besser als Journalisten in der Lage
sind, Internet-Informationen zu filtern,
aufzubereiten und in Bezug zu setzen.“
Auch der Kommunikationswissenschaft-
ler Christoph Neuberger sieht den Laien-
journalismus nicht als Konkurrenz, son-
dern als „Ergänzung zum professionellen
Journalismus“ (Vgl. Interview).

Zumindest einem Teil der Bürgerjour-
nalismus-Promotoren, so viel scheint klar,
geht es vor allem um das darin vermutete
Sparpotential. „Warum teures Geld für
professionelle Journalisten ausgeben“, so
Christoph Bieber unlängst im Internet-
magazin „Telepolis“, „wenn doch der
nutzergenerierte Inhalt vergleichsweise
kostengünstig akquiriert werden kann“?
Die Mediengewerkschaften haben allen
Grund, diese unter dem Mäntelchen der
„Bürgernähe“ daher kommenden Angriffe
auf das journalistische Berufsethos und
tarifliche Besitzstände zurückzuweisen. ■
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M | Der so genannte Bürgerjournalismus
boomt. Blogs und „Leser-Reporter“ treten in
Konkurrenz zu den Profis. Wie schätzen Sie
diesen Trend ein?

CHRISTOPH NEUBERGER | Es gab schon
Mitte der neunziger Jahre die Debatte,
wozu man überhaupt noch professionel-
len Journalismus braucht, wenn jeder
veröffentlichen kann, wenn jeder sich
raussuchen kann, was er gern lesen
möchte. Das Internet verändert die Ar-
beitssituation von Journalisten. In den
klassischen Medien gab es immer einen
Mangel an Seiten und Frequenzen. Die
Profi-Journalisten waren gatekeeper, die
sorgfältig auswählen mussten. Im Inter-
net kehrt sich diese Situation um: Da gibt
es eine Informationsflut, mangels Kon-
trolle viel Infomüll. 

M | Die Readers Edition der Netzeitung
wirbt Mitarbeiter mit dem Slogan „Jeder
kann zum Journalisten werden, der Platz ist
unbegrenzt“. Entsteht da gerade ein völlig
neuer Begriff von Öffentlichkeit?

NEUBERGER | Der Begriff Journalismus
wird im Internet inflationär gebraucht.
Das Netz bietet natürlich jedem die Mög-
lichkeit, irgendetwas zu veröffentlichen.
In den späten neunziger Jahren waren
das die privaten Homepages. Mittlerweile
hat das Format der Weblogs an Bedeu-
tung gewonnen. Im Journalismus geht es
aber auch um bestimmte Qualitätsstan-
dards. Beim klassischen Journalismus
sorgt dafür zunächst die Berufsausbil-
dung, später redaktionelle Kontrollme-
chanismen. Ich will nicht ausschließen,
dass auch im Bereich der Nutzerbeteili-
gung im Internet journalistische Leistun-
gen erbracht werden können. Dann muss
man aber auch einen Mechanismus der
Qualitätssicherung finden. 

M | Wo wird diese Forderung zufrieden stel-
lend eingelöst?

NEUBERGER | Qualitätskontrolle gibt es
zum Beispiel bei Wikipedia, da wird das

sehr breit diskutiert. Allerdings geht es
dabei weniger um Journalismus als um
eine enzyklopädische Ansammlung von
Wissen. Dann ist da noch der Ableger Wi-
kiNews. Ein anderes Beispiel – short-
news.de -finde ich auch ganz spannend.
Die haben Formen der gegenseitigen Be-
wertung und Überprüfung von Beiträgen.
Grundsätzlich gibt es einen entscheiden-
den Unterschied: Im Internet wird erst
publiziert und dann geprüft. 

M | Bislang sind es eher etablierte Online-
und Offline-Medien, die das Engagement der
Bürger für ihre Angebote nutzen wollen...

NEUBERGER | Hierzulande ist das ein we-
nig durch das Internet hochgespült. Man
merkt: Die Nutzer sind durchaus in der
Lage, im Internet selber zu schreiben.
Jetzt versuchen auch die Tageszeitungen,
diese Möglichkeiten auszunutzen. Wobei
es ja – wie bei der Saarbrücker Zeitung
oder bei Bild – oft nur um Fotos geht.
Das hat wiederum mit der Aufzeichnungs-
technik zu tun, mit der Foto- und Video-
funktion am Handy. Aber auch das ist im
Grunde eine alte Geschichte. Wir hatten
Anfang der 90er Jahre die Debatte um Re-
ality TV, weil sich damals auch Privatleu-
te Videokameras leisten konnten. Auf die-
se Weise entstanden viele Zufallsaufnah-
men, etwa von Prominenten, aber auch
von Unglücksfällen, Verbrechen, usw.
Dazu entstanden die passenden Formate
im Fernsehen.

M | Also Vorläufer des Paparazzitums, zu
dem heute Bild ihre „Leser-Reporter“ ermun-
tert. Für die Medieneigner eine kommode Si-
tuation: Warum Geld für Profis, wenn die
Nutzer die Inhalte teilweise gratis herbei-
schaffen?

NEUBERGER | Genau, da vermischt sich
manches. Es existiert der hehre Anspruch
auf mehr Partizipation, dann wird immer
auf Brecht und Enzensberger verwiesen.
Aber die Situation bei den Tageszeitungen
ist bekannt. Redaktionen werden tenden-
ziell verkleinert. Im Rahmen der Sparpoli-

tik der Verlage ist das eine Möglichkeit,
auf Fotografen zu verzichten oder in den
Lokalredaktionen Stellen einzusparen.
Schlecht oder gar nicht bezahlte freie
Mitarbeiter gab es allerdings schon im-
mer. Das Ganze wird verkauft unter dem
Motto einer „stärkeren Einbeziehung“ der
Leser. 

M | Können Blogger als ernsthafte Konkur-
renz oder Bedrohung des etablierten Journa-
lismus gelten?

NEUBERGER | Die Behauptung, dass pro-
fessioneller Journalismus durch Weblogs
ersetzt oder verdrängt werden könne, hal-
te ich für unsinnig. Es gibt natürlich ein
paar Blogger, die mit hohem Selbstbe-
wusstsein solche Dinge behaupten. Blogs
sollten nicht unterschätzt werden, sie
sind aber eher eine Ergänzung. Wobei
pauschale Aussagen über Weblogs eigent-
lich unzulässig sind. Meist handelt es sich
um Produkte von Menschen, die eher
über ihren privaten Alltag berichten,
Kontakt zu Gleichgesinnten suchen und
gar kein Interesse daran haben, mit rele-
vanten Themen eine größere Öffentlich-
keit zu erreichen. 

M | Was können die Journalisten der eta-
blierten Medien von der Weblog-Kommuni-
kation lernen? 

NEUBERGER | Sie können gesellschaftliche
Trends beobachten, aber auch eine Reso-
nanz auf die eigene Arbeit erhalten. Eine
verschärfte Spielart bilden die Watchblogs
wie Bildblog, die die kritische Ausein-
andersetzung mit dem Journalismus be-
treiben. Teilweise geht es um eine bewus-
ste Abgrenzung gegenüber dem professio-

Berufsrolle 
im Wandel
Im Gespräch mit Christoph Neuberger, Professor für 
Kommunikationswissenschaft, an der Universität Münster
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nellen Journalismus oder den klassischen
Medien. Das kann durchaus erfrischend
sein, auch ein bisschen anarchisch. Da
andere Stimmen als die üblichen zu Wort
kommen, kann das zur Erweiterung der
Meinungsvielfalt beitragen. 

M | Welche Rolle kommt dem professionel-
len Journalismus künftig zu?
NEUBERGER | Profijournalisten werden

künftig Verweise geben auf das, was wirk-
lich wichtig ist und überprüfen, was man
findet. An dieser Stelle wird sich die
Spreu vom Weizen trennen. Das betrifft
nicht nur den Online-Journalismus, son-
dern auch die klassischen Medien. 
Aufgabe der Journalisten wird dann die
Sichtung und Prüfung der Informationen. 
Der Journalismus wird sich so ändern,
dass die Nutzerbeteiligung im Internet

und in anderen Bereichen zunimmt. 
Das wird Rückwirkungen auf die Berufs-
rolle des Journalisten haben, die sich in
Navigatoren und teilweise in Moderato-
ren verwandeln, die das Gespräch mit
den Nutzern moderieren.

Das Gespräch führte 
Günter Herkel ■

Die Foto-Community Flickr hat nach eigenen
Angaben über drei Millionen registrierte Be-
nutzer. Die meisten sind Amateurfotografen.
Die Flickr-Benutzer wollen Gemeinschaft
und weniger die Vermarktung. Die öffent-
lichen Fotos sind bei Flickr frei verfügbar,
unterliegen aber einem Copyright. Das pro-
fessionelle Lifestyle-Magazin Max hat in
der Flickr-Gruppe „germany“ eine Diskus-
sion unter der Überschrift „Kostenlose Fotos
für MAX“ ausgelöst.

Am 10. Juli veröffentlichte Flickr-Benutzer
thodue den Bettelbrief des Magazins Max,
in dem er um die Überlassung von Bildern
in druckfähiger Qualität und Zusatz-Infor-
mationen gebeten wurde: „... die Zeit-
schrift Max, Deutschlands monatliches
Foto- und Lifestyle-Magazin, druckt seit
vier Monaten in jeder Ausgabe ein mehr-
seitiges Flickr-Portfolio mit den besten
Fotografien aus Flickr.“

Auch ein Portrait-Foto des Fotografen
möchte man haben. Die Einschränkung:
„Wie Sie sich vorstellen können, müssen
wir mehr Fotos bei den Flickr-Fotografen
anfragen, als wir in einer Ausgabe drucken
können. ...“

Das eigentliche Betteln kommt im PS:
„Die vielleicht wichtigste Frage zum
Schluss: Wir können leider kein Fotoho-
norar bezahlen. Aber jeder Flickr-Fotograf
wird namentlich genannt, bekommt 
also einen Credit. Und eine MAX-Ausgabe 
gibt’s natürlich per Post.“

Die letzten beiden Punkte sind in
Deutschland festgelegt. Ohne Namens-
nennung ist die gängige Strafe doppeltes
Foto-Honorar. Ein gedruckter Beleg nennt
sich Belegexemplar. Beides sollte im Im-

perium von Hubert Burda selbst bei Prak-
tikanten bekannt sein. Die kleine Burda-
Unterabteilung „Verlagsgruppe Milch-
straße“ in der Max neben Fit for Fun, TV
Spielfilm, Amica, Tomorrow und My Life
erscheint, ist nach Selbstdarstellung auch
bereits 30 Jahre erfolgreich auf dem Markt.
Seit Ende 2004 gehört die „Verlagsgruppe
Milchstraße“ zum Medienkonzern Hubert
Burda Media, der satte Gewinne einfährt,
und wird unter der Geschäftsführung von
Andreas Mayer als eigenes Profit Center
geführt.

Zum Zwecke mehrere Seiten im Hoch-
glanz-Blatt mit einer Art kostenlosen Foto-
Collagen zu füllen, unterhält Max ein eige-
nes Spinnennetz, um Bilder zu sammeln,
die Flickr-Foto-Gruppe „maxmagazine“.
Max beschreibt den Vorgang auf der
Gruppen-Titelseite wie folgt: „Gegen Ende
des Monats stöbert unsere gesamte Redak-
tion durch alle eingesandten / hochgelade-
nen Bilder der Gruppe – und stellt dann
ein Very-Best-Of des Monats zusammen.
Die ‚Lieblinge‘ der Redaktion werden
dann persönlich von der Max-Bildredak-
tion angeschrieben. Die Redakteure fragen
nach, ob es Interesse daran gibt in der
Max-Printausgabe zu erscheinen (mit sei-
nem Bild, einem Porträt des Fotografen
und einer kurzen Geschichte des Bildes).
Bei einem OK schickt der Fotograf dann
sein Bild in High-Res. Niemand muss mit-
machen, jeder darf.“

Es gibt leider kein Honorar für das
Bild – seht es als „Competition“ an. ...
Und natürlich gibt es danach (bei Abdruck
d. Red.) auch ein Belegexemplar.“ Die Ant-
wort des Flickr Benutzers thodue kann als
Vorlage für derartige Anfragen dienen:

„... Nein, ich möchte nicht ‚Teil der
nächsten Max-Ausgabe‘ werden. ... Wie Sie
schon selbst ganz richtig bemerkt haben,
kommen Sie erst ganz am Ende unter P.S.
zur ‚vielleicht wichtigsten Frage‘ und ge-
ben unverblümt die Antwort, dass Sie
nicht gewillt sind für Fotos, die Ihnen ge-
fallen, ein Fotohonorar zu zahlen. ... Foto-
grafen – ganz gleich ob Amateure oder
Professionelle aus dem Flickr-Umfeld –
einbinden zu wollen und mit einem Kurz-
porträt und einer absolut selbstverständ-
lichen Namensnennung zu ‚entlohnen‘,
halte ich für verfehlt und es gräbt bei-
spielsweise freien Fotografen, die ihren
Lebensunterhalt durch den Verkauf ihrer
Bilder bestreiten müssen, zusätzlich das
Wasser ab. ...

Außerdem würden Sie sich freuen,
wenn Sie zu dem für Sie honorarfreien
Foto auch noch ein ‚paar Zeilen‘ geliefert
bekommen. Sie bitten also vor dem
Hintergrund, dass eine Veröffentlichung
nicht gesichert ist, außerdem um ‚ehren-
amtliche‘ Arbeit. Ja, wo sind wir denn?“
Der bekannte Medien-Blogger Don Al-
phonso verfasste unter dem Titel: „Die
Grenzen des AAL-Systems“ (Andere Arbei-
ten Lassen) einen pointierten Artikel zu
diesem Thema:

„ ... Wir sind hier am Ende des AAL-
Prinzips. Es wird sicher noch weitere Ver-
suche geben, die Kosten für Journalismus
zu senken ..., aber dieses System hat Gren-
zen. ... Flickr brauchen Max nicht, Max
meint, Flickr zu brauchen. Die Regeln ha-
ben sich geändert. Wer schlecht ist und
dumm, macht vielleicht gerne mit – aber
das ist schlecht für die Zeitung. Auch
wenn man ein paar Euro spart, die Burda
dann in die nächste User-generated-Con-
tent-Geschichte steckt. So billig und wil-
lig, wie manche Scharlatane vielleicht pla-
nen, ist das Netz dann doch nicht.“

Das zunehmende Problem ist die
strategische Ausrichtung von Medien-
häusern in Richtung consumer generated
content. Journalisten, die überleben wol-
len, werden dieses Abmelken und den
Honorardruck genau beobachten müssen!

Markus Merz ■

Bettelbrief an 
Flickr-Benutzer
Magazin Max schmückt sich mit honorarfreien Amateurfotos
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Seit dem 1. Januar 2006 ist das „Gesetz zur
Regelung des Zugangs zu Informationen des
Bundes“ (Informationsfreiheitsgesetz oder
IFG) in Kraft. Aber noch ist kein Ansturm auf
die Aktenberge der Bürokratie eingetreten.
M geht der Frage nach, wie die Bürger das
IFG nutzen und wie die Behörden mit dem
IFG umgehen.

Nach langem, zähem Ringen wurde das
von Bürgerrechtlern, Datenschützern,
Umweltverbänden, Korruptionsbekämp-
fern und Journalisten zuletzt mit der Aus-
arbeitung eines eigenen Gesetzentwurfs
geforderte Recht auf Akteneinsicht für Je-
dermann (M 04 / 2005; 08 / 2005; 02 – 03 /
2006) im vergangenen Jahr verabschiedet.
Geschaffen wurde es nach mehreren An-
läufen von der rot-grünen Bundesregie-
rung im Rahmen der Modernisierung der
öffentlichen Verwaltungen, teilweise ge-
gen heftigen und anhaltenden Wider-
stand der Ministerialbürokratie. Es soll
dazu dienen, demokratische Willensbil-
dung voranzutreiben, die Kontrolle staat-
lichen Handelns zu fördern und Verwal-
tungsentscheidungen für Normalbürger
besser durchschaubar zu machen. Das in
dem preußischen Verwaltungsdenken
wurzelnde „Amtsgeheimnis“ soll abgelöst
werden durch einen Rechtsanspruch auf
Auskunft der Behörden.

Die FDP-Bundestagsfraktion, schon
länger eine Befürworterin des Bundes-
Informationsfreiheitsgesetzes, hatte schon
in der letzten Wahlperiode einen wesent-
lich schärferen Gesetzesvorschlag als den
jetzt geltenden vorgelegt. Jetzt fragte sie
im Juni 2006 in einer Kleinen Anfrage
erstmals nach dem Stand der Dinge. Nach
Angaben der Bundesregierung (DS 16 /
2168) gab es bis Juli 2006 schon 420 An-
träge allein bei Bundesministerien. Von
diesen 420 Anträgen wurde in 193 Fällen
der Informationszugang vollständig und
in 30 Fällen teilweise gewährt, 106 Fälle
wurden abgelehnt und ein Fünftel befand

sich noch in Bearbeitung. Die Bundesbe-
hörden und nachgeordneten Dienststellen
waren dabei nicht erfasst, so dass die wirk-
lichen Fallzahlen höher liegen dürften. M-
Recherchen ergaben, dass zur Zeit keine
vollständige zentrale Erfassung der Fälle
erfolgt.

Keine zentrale Sammelstelle

Jede Behörde bearbeitet die an sie ge-
richteten Anträge selbst. Berichtspflichten
gibt es zwar, aber mit der Einforderung
von Berichten und der Erstellung entspre-
chender Statistiken durch die vorgesetzten
Behörden hapert es noch. Der Bundes-
datenschutzbeauftragte, Peter Schaar, der
als Beauftragter für Informationsfreiheit
auch die Funktion eines Ombudsmannes
für IFG-Auskünfte hat, will nun dafür mit
dem Innenministerium einen Lösungsvor-
schlag erarbeiten. Es gibt keine zentrale
Aktensammelstelle, wo man rasch und
ohne hohe Kosten nachschauen kann,
welche Fälle schon beantragt wurden und,
ob das eigene Anliegen eventuell auch da-
bei ist. Dies ist im Gesetz auch gar nicht
vorgesehen. Schaar regte zwar an, in Zu-
kunft auf den Internetseiten von Bund
und Ländern solche Fallsammlungen,
Gerichtsentscheidungen und Stellungnah-
men bereitzustellen, aber es ist fraglich, ob
– angesichts des Personalabbaus in den
Verwaltungen – Kapazitäten dafür frei
werden. Daher haben der Bielefelder Ver-
ein zur Förderung des öffentlichen be-
wegten und unbewegten Datenverkehrs
(FoeBud e.V.) und der Chaos Computer
Club (CCC) unter der Internet-Adresse
„http://www.befreite-dokumente.de/“eine
„Aktensammelstelle“ eingerichtet, in der

man IFG-Dokumente einstellen und ein-
sehen kann. Sie sind dort nach Länder-
und Bundes-IFG geordnet. Der Verein
bietet an, dass Akten auch in Papierform
eingereicht werden können. Noch ist die
Anzahl der Akten allerdings sehr be-
schränkt, gegenwärtig sind erst 11 Akten
online und 8 beantragt.

Die ersten, prominent gewordenen
Fälle zeigen, dass die Behörden durch
Hinhalten, restriktive Handhabung und
unverhältnismäßig hohe Gebühren ver-
suchen, die Anträge zu verzögern, um
künftig Bürger mit Auskunftsersuchen
abzuschrecken. IFG-Beauftragter Schaar
hatte im Juni dieses Jahres schon 120

12 M 09.2006

branchenund berufe

Noch kein 
Ansturm
Informationsfreiheitsgesetz 
des Bundes seit Januar in Kraft

➧ Informationen
Info-Reihe der dju: „Journalismus konkret,
Nr. 10, Informationsfreiheit – IFG und Aus-
kunftsrechte der Journalisten“. Bestellung
über die ver.di Landesbezirke, Fachbereich 
Medien (FB 8). Adressen und weitere Infos
zum IFG unter: http://dju.verdi.de 

http://217.160.60.235/BGBL/bgbl1f/bgbl105s2
722.pdf Gesetzestext im Bundesgesetzblatt 
http://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_zur_Rege-
lung_des_Zugangs_zu_Informationen_des_
Bundes

http://www.befreite-dokumente.de, die Akten-
sammlung des FoeBud und des CCC

http://recherche-info.de/kategorie/informa-
tionsfreiheitsgesetz/

http://www.freedominfo.org/
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schriftliche Beschwerden vorliegen, weil
Ämter sich auf Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse oder auch Vertraulichkeitsver-
einbarungen mit Dritten berufen und da-
mit Auskünfte und Kopien verweigern.
Die Höhe der Gebühren, die zu Beginn des
Jahres mehrfach heftig kritisiert worden
war, scheint dabei aber keine so wichtige
Rolle zu spielen, wie noch im Frühling be-
fürchtet. Entzündet hatte sich die Gebüh-
rendebatte am Auswärtigen Amt. Das hat-
te eigens einen Arbeitsstab Informations-
freiheit eingerichtet. Dieser verlangte bei-
spielsweise für eine einfache Auskunft zu
Vorschriften bei der Visaerteilung 108
Euro. Vor allem ärgert die Antragsteller je-
doch, dass vielfach Behörden erst gar
nicht reagieren und Antwortfristen ver-
streichen lassen.

Erste Urteile auf Akteneinsicht

Der Wuppertaler Sozialhilfeverein
„Tacheles e.V.“ musste sich das Recht auf
Einsicht in interne Dienstanweisungen
der Bundesanstalt für Arbeit vor dem
Sozialgericht Düsseldorf erstreiten. Das
Gericht verpflichtete die Bundesagentur
dazu, ihre Verordnungen im Internet zu
veröffentlichen. Da die Agentur das Urteil
schnell und vollständig umsetzte, erhielt
sie mittlerweile sogar Lob von den Daten-
schützern.

Der Antrag des SPD-Bundestagsabge-
ordneten Jörg Tauss auf Einsicht in die
17.000 Seiten umfassenden Maut-Verträge
zwischen der Bundesregierung und dem
Betreiberkonsortium Toll Collect wurde
abgelehnt, weil Toll Collect seine Zustim-
mung verweigerte. Das Verkehrsministe-
rium lehnte auch ab, eine Version zu er-
stellen, welche die Geschäftsgeheimnisse
von Toll Collect schützte. Begründung:
das laufende Schiedsverfahren und mög-
liche Schäden der Vertragspartner des
Bundes durch eine Offenlegung. „Eine
Sondierung geheimer von eventuell nicht
geheimhaltungsbedürftiger Passagen des
Betreibervertrags ist dem BMVBS nicht
möglich, da es nicht über die hierfür er-
forderlichen Kenntnisse betrieblicher und
geschäftlicher Abläufe der Toll Collect
GbR, der Toll Collect GmbH und ihrer
Wettbewerber verfügt.“

Ebenfalls verweigert wurden die An-
lagen eines Gutachtens der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt zur Bauart-
zulassung von Wahlmaschinen, da der
Hersteller, die Firma Nedap, der Weiterga-
be dieser Informationen nicht zustimmte.
Das Innenministerium forderte 240 Euro
für den Aufwand, diese Dokumente zu
sondieren.

Ein weiterer IFG-Antrag von politi-
scher Brisanz ist zur Zeit noch in der
Schwebe: Ein Bündnis von dreißig Organi-

sationen aus den
Bereichen Entwik-
klungspolitik, Um-
weltschutz, Journa-
lismus und Bürger-
rechte versucht,
über den Hebel des
IFG, die Empfänger
von EU-Agrarsub-
ventionen zu erfah-
ren. Während die
Hälfte der EU-Mit-
gliedsstaaten die
Nutznießer dieses
größten Postens im
E U - H a u s h a l t
öffentlich nennen,
hält Deutschland
die Empfänger bis-
her geheim. Dabei
geht es um Zahlun-
gen von jährlich
sechs Milliarden
Euro allein in der
Bundesrepubl ik .
Durch die Transpa-
renz-Initiative der
Europäischen Kom-
mission wurde aus
anderen EU-Staaten
bekannt, dass der
Löwenanteil der
Agrar-Subventionen
nicht an die Land-
wirte geht, sondern
großen Lebens-
mittelkonzernen
zugute kommt. Die Initiatoren der deut-
schen Initiative erhoffen sich dadurch po-
litischen Druck auf die Bundesbehörden
zur Offenlegung der Empfänger.

Ländergesetze im Auf und Ab 

Während Deutschland mit dem IFG
des Bundes in Europa zu den Schlusslich-
tern gehörte, traten in den Jahren zuvor in
verschiedenen Bundesländern schon ei-
nige IFG in Kraft. Das älteste in Branden-
burg 1998, das zweitälteste in Berlin im
Jahr 1999. Mittlerweile gilt der Grundsatz
der Transparenz für die öffentliche Ver-
waltung in acht Bundesländern: nach
Brandenburg und Berlin kamen Schleswig-
Holstein seit 2000, NRW seit 2004 hinzu,
und in diesem Jahr treten das Saarland,
Bremen, Hamburg, und Mecklenburg-
Vorpommern dem IFG-Club bei. In Bay-
ern gibt es noch kein IFG, da die CSU sich
weiterhin sträubt, aber das „Bündnis für
Informationsfreiheit“ hat schon einen
Entwurf erarbeitet. In Sachsen lehnte der
Landtag im Jahr 2005 den Entwurf eines
Informationszugangsgesetzes ab. Auch
Niedersachsen sieht nach wie vor keinen
Bedarf für ein entsprechendes Gesetz und

Rheinland-Pfalz hatte im Jahr 2003 einen
Gesetzesentwurf der Opposition abge-
lehnt. In Hessen, dem ehemaligen Stamm-
land des Datenschutzrechtes, gibt es einen
neuen Anlauf der Opposition.

Offensichtlich ist, dass die Bundesge-
setzgebung den Ländergesetzen wieder
Schwung verliehen hat. Bedauerlicher-
weise aber lehnen sich die Länder nun-
mehr an die recht restriktive Fassung des
Bundes-IFG an, insbesondere was die weit
gefasste Definition der Ausnahme- und
Ablehnungsgründe betrifft, erklärt das
Netzwerk Recherche. Das Hamburger Ge-
setz geht aber noch darüber hinaus. So
zum Beispiel wird Akteneinsicht nur bei
abgeschlossenen Verfahren gewährt, nicht
bei laufenden.

Leider muss man auch anmerken, das
die schleswig-holsteinische Landesregie-
rung versucht, ihr sehr fortschrittliches
IFG aufzuweichen. Geplant ist vor allem,
privatrechtlich organisierte Unternehmen
von der Auskunftspflicht auszunehmen.
Dies ist besonders vor dem Hintergrund
fatal, dass die öffentliche Hand zuneh-
mend ehemals behördliche Leistungen in
private Trägerschaft überführt.

Annette Hauschild ■

Unsere Redaktion erstellt die zentralen Printmedien der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft (ver.di). Dazu gehören die monatlich erscheinende
Mitgliederzeitung PUBLIK, ein vierzehntägig erscheinender Newsletter
für Aktive NEWS sowie eine Reihe unterschiedlicher Fachbereichsmedien.

Wir suchen eine/n

Chefredakteur/in
Sie bringen eine ausgewiesen hohe journalistische Qualifikation und
langjährige Praxis im Blattmachen mit. Sie sind engagiert, gewerkschafts-
politisch und gesellschaftspolitisch interessiert. Sie haben mehrjährige
Führungserfahrung, können gut im Team arbeiten und kennen die 
Vernetzung von Printmedien und elektronischen Medien aus der Praxis.
Sie sind erfahren in der zielgruppengerechten Vermittlung komplexer 
Themen und kennen die Zusammenarbeit mit politischen Gremien.

Wir bieten die Möglichkeit, mit einem Team von acht festen und freien 
Redakteurinnen und Redakteuren modern, offen und engagiert journa-
listisch zu arbeiten und die Zeitung konzeptionell weiter zu entwickeln.
Mit unseren attraktiven, gesellschaftskritischen Medien sprechen wir 
eine weitgespannte, pluralistische Leserschaft an, die deutlich über un-
sere Mitgliedschaft hinaus reicht.

Sie wollen mehr über uns erfahren? 
Dann rufen Sie Herrn Martin Kempe an (030 / 69 56 – 10 57).

Ihre schriftliche Bewerbung richten Sie 
bis zum 10. Oktober 2006 
an ver.di, Bundesverwaltung, Service Center Personal,
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Anzeige
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In einem gemeinsamen Brief wandten sich
der Deutsche Journalisten Verband und
ver.di an den Vorstandvorsitzender der Al-
lianz Michael Diekmann und drückten ihre
„Bestürzung“ über den geplanten massiven
Stellenabbau bei der Allianz AG aus. Mit Un-
verständnis reagierten die Gewerkschaften
damit auf die Streichung von insgesamt
7.500 Arbeitsplätzen, da es sich doch bei der
Allianz um einen „florierenden Großkon-
zern“ handelt.

Mit Blick auf die Spitzenposition der Al-
lianz unter den Versicherungsunterneh-
men des Presseversorgungswerkes heißt es
in dem Schreiben: „ Auf Dauer ist es mit
unserem gewerkschaftlichen Auftrag wie
auch mit den berechtigten Erwartungen
und Wünschen unserer Mitglieder nur
schwer zu vereinbaren, dass wir im Presse-
versorgungswerk mit einem Partner aus
dem Versicherungsbereich kooperieren,
der seine Unternehmensexpansion mit
Massenentlassungen flankiert. Andere

Versicherungsunternehmen zeigen, dass
sie auch ohne Arbeitsplatzvernichtung im
großen Maßstab attraktive Renditen für
ihre Versicherten erwirtschaften können.“
Die Gewerkschaften fordern die Allianz
auf, „ihre umstrittenen Personalpläne zu
überdenken“.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Uwe
Foullong wirft dem Allianz-Vorstandschef
„unerträgliche soziale Verantwortungs-
losigkeit“ vor. Er verweist in einer Presse-
mitteilung auf die vom Konzern für 2006
angekündigten Gewinne von 5,5 bis sechs
Milliarden Euro. Im Vorjahr waren es 
4,4 Mrd. Euro. Foullong verlangt ein Ein-
greifen der Politik. „Angesichts des scham-
losen Vorgehens der Allianz“ sei ein ge-
setzliches Kündigungsverbot für Unter-
nehmen mit hohen Gewinnen ange-
bracht.

In einem Antwortschreiben verwies
Vorstandschef Michael Diekmann auf den
derzeitigen „schmerzhaften Anpassungs-
prozess“, den die Versicherungsbranche

durchmache. Dabei gelte es, jetzt zu han-
deln, um „langfristig Arbeitsplätze zu
sichern“. Ziel sei es, bei der Umsetzung der
Pläne „mit den betroffenen Mitarbeitern,
soweit es irgend möglich ist, zu einver-
nehmlichen Lösungen zu kommen. Wir
haben dazu einen Sozialplan abgeschlos-
sen und nutzen die von Ihnen angespro-
chene gute wirtschaftliche Situation auch,
um unserer Pläne zeitlich gestreckt umzu-
setzen. Daher werden wir bis mindestens
Ende 2007 grundsätzlich keine betriebs-
bedingten Beendigungskündigungen aus-
sprechen. Darüber hinaus bieten wir faire
finanzielle Entschädigungen an, wenn
Mitarbeiter das Unternehmen verlassen
wollen.“

Diekmann versicherte, dass die Al-
lianz „so schnell wie möglich mit den
Arbeitnehmervertretern über die näheren
Details des Übergangs sprechen“ wolle.
Dem Presseversorgungswerk und seinen
Mitgliedern wolle man auch künftig ein
„verlässlicher Partner“ sein. red. ■

Bestürzt über Stellenabbau
Allianz – Partner des Presseversorgungswerkes – soll umstrittene Personalpläne überdenken

Das klischeehafte Bild vom kettenrauchen-
den, Alkohol trinkenden und immer gestres-
sten Journalisten hält sich hartnäckig. Wie
jedoch steht es um den Wahrheitsgehalt die-
ser Klischees? 

„Könnte ein Traumberuf sein, wenn die
Verantwortung, die man schließlich trägt,
entlohnt würde …“, so beschreibt ein Be-
fragter seine Einstellung zu seinem Beruf. 

Um mehr über die Arbeitsbedingun-
gen von Journalisten zu erfahren, wurden
an der Katholischen Universität Eichstätt-
Ingolstadt mit der Diplomarbeit mit dem
Titel „Macht der Journalistenberuf krank?“
sowohl psychische als auch physische Ge-
sundheitsrisiken von Journalisten sowie
deren Wechselwirkungen untersucht. Die
Studie stützt sich auf eine postalische Be-
fragung von 431 Mitgliedern der dju in
München im Bereich „Presse“. 152 schick-
ten den Fragebogen ausgefüllt zurück, da-
mit betrug der Rücklauf 35 Prozent.

Die zentralen Ergebnisse der Studie:
Die Arbeitszufriedenheit hat abgenom-
men, die hohen psychischen Belastungen

werden jedoch als berufstypisch akzeptiert
und nicht mit Genussmitteln kompen-
siert. Die Befragten haben kaum körper-
liche Beschwerden. Risikogruppen sind
freie Journalisten und Frauen.

Die Journalisten würden trotz hoher
Belastungen mehrheitlich ihren Beruf wie-
der ergreifen. Dennoch müsse sich einiges
ändern. Am unzufriedensten sind sie mit
der beruflichen Unsicherheit und der 
Bezahlung. Etwa ein Fünftel leidet unter
hohem Burnout (völlige körperliche und
seelische Erschöpfung – die Red.). Um die
beruflichen Belastungen zu kompensie-
ren, ist ein erholsames Freizeitleben wich-
tig. Jedoch gelingt nur etwa 50 Prozent der
Befragten eine Trennung zwischen Berufs-
und Privatleben. Dennoch hat über die
Hälfte einen Partner und fast 80 Prozent
haben mindestens ein Kind. 

Die Befragten ernähren sich gesund,
lediglich der Kaffeekonsum von durch-
schnittlich fünf Tassen täglich gilt als ge-
sundheitsgefährdend. Sie rauchen weder
überdurchschnittlich viel noch trinken sie
mehr Alkohol als der Durchschnitt der Ge-

samtbevölkerung. Zwei von drei geben je-
doch an, Kollegen mit Alkoholproblemen
zu kennen. Allerdings hat nur etwa jeder
Zweite die Fragen zum Alkoholkonsum
beantwortet.

Frauen und freie Journalisten haben
die höchsten Burnoutwerte und leiden am
meisten unter der Arbeitsmarktsituation.
So schreibt eine Befragte: „Für Journalisten
wie mich: freiberuflich arbeitend, hat sich
die Situation in den letzten Jahren extrem
verändert. Meine Kollegen und ich sind
nicht mehr durch zu viel Arbeit und zu
enge Termine gestresst, sondern dadurch,
dass es zu wenige Aufträge gibt und dass
die Honorare nicht zum Leben reichen.“

Mit dieser Untersuchung kann zwar
das weit verbreitete Klischee vom Journa-
listen als Alkoholiker und Kettenraucher
ins Reich der Fiktionen verwiesen werden.
Tatsache ist jedoch, dass der durch die mo-
mentane Arbeitsmarktlage bedingte Stress
die Journalisten stark belastet. Damit sich
ihre Lage ändert, müsste sich demnach in
erster Linie die allgemeine wirtschaftliche
Situation verbessern. Judith Pfeuffer ■

Unzufrieden im Traumberuf
Befragung von dju-Mitgliedern in München zur Gesundheitssituation von Journalisten
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Das Presse-Versorgungswerk geht davon
aus, die Gewinnbeteiligung von derzeit 
4,5 Prozent auch im kommenden Jahr 2007
halten zu können. Damit liegt die Presse-
Versorgung weiterhin mit an der Spitze der
deutschen Versicherungsunternehmen. Die
endgültige Entscheidung werden die Ver-
sichertenvertreter aus den Reihen von dju
und DJV im Herbst treffen.

Im Bestand der Presse-Versorgung befan-
den sich Ende 2005 fast 159.000 Versiche-
rungen von Beschäftigten aus der Medien-
branche mit einem Versicherungsvolu-
men von insgesamt 9,6 Milliarden Euro.
Die Kapitalanlagen der Presse-Versorgung
belaufen sich mittlerweile auf 4,2 Milliar-
den Euro – doppelt so viel wie vor zehn
Jahren. 2005 konnte das Versorgungswerk
Beitragseinnahmen in Höhe von 291
Millionen Euro verbuchen. Die Zahlen aus
dem Jahr 2004 konnten nicht ganz er-

reicht werden. Damals waren sowohl die
Zahl der Versicherungen als auch das
Volumen etwas höher. Dem lag seinerzeit
ein Sondereffekt zugrunde (Abschluss
zahlreicher Neuverträge aus steuerlichen
Gründen vor Ende 2004), der 2005 nicht
wiederholt werden konnte.

Der größte Teil des Versicherungs-
bestandes sind fakultativ abgeschlossene
Verträge. Nur noch ein relativ kleiner Teil
beruht auf obligatorischen Verträgen, die
aufgrund der entsprechenden Tarifverträ-
ge für die Redakteurinnen und Redakteure
an Tageszeitungen, Zeitschriften und bei
einigen Nachrichtenagenturen abge-
schlossen werden. In diesem Bereich spie-
gelt sich leider auch der Rückgang der
tariflich geregelten Arbeitsverhältnisse im
Printbereich wider. Während 2001 noch
2.335 Redakteurinnen und Redakteure
neu versichert wurden, waren es 2005 nur
noch 936.

2005 nahm auch die absolute Zahl der
versicherten Redakteurinnen und Redak-
teure spürbar ab. 23.474 bedeuten ein Mi-
nus von 2,8 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr (24.148). Gegenüber 2001 (25.208) ist
sogar ein Rückgang um 1.734 bzw. 6,9 Pro-
zent zu verzeichnen.

In den ersten Monaten des Jahres
2006 hat das Neugeschäft spürbar angezo-
gen, insbesondere wegen der Nachfrage
nach Riester-Verträgen. Hier spielt offen-
bar die seit 2006 geltende dritte Stufe der
Riester-Förderung eine entscheidende Rol-
le. So gibt es zum Beispiel für ein Ehepaar
mit zwei Kindern eine staatliche Zulage
von bis zu 504 Euro pro Jahr.

Ab Herbst 2006 wird die Presse-
Versorgung nach einem Beschluss der
Gesellschafter (dju, DJV und die Verbände
der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger)
erstmals ein „Nichtlebensprodukt“ anbie-
ten. Eine Police namens „PflegePlus“ min-
dert gegen einen Einmalbetrag das Pflege-
kostenrisiko. Die Police beinhaltet neben
einer lebenslangen Pflegerente auch Lei-
stungen bei unfallbedingter Invalidität,
wobei grundsätzlich der Erhalt des einge-
setzten Kapitals gewährleistet ist.

Manfred Moos ■

Mit an der Spitze
Presse-Versorgung erwartet stabile Gewinnbeteiligung

Anzeige
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Der Reichstagsbrand treibt bis heute Histo-
riker und Journalisten um. Erst jüngst ließ
Klaus Wiegrefe, Leiter des Spiegel-Ressorts
Zeitgeschichte, gerichtlich eine Aussage in
einem Beitrag des Bayerischen Rundfunks
(BR) über den Reichstagsbrand streichen 
(M 7 – 8/06). Sie bezog sich unter anderem
auf die Rolle eines freien Journalisten na-
mens Paul K. Schmidt bei der Bearbeitung
der Spiegel-Serie von Fritz Tobias zum
Reichstagsbrand. Sie hatte 1959 / 60 die Al-
leintäterthese in der deutschen Geschichts-
schreibung verankert.

Gegenüber M hatte Wiegrefe erklärt: „Ich
habe überhaupt keinen Anlass dazu, die
NS-Vergangenheit von Schmidt klein zu
reden oder unter den Tisch zu kehren. Nur
hat das nichts mit seiner Tätigkeit beim
Reichstagsbrand zu tun. Tobias war ein-
fach über das Ergebnis von Schmidts Ar-
beit so enttäuscht („sachliche Fehler en
masse“), da hat man die Aufgabe einem
anderen Kollegen übertragen.“

Der Historiker Wigbert Benz zeigte
sich jetzt über Wiegrefes Äußerung in der
M recht irritiert. Hatte er doch in seiner
Studie „Paul Carell. Ribbentrops Presse-
chef Paul Karl Schmidt vor und nach
1945“ belegt, dass Schmidt schon fast drei
Jahre vor der eigentlichen Reichstags-
brandserie im Spiegel am 16. Januar 1957
die These vom Alleintäter van der Lubbe
in der 9. Folge seiner elfteiligen Serie „Ich
bin ein Lump, Herr Staatsanwalt!“ vertre-
ten hat. Für Benz ist klar: „Von einer kurz-
fristigen, marginalen Tätigkeit Schmidt-
Carells in Sachen Reichstagsbrand beim
Spiegel kann also keine Rede sein.“

Indem Schmidt die Argumente von
Tobias‘ späterer Serie vorwegnahm, die
unter anderem die Glaubwürdigkeit des
ermittelnden Kriminalkommissars Zirpins
betrafen, habe er die Alleintäterthese
schon Jahre vor Tobias‘ Serie im Spiegel
lanciert. Ende 1969 bzw. Anfang 1960
habe er schließlich, wie Fritz Tobias vor
dem Amtsgericht Hannover am 6. Juli
1961 aussagte, aus seinen Aufzeichnungen
„ein Komprimat hergestellt“.

Darüber berichtete auch Willi Winkler
kürzlich in einem Beitrag für die Süddeut-

sche Zeitung, der prompt einige Leserreak-
tionen hervorrief. Unter anderem kritisier-
te Hans Mommsen in seinem Leserbrief
die „aufgebauschte Rolle, die dem inkrimi-
nierten Spiegel-Mitarbeiter Paul Schmidt
alias Carell“ bei der Reichstagsbrandserie
„unterstellt“ werde. Schmidt habe „mit
den inhaltlichen Fragen überhaupt nichts
zu tun“ gehabt. Der renommierte Histori-
ker hatte 1964 Tobias‘ Alleintäterthese in
den Vierteljahresheften des Instituts für
Zeitgeschichte bestätigt. Heute jedoch be-
zeichnet Institutsdirektor Horst Möller die
Täterfrage als „wieder offen“.

Wigbert Benz stellt in seiner Studie
auch fest, dass ein Dissens von Tobias mit
Schmidt bis März 1958 nicht zu erkennen
ist. Er stellt anheim, ob es nicht der durch
die NS-Vergangenheit Schmidts verursach-
te Skandal um die Zeitschrift Kristall im
August 1959 war, der knapp drei Monate
vor Start der Spiegel-Serie Schmidt als
nicht mehr tragbar erscheinen ließ. Vier
Kristall-Redakteure hatten gekündigt,
nachdem Schmidt dort zum Ressortchef
„Politik und Aktuelles“ ernannt worden

war. Drei Zeitungen zitierten daraufhin
Schmidts „Notiz für Herrn Staatssekretär“
vom 27. Mai 1944 zur auslandspropagan-
distischen Vorbereitung und Absicherung
der Judendeportationen aus Budapest.
Zwei Wochen später teilte der Axel-Sprin-
ger-Verlag mit, Schmidt sei „auf seinen ei-
genen Wunsch“ von der weiteren Mitar-
beit entbunden worden. 

Gleichwohl florierte die Zuarbeit auch
weiterhin: Gemeinsam mit dem neuen
Chefredakteur Horst Mahnke schrieb
Schmidt später für den Kristall die Serie
„Unternehmen Barbarossa“. Das war kein
Zufall: Mahnke war zuvor Ressortleiter
beim Spiegel gewesen und war 1960 zum
Kristall gewechselt. Er hatte als Redakteur
Schmidts Reichstagsbrandserie 1957 ver-
antwortet. 1962 erschien unter Mahnke
im Kristall erneut ein Beitrag zum Reichs-
tagsbrand mit gleicher Stoßrichtung – An-
lass war das eben erschienene Buch von
Fritz Tobias. Für Benz ist es daher „evi-
dent“, dass auch dieser Artikel aus
Schmidts Feder stammt.

Mahnke selbst war kein unbeschriebe-
nes Blatt: Der Publizist Otto Köhler führte
kürzlich in der Jungen Welt aus, dass sich
1956 die beiden Spiegel-Ressortleiter für
Internationales und Ausland Horst Mahn-
ke und Georg Wolff schon als SS-Haupt-
sturmführer im SD des Reichssicherheits-
hauptamtes kannten: „Die beiden SD-
Leute, die nach dem Krieg beim Kaffee-
handel im Hamburger Freihafen unter-
gekommen waren, hatten für den Spiegel
eine offen antisemitische Serie gegen jüdi-
sche DPs (Displaced persons) geschrieben,
die Kaffeeschmuggel und Schwarzhandel
betrieben.“ Christiane Schulzki-Haddouti ■

Verharmlosung
im Rückblick
Kritiker vermissen bis heute offenen Umgang des Spiegel 
mit seiner braunen Vergangenheit

➧ Solibasar der Journalisten
Mit ihrem 10. Solibasar können Berliner Medienmacherinnen und Medienmacher Projekte der Ent-
wicklungszusammenarbeit in Argentinien und Uruguay in Höhe von rd. 7.000 Euro unterstützen. Die
Spende geht an La Communitaria TV (Argentinien), einem von und für sozial schwache Bevölkerungs-
gruppen betriebenen nichtkommerziellen TV-Sender, und an die Nachbarschaftsbibliothek des Pueblo
Isidoro Noblia, einer Armutsregion der Stadt Melo (Uruguay). Beide Projekte fördern die Teilhabe ar-
mer Bevölkerungsschichten an der modernen Informationsgesellschaft sei es dadurch, dass sie Armen
im TV eine Stimme geben, sei es durch die Ausrüstung einer Bibliothek mit einem Internetzugang und
modernen AV-Medien zur Wissensaneignung. Unter den rd. 40 Teilnehmern waren die dju und die
ver.di-Senioren, die Tageszeitungen Junge Welt, ND und taz, die Zeitschriften M und Publik, Freitag,
Stiftung Warentest, melodie&rhythmus; Buchverlage wie der Eulenspiegel Verlag, der Dietz-Verlag,
der Leipziger Kinderbuchverlag leiv; Musikverlage wie Buschfunk und BARBArossa und das Deutsch-
landradio. Der schnelle und korrekte Einsatz der Spende wird durch den Berliner entwicklungspoliti-
schen Verein Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika (FDCL) garantiert, der
seit Jahren mit den Empfängern der Spende vor Ort eng zusammenarbeitet.
Der 10. Solibasar fand aufgrund anhaltender Baumaßnahmen auf dem Alexanderplatz in einer kleine-
ren Version vor dem Fernsehturm statt. Auch die kurzfristige Absage von Teilnehmern und geringere
Besucherzahlen (10.000) wegen der schlechten Wetterlage führten zu einem geringeren Spendener-
lös als in den zurückliegenden Jahren. Dennoch zeigten sich die aktiven Medienleute sowie die zehn
ebenfalls präsenten Berliner entwicklungspolitischen Vereine mit dem Basar 2006 sehr zufrieden und
freuen sich auf den Solibasar 2007 auf dem neu gestalteten Alexanderplatz. red. ■

000000_M09_2006.qxd  14.09.2006  14:06 Uhr  Seite 16



aktuell

M 09.2006 17

Karikaturen aus Indien

„Indien im Blick – Karikaturen aus Indien“ ist
der Titel einer Ausstellung anlässlich der Frank-
furter Buchmesse 2006 – in der Goldhalle des
Hessischen Rundfunks in Frankfurt (Bertram-
straße 8). „Indien im Blick“ stellt anhand der
Arbeiten von über 20 indischen Karikaturisten
die lebhafte Karikaturenlandschaft des Landes
vor. Mit Humor und Satire führen die Zeichner
eindrucksvoll in die Gesellschaft Indiens ein.
Ihr kritischer Blick richtet sich u. a. auf Kultur
und Politik, das Arbeits- und Wirtschaftsleben,
die Sicherheitspolitik, die Rolle der Frau, Um-
welt und Globalisierung.

Die Ausstellung ist noch bis zum 18. Okto-
ber täglich 10 – 20 Uhr zu sehen. Der Eintritt ist
frei. Veranstalter ist die Initiative Ausstellung
Indische Karikaturen 2006. (Telefonischer Kon-
takt: 069 – 97 99 58 53) red. ■

Arbeitsplatzabbau bei Springer 

Die Axel Springer AG will bis 2009 im Verwal-
tungsbereich des Medienkonzerns 421 Arbeits-
plätze abbauen oder auslagern. Nach Unterneh-
mensangaben sollen 266 Stellen vollständig
wegfallen. Ausgelagert werden sollen weitere
155 Arbeitsplätze in Systemtechnik, Buchhal-
tung und sonstigen Diensten. Betriebsbedingte
Kündigungen werden nicht ausgeschlossen. Der
Konzern will den Verwaltungsanteil nach Stel-
len von derzeit 13 Prozent auf zehn Prozent
senken. Mit den Beschäftigten in den neu zu
gründenden Axel-Springer-Unternehmen soll
eine 40-Stunden-Woche und weniger Einkom-
men vereinbart werden.

ver.di verlangt, auf den geplanten Arbeits-
platzabbau zu verzichten.„Es gehört sich nicht
für ein gesundes, profitables Unternehmen,
ohne Not Beschäftigte und ihre Familien in die
Arbeitslosigkeit zu schicken“, so ver.di-Vize
Frank Werneke. Zunächst müssten dem Sprin-
ger-Gesamtbetriebsrat die kompletten Ergeb-
nisse der Berger-Studie übergeben werden, mit
der die Konzernleitung den Personalabbau be-
gründet. „Uns geht es um Beratungen und alter-
native Lösungen“, erklärte Werneke. Eine „erpres-
serische Haltung gegenüber Betriebsräten und
Beschäftigten“ sei keine angemessene Umgangs-
weise. red. ■

Aktionstag am 21. Oktober

Im Herbst dieses Jahres werden der Deutsche
Gewerkschaftsbund und seine Gewerkschaften
mit groß angelegten Aktionen Druck gegen die
unsoziale Politik der Großen Koalition entfalten
und die eigenen Alternativen dazu erläutern.
Vor allem geht es dabei um Gesundheitsreform,
Rente mit 67, Steuerpolitik, Arbeitslosengeld II
und Kündigungsschutz. Für den 21. Oktober
2006 ist ein Aktionstag mit Demonstrationen
und Kundgebungen in Berlin, Dortmund, Mün-
chen, Stuttgart und Wiesbaden geplant. Wer
sich gegen unsoziale Politik wehren will, sollte
dabei sein und Mitstreiter/innen dafür gewin-
nen. Zum Beispiel mit dieser 16-seitigen Bro-
schüre des ver.di-Bereichs Wirtschaftspolitik:
http://shorterlink.de?8a1c47 red. ■

Göttinger Wochenzeitung
gibt noch nicht auf

Die Göttinger Wochenzeitung, Deutschlands
einzige genossenschaftlich organisierte Lokal-
zeitung, kämpft um ihr wirtschaftliches Über-
leben. Vorstand und Geschäftsführung der Ver-
lagsgenossenschaft Göttinger Wochenzeitung
eG haben am 10. Juli beim Amtsgericht Göttin-
gen Insolvenz angemeldet. Das Erscheinen der
Zeitung wurde bis auf Weiteres eingestellt.

„Unsere Einnahmen aus dem Verkauf der
Auflage und dem Anzeigengeschäft haben sich
positiv entwickelt, sind aber hinter den Erwar-
tungen zurückgeblieben“, so Geschäftsführer
Jens Wortmann. Dies habe zu einem Aufzehren
des Eigenkapitals geführt. Die Anmeldung der
Insolvenz sei aus wirtschaftlichen und juristi-
schen Gründen nicht zu vermeiden gewesen,
heißt es in einer Pressemitteilung. „Die Insol-
venz muss für die Göttinger Wochenzeitung
nicht das Aus bedeuten“, so Wortmann. Nach
Bekanntwerden der finanziellen Schwierigkei-
ten hat eine private Initiative begonnen, Geld
für das Weitererscheinen der Zeitung zu sam-
meln. Fast 100 Spender haben dafür innerhalb
weniger Tage über 16.000 Euro auf ein treuhän-
derisch verwaltetes Privatkonto eingezahlt.

Anlass für die Initiative zur Gründung der
Verlagsgenossenschaft war vor drei Jahren die
Unzufriedenheit der Initiatoren mit der me-
dienpolitischen Situation in Göttingen. „Wir
wollten mit der Göttinger Wochenzeitung eine
ernstzunehmende Alternative bieten: linkslibe-
ral, hintergründig und kritisch“, sagt der Mitin-
itiator und Redakteur Jürgen Bartz. Die genos-
senschaftlichen Strukturen sollten die Unab-
hängigkeit der Berichterstattung sichern und
ein möglichst hohes Maß an Teilhabe ermög-
lichen. In diesem Sinne sei nicht nur eine Lo-
kalzeitung in Gefahr, sondern ein bundesweit
einmaliges medienpolitisches Modellprojekt.

Sammelkonto: Sparkasse Göttingen, BLZ
260 500 01, Konto 92304, Kontoinhaber:
Helmhard Ungerer, Stichwort: Weiterleben;
www.goettinger-wochenzeitung.de red. ■
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Auf dem Zeitungsmarkt des Ruhrgebiets ist
nichts mehr wie es einmal war. Aus den 
ehemals konkurrierenden Verlagshäusern
sind still und heimlich Geschäftspartner ge-
worden – mit Folgen für den publizistischen
Wettbewerb und die Pressevielfalt im bevöl-
kerungsreichen Ruhrgebiet.

Der Dortmunder Verleger Lambert Len-
sing-Wolff (Ruhrnachrichten / Münster-
sche Zeitung) hat sich mit dem Marktfüh-
rer WAZ (Westdeutsche Allgemeine Zei-
tung, Neue Ruhr / Neue Rhein Zeitung,
Westfälische Rundschau, Westfalenpost)
zusammengetan, um mit ihm
– vom Kartellamt genehmigt
– im Druckbereich zu koope-
rieren. Der Deal hat sich für
ihn gelohnt. Eine von acht
neuen Druckmaschinen, die
für die WAZ-Druckereien in 
Hagen und Essen gedacht wa-
ren, wird zukünftig in Dort-
mund / Dorstfeld die Lensing-
Blätter drucken. Zum Verleger
Kurt Bauer (Recklinghäuser
Zeitung / Buersche Zeitung)
pflegt Lensing-Wolff eben-
falls Kontakte. An dessen Ver-
lag soll er – bislang jedenfalls wurde dies
nicht dementiert – mit 40 Prozent beteiligt
sein. Und da man sich ja besser kennt und
gemeinsame Geschäfte macht, war es ver-
mutlich an der Zeit einmal über eine ein-
vernehmliche Neuordnung der Zeitungs-
landschaft im Ruhrgebiet nachzudenken. 

Den Anfang machte Lensing-Wolff.
Der kündigte im Januar 2006 die Schlie-
ßung seiner Redaktionen zum 31. März in
Bottrop, Gladbeck, und Gelsenkirchen
und den Verkauf der Bochumer Redaktion
zum Ende des Jahres 2006 an. Wenig spä-
ter zog Kurt Bauer nach, der für Ende Sep-
tember das Aus der traditionsreichen Buer-
schen Zeitung bekannt gab, die in einer
Auflage von zuletzt 8.000 Exemplaren in
Gelsenkirchen-Buer und Umgebung er-
schien. Damit wird die WAZ nun endgül-
tig in Gelsenkirchen zum Monopolisten. 

Da beim Zeitungsmonopoly alle ein-
mal am Zug sind, war Mitte des Jahres die
WAZ an der Reihe. In einem Schreiben an
die Leser kündigt der WAZ-Chefredakteur
Ulrich Reitz „Innovationen“ und eine

„Bündelung der Kräfte bei der WAZ“ an.
Was der offenbar gut in Eigen-PR geschul-
te Chefredakteur eigentlich sagen wollte:
Die WAZ wird sich zum 1. Januar 2007 mit
ihren Redaktionen aus Haltern am See,
Datteln, Herten, Marl, Oer-Erkenschwick,
Recklinghausen und Waltrop zurückzie-
hen. Übrig bleiben wird nur noch eine
neue Regionalredaktion mit Standort in
Recklinghausen und ein neues „innovati-
ves Internetkonzept“, so der Sprecher der
WAZ-Mediengruppe, Peter Klossek. Dieser
bestreitet zwar, dass sich die WAZ im Kreis
Recklinghausen „aus der Fläche“ zurück-

zieht, für das Geschehen vor Ort in der Re-
gion wird zukünftig gleichwohl nur noch
eine „Mobile Redaktion“ im Kleintrans-
porter zuständig sein. 

Dass nun die WAZ im Kreis Reckling-
hausen auf kleinerer redaktioneller Flam-
me kocht, wird wiederum Kurt Bauer und
insbesondere Lensing-Wolff sehr gelegen
kommen. Der hat sich zwar aus einigen
Teilen des Ruhrgebiets weitgehend zurück-
gezogen. Im Norden steht er dafür gut da
und hat beispielsweise schon in Dorsten
und Haltern Marktanteile von, so der dor-
tige Verlagsleiter Christoph Winck, 70 und
75 Prozent. 

Gesamte Belegschaft gekündigt

Das Nachsehen haben neben den Le-
sern die Belegschaften: Die Mitarbeiter der
geschlossenen Ruhrnachrichten-Redaktio-
nen (oft ehemalige Betriebsräte oder ande-
re unruhige Geister) wurden für ein Jahr
in einer Beschäftigungsgesellschaft unter-
gebracht. Bei der Buerschen Zeitung wur-

de gleich die komplette achtzigköpfige Be-
legschaft gekündigt. Immerhin: Bei der
WAZ werden die Redaktionsschließungen
nicht von Arbeitsplatzverlusten und Stel-
lenabbau begleitet sein. Von den 50 Re-
dakteuren, die zuletzt im Kreis Reckling-
hausen eine, so die Verlagsangabe, WAZ-
Gesamtauflage von 16.000 Exemplaren
betreuten, werden etwa 25 in der neuen
Regionalredaktion arbeiten, der Rest wird
zu Onlinern oder in anderen Redaktionen
untergebracht.

„Während der öffentlich-rechtliche
Rundfunk seit Jahren auf Bürgernähe setzt
und die regionale Berichterstattung ver-
stärkt, verabschieden sich die Verleger aus
den Regionen“, kritisiert Jutta Klebon vom
ver.di Fachbereich 8 diese „Ausdünnung
der Zeitungslandschaft NRW“. Das Han-
deln der Verleger sei nur noch von einem
„kaufmännischen Denken“ und keines-
wegs mehr von einem „publizistischen
Denken“ geprägt. Für Klebon steht es zu-
dem „in den Sternen“, ob die Lokalaus-
gaben, die nicht mehr vor Ort produziert
würden, die nötige Leser-Blatt-Bindung

entwickeln können, um sich
am Markt zu behaupten. 

Nach Ansicht des Dort-
munder Medienexperten
Horst Röper (Formatt-Insti-
tut) praktiziert die WAZ des-
halb einen „Abschied auf Ra-
ten“ aus dem Kreis Reck-
linghausen. „Das riecht nach
einem Kompensationsge-
schäft. Denn wenn man sich
die Verbreitungsgebiete und
die zeitliche Abfolge dieser
Maßnahmen anguckt, drängt
sich der Verdacht der Kunge-

lei auf“, so Röper. Wobei er diesen „gehar-
nischten“ Vorwurf gleich wieder ein-
schränken muss, „da dieser Vorwurf ein
Kartell unterstellt, was abzustrafen wäre“.
Was wohl nie passieren wird, da man den
Verlegern Gebietsabsprachen selten nach-
weisen kann. Nach Ansicht von Röper ist
jetzt die Medienpolitik gefordert, die sich
aus der „passiven Beobachterrolle“ heraus
begeben solle. „Die Politik fordert zwar
immer Zeitungsvielfalt, passieren tut nichts.
Das Ergebnis sieht dann so aus, dass im
Ruhrgebiet in den meisten Regionen allen-
falls noch zwei Titel aus dem WAZ-Kon-
zern miteinander konkurrieren.“EU-weit
gäbe es inzwischen eine Förderpolitik für
die Pressevielfalt, nur in Deutschland wür-
den dafür keine Instrumente entwickelt.
„Mit einem entsprechenden Fond hätte
zum Beispiel die Buersche Zeitung gerettet
werden können“, glaubt Röper. Die Sün-
den der Vergangenheit könnten damit
nicht mehr kuriert werden. „Für eine Zei-
tung die heute stirbt, wird keine neue
mehr gegründet.“ Frank Biermann ■
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Claims neu 
abgesteckt
Zeitungsmarkt im Ruhrgebiet: Verdacht auf Kungelei drängt sich auf 

Heftige Proteste bis zuletzt
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Die Berliner Zeitung erhält ein Redaktions-
statut. Wie Redaktion und Verlag am 28. Au-
gust gemeinsam mitteilten, soll das Regel-
werk das gemeinsame Verständnis des Pro-
fils der Zeitung und die Qualität der journa-
listischen Arbeit definieren. Darüber hinaus
regele das Statut die Zusammenarbeit zwi-
schen Verlag und Redaktion.

Die Redaktion habe das von ihr verlangte
Vetorecht bei der Berufung oder Abberu-
fung des Chefredakteurs nicht durchset-
zen können, sagte der Vorsitzende des
Redaktionsausschusses, Ewald B. Schulte,
dem epd auf Nachfrage. Jedoch trete das
Statut schon zum 1. September in Kraft.

Der neu zu wählende Redaktionsausschuss
werde deshalb schon bei den anstehenden
Etatverhandlungen für das Jahr 2007 mit-
reden können. In geheimer Abstimmung
sei das Redaktionsstatus mit überwältigen-
der Mehrheit angenommen worden.

Seit Anfang des Jahres war um das
Redaktionsstatut gerungen worden. Nach
der Übernahme der Berliner Zeitung durch
die BV Deutsche Zeitungsholding, ein
Konsortium von Finanzinvestoren, hatte
die Redaktion damit journalistische Unab-
hängigkeit und Qualität sichern wollen.
Nachdem der Verlag Ende Mai Josef De-
penbrock zum neuen Chefredakteur er-
nannt hatte, protestierte die Redaktion.

Die Zeitung erschien am 30. Mai nur mit
einer zwölfseitigen Notausgabe.

Chefredakteur Depenbrock sieht mit
dem Statut die Unabhängigkeit der Berli-
ner Zeitung gestärkt. „Die Redaktion unter
der Verantwortung des Chefredakteurs
entscheidet frei und unbeeinflusst über
die Inhalte der Zeitung“, sagte er. Peter
Skulimma, Geschäftsführer des Berliner
Verlags, hob den „großen Konsens“ aller
Beteiligten hervor. Redaktionsvertreter
Schulte sieht mit dem Statut den „hohen
Qualitätsanspruch“ der Berliner Zeitung
als „größte und führende Abonnements-
zeitung der Hauptstadt“ festgeschrieben.

Die Berliner Zeitung verkaufte im
2. Quartal dieses Jahres 179.626 Exem-
plare täglich, 132.425 davon im Abonne-
ment. Im Vergleich zum Vorjahreszei-
traum betrug der Rückgang bei den Abon-
nements 2,87 Prozent (Quelle: Informa-
tionsgemeinschaft zur Feststellung der
Verbreitung von Werbeträgern).

Lili (epd Medien) ■
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Redaktionsstatut für
die Berliner Zeitung
Sicherung von Qualität – kein Vetorecht in Chefredakteursfragen

Im Juni 2006 hat der Bayerische Flüchtlingsrat mit
„Hinterland“ die Flucht nach vorn angetreten. Auf
drastische Etatkürzungen – so wurden Mittel aus
dem EU Fonds zur Förderung der Flüchtlingsarbeit
gestrichen – reagierte er antizyklisch mit dem
neuen Projekt einer Quartalsschrift, die als „De-
battenblatt mit flüchtlings- und migrationspoli-
schem Hintergrund tiefer blicken und breiter infor-
mieren“ will. „Das anzugehen, war ein magischer
Moment für uns und wirkte wie ein Befreiungs-
schlag“, berichtet Friedrich Burschel, freier Journa-
list bei Hinterland, über den Kampf gegen Resig-
nation und gesellschaftliches Desinteresse. „Das
leicht altbackene Verbandsmitteilungsblatt wird
abgelöst durch ein kampflustiges Heft jenseits 
der moralischen Endlosschleifen professionell Be-
troffener in Politik und NGOs.“ Themen rund um
Flucht und Migration seien „gerade definitiv out“,
doch bei vielen Menschen mit kritischem Verstand
wachse die Unzufriedenheit. „Weit entfernt, die
haarsträubende Situation von Flüchtlingen, Mi-
granten und Illegalisierten zu verniedlichen oder
unterhaltsam zu verpacken, wollen wir den Focus
öffnen und den kritischen gesellschaftlichen Zu-
sammenhang herstellen. Wir brauchen nicht nur
im ausländerpolitisch ver(beck)steinerten Bayern
die Gegenöffentlichkeit.“ 

Bereits das erste 64seitige in essayistischer
schwarz-weißer Bildsprache großzügig layoutete
Heft bietet mit dem Schwerpunktthema Wohnen
hintergründigen Lesestoff: vom Leben in Sammel-
unterkünften über die Existenz im Niemandsland
zwischen Deutschland und Rumänien oder auf
dem Flughafen bis zum Sich-Einrichten-Müssen im
Knast. Die Luxus-Variante freiwilliger Abschottung
wird mit Privilegierten-Ghettos in Brasilien erzählt.
Literaturangebote wie unveröffentlichte Auszüge
aus Mike Davis‘ neuem Buch „Planet of Slums“,
Filmkritiken und Nachrichten gehören mit ins 
Magazin, auf dessen Erscheinen es „viel Zuspruch
und großartige Reaktionen“ aus der gesamten
Bundesrepublik gab. „Wir sind für jede Kritik emp-
fänglich“, versichert Burschel. „Jetzt gehen wir
Kinderkrankheiten an. Humor und Auseinanderset-
zung kommen noch zu kurz. Wir wollen auf den
Putz hauen und uns genauso mal selbstironisch
zurücklehnen.“ 
Mit dem Anspruch auf Qualitätsjournalismus hat
sich das zum Nulltarif arbeitende Redaktionsteam
aus drei journalistischen Profis und mehreren en-
gagierten Laien selbst die Trauben hoch gehängt.
Zwar konnte über die Beiträge der unterdessen
knapp 500 Fördermitglieder des Bayerischen
Flüchtlingsrats, über den Zusammenschluss der

selbstverwalteten Kollektive „Münchner Netzwerk
e.V. und andere Gruppen die Finanzierung des er-
sten Heftes im Juni und des zweiten im September
gesichert werden – aber Gehälter oder Honorare
sind nicht drin. Gleichwohl stellen namhafte Auto-
ren Manuskripte zur Verfügung, für Heft 2 schrieb
beispielsweise Satiriker Wiglaf Droste eine Kolum-
ne. Jede Ausgabe ist neu zu finanzieren. „Das Heft
muss über den Stamm der Fördermitglieder und à
priori Interessierten hinaus bekannt werden“, be-
schreibt Burschel den mühsamen Weg zur Stabi-
lisierung, „Wir müssen das Anzeigengeschäft 
ausweiten, ‚fundraising‘ betreiben, die Abonnen-
tenzahl erhöhen, in mehr Buchläden und Bahn-
hofskiosken ausliegen. Erst dann ist an eine Erwei-
terung der Auflage über die derzeit 1.500 hinaus
zu denken, an ein festes Redaktionsteam und 
Honorare.“ Bettina Erdmann ■

www.hinterland-magazin.de

Schon entdeckt?
Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind hochinteressant, aber wenig bekannt.
Deshalb stellt M mit dieser neuen Rubrik in jedem Heft eines davon vor.

Hinterland
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Die Kölner Verlagsgruppe M. DuMont Schau-
berg (MDS) hat von der SPD-Medienholding,
der Deutschen Druck- und Verlagsgesell-
schaft mbH, Hamburg (DDVG), 50 Prozent
der Anteile und eine Stimme an der Druck-
und Verlagshaus Frankfurt am Main GmbH
erworben. Der Kaufpreis soll mindestens 35
Millionen Euro betragen. Damit ist MDS
neue Mehrheitseignerin und Stimmführerin
der Frankfurter Rundschau. Die DDVG hält
noch 40 Prozent der Anteile, die Karl-Gerold-
Stiftung 10 Prozent. Das Bundeskartellamt
gab im August grünes Licht für das Geschäft.

Die DDVG, die vor zwei Jahren 90 Prozent
der von der Pleite bedrohten FR gekauft
hatte, und MDS wollen künftig vor allem
sparen. In einer gemeinsamen Erklärung
wird unter anderem betont, „dass weitere
Maßnahmen zur Kostensenkung in Frank-
furt ergriffen werden müssen, um die

Grundlage für den weiteren Bestand und
künftigen publizistischen Erfolg des ange-
sehenen Traditionsblattes zu sichern“.
Heinz Kiegeland, Sprecher der Geschäfts-
führung der Verlagsgruppe M. DuMont
Schauberg in Köln, sagt dazu in einem
Interview: „Zwischen den Partnern wur-
den gemeinsame Kostenziele und -poten-
tiale festgelegt, die wir momentan nicht
weiter kommentieren wollen.“ Das kann
nur bedeuten, dass besonders die Beschäf-
tigten der Druckerei in Neu Isenburg wei-
tere Opfer bringen sollen, damit die Ren-
diteerwartungen erfüllt werden. Im Kauf-
vertrag mit der DDVG soll bereits eine
Summe fixiert worden sein, die erreicht
werden müsse. In dem Druck- und Ver-
lagshaus wurden im Jahr 2002 noch
knapp 1.700 Frauen und Männer beschäf-
tigt. Mit den bereits vollzogenen Sanie-
rungsmaßnahmen waren viele Entlassun-
gen verbunden, wodurch die Zahl der Be-
schäftigten auf heute gut 730 Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter reduziert wurde. 

Weitere Machtkonzentration

Der Medienforscher Horst Röper wer-
tet den Eigentümerwechsel bei der Frank-
furter Rundschau als weiteren Schritt zur
Konzentration publizistischer Macht in
Deutschland. Das Kölner Verlagshaus Du-
Mont Schauberg werde mit der Übernah-
me der Mehrheit an der FR in der Hitpara-
de der großen Verlage weiter aufsteigen,
sagte Röper in einem Interview mit dem
Deutschlandradio. „Die publizistische
Macht dieser großen Verlagsgruppen in
der Bundesrepublik ist schon beträchtlich,
und man muss halt fürchten, dass sie wei-
ter wächst.“ Zu den Folgen einer weiteren
Pressekonzentration meint Röper: „Gerade
dem Verleger Alfred Neven DuMont, ist ja
immer wieder vorgeworfen worden, dass
er zwar auf der einen Seite viel für seine
Redaktion tut, das heißt in Besonderheit,
er zahlt ganz gut, auf der anderen Seite
aber auch ständig in die Redaktion hin-
einregiert und Einfluss nimmt, auf die
Aussagen in der Zeitung. Je mehr Zeitun-
gen ihm gehören, desto mehr muss man
befürchten, dass er eben Einfluss nimmt
auf solche Aussagen. Und wir Zeitungs-
leser werden abhängiger von den Ent-
scheidungen Einzelner, weil das Heer, das
es einmal gegeben hat, von Verlegern, so
ja nicht mehr steht, die Vielfalt also ge-
fährdet ist.“ 

Die Präambel der Stiftungsverfassung
der Karl-Gerold-Stiftung ist Bestandteil des
Gesellschaftsvertrages. Darin heißt es,
nach dem Willen des Stifters Karl Gerold
solle die Frankfurter Rundschau „sein und
bleiben eine unabhängige, politisch enga-
gierte, links-liberale Tageszeitung, ver-
pflichtet dem Geist des Grundgesetzes
und den Menschenrechten und ständig
eintretend für das unbedingte Prinzip der
Demokratie und für die soziale Gerechtig-
keit“. Das dürfte mit Alfred Neven Du-
Mont schwierig werden. Der selbstgefäl-
lige Herrscher über sein Medienimperium
in Köln und Halle hat ein enormes Gel-
tungsbedürfnis mit der Folge, dass er sich
selbst grundsätzlich für den wichtigsten
Entscheidungsträger hält. Der Ex-Karne-
valsprinz, Ehrenpräsident des Bundesver-
bandes Deutscher Zeitungsverleger, ehe-
malige Präsident der Kölner Industrie- und
Handelskammer, Ehrenbürger der Stadt
Köln und einflussreiche Patron in der
rheinischen Metropole wird Vorsitzender
eines Herausgeberrates für die Frankfurter
Rundschau. Die Betroffenen werden sich
noch wundern. Alfred Neven DuMont
duldet Widerspruch selten.

Pochen auf Haustarifvertrag

Die zuständige Gewerkschaft ver.di
fordert Garantien für die redaktionelle
Unabhängigkeit und für die Arbeitsplätze
in Verlag und Druckerei. Vom neuen
Mehrheitsgesellschafter werden klare Zu-
sagen über den Erhalt des Verlags- und
Druckstandortes Frankfurt in einem ein-
heitlichen Betrieb und die Einhaltung der
mit ver.di abgeschlossenen Haustarifver-
träge verlangt. Ende 2006 laufen die Sa-
nierungstarifverträge aus, die den Verzicht
auf Sondervergütungen wie das 13. Mo-
natsgehalt einschließen. Dazu gibt es kei-
ne Alternativen, heißt es im Verlag. „Wir
müssen auf der Kostenseite noch sehr viel
tun“, sagte Heinz Kiegeland der Financial
Times Deutschland. 

Es bleibt die Frage, warum sich Alfred
Neven DuMont bei der Frankfurter Rund-
schau überhaupt engagiert. Wahrschein-
lich wollte er sich noch einmal beweisen,
dass er mit 79 Jahren unter den Zeitungs-
fürsten der wichtigste, der größte und ei-
ner der mächtigsten ist. Er will es noch
mal allen zeigen. Und selbstverständlich
erwartet er Dankbarkeit und Verehrung.

Franz Kersjes ■
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FR mit neuem Besitzer
Kurskorrektur der bislang links-liberalen Tageszeitung aus Frankfurt am Main befürchtet

➧

Alfred Neven DuMont hat sich mit 25 Millio-
nen Euro auch in die israelische Verlagsgrup-
pe Schocken eingekauft, die unter anderem
die Tageszeitung Haaretz (Das Land) heraus-
gibt (Wochenendauflage 95.000 Exemplare).
Zum Konzern der Familie Schocken gehören
außerdem 15 kleine lokale Zeitungen, die
Wirtschaftszeitung The Marker und eine Be-
teiligung am Internetportal walla.co.il.

Die Beteiligung des Kölner Verlages mit 25
Prozent ist in der Öffentlichkeit Israels nicht
unumstritten. So kommentierte die konkurrie-
rende Tageszeitung Maariv die Rolle Alfred
Neven Dumonts Vater Kurt in der Nazizeit und
die des Verlegers Amos Schocken wie folgt:
„Wir haben den Sohn eines Mannes, der das
Naziregime zumindest stillschweigend gedul-
det hat, um seinen eigenen Profit zu sichern
und in der Stadt Köln ein Zeitungsmonopol
aufgebaut hat, und den Sohn eines deutsch-
jüdischen Auswanderers, dessen Kaufhausket-
te 1938 arisiert wurde, Seite an Seite, um das
traditionsreichste israelische Verlagshaus zu
betreiben, eine Institution, die eng mit der
Schaffung eines demokratischen Staates Israel
verbunden ist – das passt einfach nicht zu-
sammen. Neven DuMont steht für genau das
Gegenteil von Haaretz: Monopolisierung und
Gleichschaltung“.

DuMont Schauberg 
in Israel
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Ihren Alt-Verleger Alfred Neven DuMont
(79), der demnächst bei der Frankfurter
Rundschau (FR) das Sagen hat, nennen die
Kolleginnen und Kollegen des Kölner Stadt-
Anzeigers gerne schon mal beim Vornamen –
allerdings nur dann, wenn „der Alfred“ nicht
in der Nähe ist.

Vor ziemlich genau zehn Jahren soll es
„Alfred“, der Widerspruch im allgemeinen
nur ungern hört, bei der Morgenlektüre
der Frankfurter Rundschau einmal für kur-
ze Zeit die Sprache verschlagen haben. Das
links-liberale Blatt hatte in seiner Ausgabe
vom 8. August 1996 ausführlich über den
Rauswurf eines langjährigen Redakteurs
des „Kölner Stadt-Anzeigers“ berichtet.
Dessen Vergehen: Er hatte am 24. Juli für
den Reiseteil den Beitrag eines freien Jour-
nalisten über die Verquickung zwischen
Reisebuchverlagen und Reiseunterneh-
men ins Blatt genommen. Ein Beitrag, der
zuvor bereits von anderen Tageszeitungen
und diversen Rundfunksendern veröffent-
licht worden war. Stein des Anstoßes: Im
Artikel erwähnt war auch die Beteiligung
des Verlages DuMont Schauberg als He-
rausgeber der bekannten DuMont-Reise-
führer an einem Münchener Veranstalter
für Studienreisen.

Dem seit 25 Jahren für den Stadtan-
zeiger tätigen Redakteur Hartmut Schergel
nutzte es nichts, dass er in der Redaktions-
konferenz auf die Nennung des Namens
DuMont hingewiesen hatte und der Arti-
kel vom Chefredakteur abgenommen wor-
den war. „Alfred“ war offenbar über den

Vorgang so erregt, dass er rot sah, seinen
Urlaub unterbrach und Köln erst wieder
verließ, als dem Reiseredakteur am 6. Au-
gust die fristlose Kündigung übergeben
worden war.

Der FR-Artikel ließ „Alfred“ zwei Tage
später wohl erneut rot sehen. Wurde in
ihm doch das Image des liberalen Verle-
gers heftig in Frage gestellt. Offenkundig
voller Wut ließ er umgehend den Vertrag
über einen Auslandskorrespondenten-
Pool mit der FR kündigen. Erst nachdem
die FR am 5. September 1996 einen als
„Gegendarstellung“ betitelten Meinungs-
beitrag des Kölner Verlagshauses veröf-
fentlichte, ließ „Alfred“ die Kündigung des
Vertrags mit der FR zurückziehen. „Einen
Kniefall der Rundschau“ nannte dies die
Zeitschrift «M» der seinerzeitigen IG
Medien. Von „Sabotage“ und dem Versuch
eines Verlegers, „mit allen Mitteln unab-
hängigen Journalis-
mus zu behindern“,
schrieb der Medien-
experte Horst Röper
in der Zeit.

Die dju würdig-
te das Verhalten des
Patriarchen von
Köln auf ihre Weise
und verlieh ihm
Ende November
1996 in Abwesen-
heit den „Goldenen
Maulkorb“. Er habe
„weit über die
Grenzen Kölns hin-
aus gezeigt, dass er
als Verleger und He-
rausgeber bereit ist,
faktengetreue Be-
richterstattung ur-
eigenen wirtschaft-
lichen Interessen zu
opfern“.

Die Kündigung
von Hartmut Scher-
gel wurde einige
Monate später vom
Arbeitsgericht Köln
verworfen. Er muss-
te weiterbeschäftigt
werden, da keine
Gründe für eine
Kündigung vorgele-
gen hatten. Die 15.
Kammer des Kölner
Arbeitsgerichts war

der Argumentation des Hauses DuMont
nicht gefolgt, dass der Redakteur ein „pu-
blizistisches Sicherheitsrisiko“ sei, das un-
verzüglich entfernt werden müsse. Die
Vorsitzende Richterin stellte in der münd-
lichen Urteilsbegründung fest, er habe
sich weder tendenzwidrig noch geschäfts-
schädigend verhalten. Für „Alfred“ war
damit wohl der Punkt erreicht, wo jedes
weitere Vorgehen dem Ansehen der Zei-
tung, des Hauses DuMont und seinem ei-
genen als Ehrenbürger Kölns weiteren
Schaden zugefügt hätte. Schließlich hat-
ten allein Dutzende von Journalisten die
Verhandlungen vor dem Arbeitsgericht
verfolgt.

Hartmut Schergel arbeitete anschlie-
ßend noch bis 2005 als Redakteur beim
Kölner Stadt-Anzeiger und ist seitdem in
der passiven Phase seiner Altersteilzeit.

Carlota Soto ■

„Alfred“sah rot
Vom Rausschmiss eines Redakteurs und dem Goldenen Maulkorb
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Peter Schröder-Metz, ehemaliger
dju-Vorsitzender NRW, 1996 bei der
Verleihung des Goldenen Maulkorbs
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Nachrichtenagenturen gelten als Hort der
Seriosität. Jetzt heißt es in einer Diplom-
arbeit von der Universität Leipzig, dass die
dpa, Deutschlands größte Presseagentur, in
einigen Landesbüros in größerem Umfang
Pressemitteilungen weitgehend übernom-
men und als eigenrecherchierte Meldung
herausgegeben hat. dpa bewertet diese Vor-
gehensweise anders als der Diplomant.

Innerhalb von vierzehn Tagen gehen in ei-
nem typischen Landesbüro der dpa rund
200 Mitteilungen ein – von Informationen
der Polizei und Behörden bis hin zu Stel-
lungnahmen von Politikern, Parteien und
Verbänden. Ein normaler Vorgang, viele
machen PR und versuchen, ihre Verlaut-
barungen auch über eine Nachrichten-
agentur zu transportieren. Diese geht je-
doch nicht immer angemessen mit diesen
PR-Mitteilungen um, meint der Leipziger
Journalist Tobias Höhn. In seiner Diplom-
arbeit hat er zwischen November 2004
und Februar 2005 über sechs Wochen die
Landesbüros von NRW, Sachsen und
Baden-Württemberg und deren Außen-
stellen untersucht. 

Nur teilweise Nachrecherche

Das Ergebnis: Zwar hat man die Mehr-
zahl der Pressemitteilungen einfach aus-
sortiert. Die verbliebenen wurden aller-
dings in großem Maße zu dpa-Meldungen
umgeschrieben. Das machte immerhin
mehr als die Hälfte des gesamten Outputs
aus. „Was nicht heißen soll, dass die PR-
Texte 1:1 übernommen wurden“ erklärt
Höhn. „Es wurde auch in manchen Fällen
nachrecherchiert, es wurden zusätzliche
Stimmen eingeholt. Aber das war nicht die
Regel.“ Bei fast 90 % aller untersuchten
Nachrichten, die auf Pressemitteilungen
zurückgehen, war es nicht nur so, dass 
diese nur die einzige Quelle der Nachricht
waren. Auch die Kernaussage der Presse-
mitteilung sei komplett in die Meldung
übernommen worden. Und: bei einem
Viertel aller Meldungen habe sich nicht er-

schlossen, welche Quelle dahinter steht.
So hat die „Vereinigung der sächsischen
Wirtschaft“ im November 2004 den Ab-
schluss der Koalitionsgespräche begrüsst,
wie sie per Mail erklärte. Genau das ging
dann auch über den Ticker, ohne zu er-
wähnen, dass die Quelle eine Pressemittei-
lung war. In einem anderen Fall teilte das
Sächsische Wirtschaftsministerium mit,
dass Sachsen erfolgreich in Usbekistan sei.
Nur unkonkret wurde behandelt, was man
dort gemacht hätte, zu einem Projektab-
schluss sei es nicht gekommen. Trotzdem
wurde die Pressemitteilung mit der glei-
chen Überschrift übernommen – ohne
weitere Informationen einzuholen. 

Der Grund für dieses Vorgehen ist
nicht nur Zeitdruck, wie Tobias Höhn bei
einer Befragung herausfand. „Pressestel-
len, mit denen man öfter zusammenarbei-
tet, ist man per se gütlicher gestimmt.
Man weiß, wer da auf der anderen Schreib-
tischseite sitzt, der liefert immer zuverläs-
sige Informationen“, sagt Höhn. „Hinzu
kommt: Nachrichtenstücke sind immer
knappe Meldungen, zumindest die erste
Meldung. Redakteure sagten mir, die Pres-
semitteilung reicht mir aus, zumindest für
die erste schnelle Nachricht. Da steht alles
drin, mehr Informationen kann ich eh
nicht unterbringen.“ 

Fakt ist: Auf diese Weise werden Re-
chercheleistungen vorgegaukelt, die zu-
mindest teilweise nicht erbracht werden.
„Wenn Nachrichten eingehen, die das La-
bel dpa tragen, geht man davon aus, die
haben das recherchiert, das sind Informa-
tionen, auf die können wir uns verlassen,
dort sitzen Menschen, die kennen sich aus.
Wenn dieser Prozess der Überprüfungsre-
cherche, der Erweiterungsrecherche, nicht
passiert, leidet darunter auch das Vertrau-
en in die Agenturen und in den deutschen
Agenturmarkt“, befürchtet Höhn. 

Bei der dpa, die dem Journalisten be-
reitwillig für die Untersuchung ihre Türen
geöffnet hat, ist man mit der Kritik Höhns
jedoch nicht einverstanden. Pressemittei-
lungen, die von Behörden, Parteien und

Verbänden kommen, werden in der Chef-
redaktion nicht als PR angesehen. Somit
müssten sie auch nicht zwingend über-
prüft werden, meint Michael Ludewig,
Mitglied der dpa-Chefredaktion. „Dass wir
diese Informationen, wenn sie in sich
schlüssig und plausibel sind, auch so
transportieren, wie sie herausgegeben 
worden sind, das ist unsere Aufgabe. Wir
haben bis zu einem gewissen Grad auch
diese Aufgabe als Transporteur von Infor-
mationen.“ Gleichwohl räumt Ludewig
ein, dass es auch Ausrutscher gegeben ha-
ben könnte. Einzelne Beispiele, die in der
Diplomarbeit Höhns erwähnt worden
sind, habe man ausgewertet. 

Mehr Hintergründe

Auch wenn man sich der Gesamtwer-
tung der Arbeit, dass in großem Maße 
PR-Mitteilungen unkritisch übernommen
werden, nicht anschließt, so zieht die dpa
aus der Diplomarbeit doch Schlüsse für die
Praxis. Bereits in den letzten Jahren habe
man beobachtet, dass die Kunden mehr
an Hintergründen und an der Einordnung
von Informationen interessiert sind –
während die reine Transportfunktion, die
früher das Monopol von Agenturen war,
nicht mehr so stark gefragt ist. „Wir kön-
nen uns in diesem Bereich zurückneh-
men, das heißt, weniger Transport von
Stellungnahmen, mehr durchdringende
Hintergründe. Diese Art von Umsteuern
ist uns wichtig und deshalb ist die Unter-
suchung sehr sehr hilfreich, weil sie uns
sagt: Liebe dpa, in diesem Punkt setzt ihr
noch sehr viel Arbeitskraft ein und mög-
licherweise auf einem Gebiet, das nicht
mehr so relevant ist“, so das Fazit Ludewigs. 

Mehr Recherche bei der dpa – zumin-
dest darin dürften sich der Journalist Tobi-
as Höhn und die Deutsche Presse-Agentur
einig sein. Wie die dpa jedoch mit ihrer
Transportfunktion, also der teilweise un-
kritischen Übernahme von Pressemittei-
lungen in Zukunft umgehen möchte, ist
offen. Vera Linß ■

22 M 09.2006

Quelle der 
Nachricht:
Öffentlichkeitsarbeit
Schlussfolgerungen aus einer Diplomarbeit der Universität Leipzig über dpa
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Das Oberlandesgericht Köln hat in einem
jetzt überreichten Urteil vom 11. Juli 2006
klargestellt, dass der Presserat Verlage
missbilligen und auf journalistische Sorg-
faltsverstöße hinweisen darf, heißt es in
einer Pressemitteilung des Kontrollgremi-
ums. Die Berechtigung des Deutschen
Presserats „folgt aus der verfassungsrecht-
lich verankerten Vereinigungsfreiheit, das
Recht seiner Mitglieder zur freien Mei-
nungsäußerung aus Art. 5 GG; seine Ent-
schließungen, ob er einen Verstoß gegen
presseethische Grundsätze annimmt und
gegebenenfalls welche Maßnahmen er er-
greift, sind ausschließlich durch ideelle,
im Pressekodex wiedergegebene ethische
Vorstellungen geprägt“. Damit bestätigte
das Gericht erstmalig ein Grundsatzurteil
des Oberlandesgerichts Hamburg aus dem
Jahr 1959 zur Beschwerdearbeit des Deut-
schen Presserats.

Der Öko-Test-Verlag hatte sich gegen
eine vom Presserat im Jahre 2004 gegen
ihn ausgesprochene Missbilligung wegen

Verstoßes gegen den Pressekodex gewehrt.
Anlass lieferte eine Berichterstattung über
Vaterschaftstests. Das Oberlandesgericht
stellte jetzt nach dem Landgericht Bonn in
zweiter Instanz klar, dass die Klage bereits
deshalb unbegründet war, weil es sich bei
den Bewertungen des Beschwerdeaus-
schusses offensichtlich und inhaltlich um
eine Meinungsäußerung handelt. Auch
die tatsächlichen Annahmen, auf denen
die Missbilligungsentscheidung des Deut-
schen Presserats beruhte, erschienen dem
Gericht zutreffend. Die Zeitschrift hatte
den Presserat verpflichten wollen, sowohl
die weitere Äußerung zu unterlassen, sie
habe gegen die journalistische Sorgfalts-
pflicht gemäß Ziffer 2 des Pressekodex ver-
stoßen, als auch die Maßnahme zurückzu-
nehmen.

Die Ausschüsse des Presserats haben
jährlich über 280 Beschwerdefälle zur Ent-
scheidung vorliegen und sprechen hierzu
in knapp der Hälfte der Fälle Missbilligun-
gen und Rügen aus. red. ■

Arbeit des Presserats gestärkt
Oberlandesgericht Köln bestätigte Grundsatzurteil von 1959

Beschwerden zum
Redaktionsdatenschutz
Zweiter Tätigkeitsbericht des Presserats

Der Deutsche Presserat hat seinen zwei-
ten Tätigkeitsbericht zum Redaktions-
datenschutz Anfang August veröffent-
licht. Darin werden die in den vergan-
genen zwei Jahren erfolgten Beschwer-
den dokumentiert und Einblicke in die
Arbeit des Beschwerdeausschusses zum
Redaktionsdatenschutz gegeben.

Außerdem wird eine Liste aller Ver-
lage veröffentlicht, die sich der Frei-
willigen Selbstkontrolle bislang ange-
schlossen haben.

Gesetzestexte, die Selbstverpflich-
tungserklärung und der Pressekodex
mit den hervorgehobenen Daten-
schutzbestimmungen vervollständigen
den Tätigkeitsbericht, der auch im
Internet zum Download bereitsteht:
www.redaktionsdatenschutz.de.

Die gedruckte Fassung erhalten
Sie für 7,50 Euro zzgl. Versandkosten
in der Geschäftsstelle des Presserats:
Gerhard-von-Are-Str. 8, 53111 Bonn.

red. ■

Anzeige
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➧ Buchrezension: „Spur der Filme“

Zeitzeugen berichten über die Deutsche Film AG (DEFA)

Ingrid Poss / 
Peter Warnecke 
(Herausgeber) 

Spur der Filme 
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Vor 60 Jahren,17. Mai 1946, wurde in Potsdam-Babelsberg als er-
ste deutsche Filmproduktion nach dem Ende des Krieges die
Deutsche Film AG – DEFA genannt – gegründet. In ihren Studios
entstanden über 700 Filme für das Kino und rund 540 für das
Fernsehen der DDR. Unter diesen Filmen waren Kunstwerke, die
noch heute Bestand in der Filmgeschichte haben. Darunter sind
auch Produktionen, die politisch benutzt wurden, inzwischen
aber als Zeitdokumente gelten.
Umfangreich war die Recherche der Herausgeber Ingrid Poss und
Peter Warnecke zu ihrem Sachbuch. Damit wurde die Geschichte
der DEFA bis zu ihrem bitteren „Aus“ 1992 aus der Sicht der Film-
schaffenden der DEFA aufgearbeitet. Poss und Warnecke haben
über 70 Regisseure, Autoren, Dramaturgen, Kameraleute, Szenen-
und Kostümbildner, Komponisten, Produktionsleiter und Schau-
spieler befragt. Im Rahmen der DEFA-Stiftung und des Filmmu-
seums Potsdam entstanden mehr als 400 Stunden Interviews, die
zur „Spur der Filme“ führten und sich in dem Buch wieder finden.
Den Autoren gelang eine ungeschminkte wie authentische Innen-
ansicht zu den Produktionen der DEFA und der Zeit, in denen die
Spielfilme entstanden. Ein Teil dieser Produktionen kann heute für
das Heimkino auf DVD erworben werden. Auch sind DEFA-Filme
bereits Teil der Cinemathek der Süddeutschen Zeitung wie Frank
Beyers Film „Spur der Steine“. Bei seiner Premiere am 30. Juni
1966 kam es zum inszenierten Skandal. Der Film wurde von or-
ganisierten Störern niedergeschrieen und verschwand danach für
23 Jahre von der Leinwand. Im Nachhinein sagt Frank Beyer über

den Film: „Ich habe den Film seit 1966 nicht wieder gesehen,
spreche also aus der Erinnerung. Möglicherweise enthielt er man-
che politische Zuspitzung, und sicher gibt es in diesem Film bitte-
re Szenen menschlichen Versagens. Das hat mich während der Ar-
beit schlaflose Nächte gekostet.“
Dabei gab es auch DEFA-Filme, die beim Publikum nur auf wenig
Interesse stießen. Andere Filme aus dem Babelsberger Studio hol-
ten Hunderttausende, sogar ein paar Millionen Menschen vor die
Leinwand. Immer befanden sich ihre Macher bei ihrer Arbeit in ei-
nem Spannungsverhältnis von politischen Erwartungen und eige-
nem künstlerischen Anspruch. Regisseur Egon Günther erinnert
sich: „Diese Leute (gemeint ist hier die Parteiführung) hatten Fil-
me im Kopf, die ihnen nur die Bravsten drehten. Sie wollten Filme,
die ihnen helfen sollten zu regieren und die deutlich machten,
dass wir in der besten aller möglichen Welten lebten. Sie haben
nicht begriffen, dass das nicht geht, dass Kunst subversiv sein
muss.“
Noch treffender formuliert es Lothar Warnecke: „ Für mich war
diese Wende nicht nur ein zeitlicher Ablauf, sondern eine viel grö-
ßere, einschneidende – in meine Geschichte und meine Individu-
alität einschneidende – Situation, weil ich verbunden war mit der
Gesellschaftsutopie DDR und ich geglaubt habe, dass sich da et-
was entwickelt, entwickeln kann. Und als das plötzlich über
Nacht zu Ende war, hatte es für mich seelische Folgen, mit denen
ich erst einmal zurecht kommen musste.“

Karl-H. Walloch ■

Die seit Monaten stockend laufende Tarif-
runde bei RTL wird am 19. September (nach
Redaktionsschluss) fortgesetzt. Die Verhand-
lungen fallen in eine Zeit hoher Umsatz- und
Ergebnissteigerungen bei der RTL-Group ge-
paart mit einem unfairen Abbau bisheriger
guter Arbeitsbedingungen.

Wenn RTL-Geschäftsführerin Anke Schä-
ferkordt von ihren Führungskräften ver-
langt, sie sollen „unsere Werte vorleben“,
indem sie „nicht Wasser predigen und
Wein trinken“ (Die Zeit), fragt man sich
angesichts ihres derzeitigen Vorgehens
schon, wie sie das meint? „Wir wollen von
38 Stunden zurück zur 40-Stunden-Wo-
che“, so die Geschäftsführerin in der Zeit.
Sie wolle die Zuschläge für Mehrarbeit weit-
gehend abschaffen und neu eingestellten
Mitarbeitern etwa 20 Prozent weniger be-
zahlen als bisher. Mit eisernem Besen wer-
den die Unternehmensstrukturen durch-
gekehrt. Mitarbeiter gehen von Tür zu Tür
und prüfen, wer entbehrlich ist. Erstes Er-

gebnis seien, so Schäferkordt Mitte August,
15 betriebsbedingte Kündigungen bei RTL
Television. Die Tarifverhandlungen zeiti-
gen nach 11 Runden keine Annäherung
an die detaillierten Vorschläge der Gewerk-
schaft zur Eingruppierung, dem zukünfti-
gen Entgeltssystem oder beschäftigungs-
sichernden Instrumenten. Zum Ende des
Jahres wurde auch der Manteltarifvertrag
gekündigt. Gibt es bis dahin keine neuen
Verträge, bewegt sich RTL im tariflosen
Zustand. Gehälter und sämtliche Arbeits-
bedingungen können nahezu willkürlich
festgelegt werden.

Völlig offen ist in den Verhandlungen
die Kernfrage: Welche Tarif- und damit
Mindestgehälter bei einem Neuabschluss
der Tarifverträge für RTL und die Regio-
nalfenster bei Neueinstellungen gelten
sollen. Aus der Sicht des Senders ist bei
den Tarifgehältern ein radikaler Schnitt
für einen Neuabschluss erforderlich. Nach
Auffassung der Gewerkschaften muss sich
eine neue Entgeltstruktur aber an den

branchenüblichen Standards orientieren.
Erneut diskutiert wurde auch die Frage,
unter welchen Voraussetzungen weitere
RTL Unternehmen wie Vox, n-tv oder die
Produktionstochter CBC in den Geltungs-
bereich eines neuen Tarifvertrages einbe-
zogen werden können. Da bei der Zusam-
menführung der Senderfamilie in Köln-
Deutz beabsichtigt wird, Abteilungen zu
fusionieren, haben die Gewerkschaften
ein beschäftigungssicherndes Instrument
gefordert, um Personalabbau und Lohn-
konkurrenz zu vermeiden.

Bei Europas größtem privaten Fernseh-
anbieter, RTL-Group (Luxemburg), stieg
der Umsatz dank florierender Werbemärk-
te im Vergleich zum Vorjahreszeitraum
um 19,1 Prozent auf knapp 2,9 Milliarden
Euro. Das operative Ergebnis vor Steuern,
Zinsen und Firmenwertabschreibungen
(EBITA) erhöhte sich um 26,5 Prozent auf
478 Millionen Euro, teilte das Unterneh-
men, das zu knapp 90 Prozent zum Gü-
tersloher Medienkonzern Bertelsmann ge-
hört, am 30. August mit. Die deutsche
RTL-Senderfamilie habe mit einem An-
stieg von 40,4 Prozent beim operativen Er-
gebnis und 11,1 Prozent beim Umsatz
überdurchschnittlich zu der positiven Ent-
wicklung beigetragen, sagte RTL-Group-
Vorstandschef Gerhard Zeiler. dpa/red. ■

Wasser und Wein
Langwierige Tarifverhandlungen bei RTL fortgesetzt 
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Tarifrunde in den
Rundfunkanstalten
Die Gesamtheit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten stellt
zwar eine „Branche“ dar, da es aber keinen Arbeitgeberverband gibt,
gibt es auch keinen Flächentarifvertrag: Alle Rundfunkanstalten
haben eigenständige Haustarifverträge und machen eigene Tarif-
abschlüsse. Bisher wurden sechs von zwölf erzielt.

Die Länder empfinden sich als „Eigentümer“ der öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten, denn sie entscheiden über die Finanz-
ausstattung der Rundfunkanstalten – KEF-Empfehlung hin oder
her. Deshalb war es meist relativ einfach, im Rundfunk dasselbe
abzuschließen wie im „öffentlichen Dienst“ (ÖD). Das war be-
quem für beide Seiten. Inzwischen geht es aber im ÖD an vielen
Fronten rückwärts (Altersversorgung, Arbeitszeit, Sonderzahlung,
Stufensteigerungen ...), weshalb wir jetzt gezwungen sind, nicht
nur eigene, sondern auch eigenständige Tarifabschlüsse zu ma-
chen. Dieser „Abnabelungsprozess“ ist mühsam aber erfolgver-
sprechend, denn die meisten Verschlechterungen des ÖDs haben
wir dadurch für unseren Bereich abwehren können.

Diesmal gab es nicht „den“ ÖD-Abschluss, sondern mehrere.
Die Rundfunkanstalten wollten sich aus diesen jeweils die Rosi-
nen picken. Unter dieser – und nur unter dieser – Voraussetzung
sind die sechs bisher erzielten Rundfunkabschlüsse akzeptabel.

Die Laufzeiten liegen zwischen 43 (ZDF) und 47 Monaten
(NDR). Das ist extrem lang, macht aber im Hinblick auf die Ge-
bührenperiode brachenspezifisch durchaus Sinn. Für eine derart
lange Laufzeit sind die in zwei Stufen erfolgenden tabellenwirk-
samen Erhöhungen um insgesamt 2,7 (BR, NDR) bis 4,1% (ZDF)
jedoch viel zu niedrig, denn sie bedeuten eine Dynamisierung um
nur 0,7 bis 1,2% pro Jahr, weniger als die aktuelle Teuerungsrate
und weniger als in anderen Branchen.

Bei fast allen bisherigen Abschlüssen (BR, DRadio, SWR und
ZDF) ist es allerdings gelungen, Arbeitszeitverlängerungen abzu-
wehren. Nur beim WDR wurde ein arbeitsfreier Tag de facto ab-
geschafft, was rechnerisch einer Verlängerung der Wochenar-
beitszeit um 10 Minuten bzw. einer Absenkung des Stundenlohns
um 0,45% entspricht. Damit ist der WDR-Abschluss das Schluss-
licht mit nur 2,3% effektiver Erhöhung in 46 Monaten bzw. einer
Dynamisierung um nur 0,6% pro Jahr.

Ein Abbau wie im ÖD von Zuwendungen (bei uns „13. Ge-
halt“), Urlaubsgeld und Ortszuschlag (bei uns „Familienzu-
schlag“) konnte für unseren Bereich abgewehrt werden. Bei eini-
gen Rundfunkanstalten hatten wir erst kürzlich vereinbart, das
13. Gehalt in das Monatsgehalt einzuarbeiten, um es abzusichern.
DRadio holt das in dieser Runde nach, wofür die Kollegen dort
auf 0,3% der tabellenwirksamen Erhöhung verzichtet haben.

Im ÖD sollen die bei den Zuwendungen eingesparten Mittel
für die Finanzierung einer „leistungsorientierten Vergütung“ ein-
gesetzt werden. Auch wir verhandeln mit einer Reihe von Rund-
funkanstalten (hier übrigens zehn Anstalten an einem Tisch!)
über „leistungsorientierte Vergütung“. Anders als im ÖD aller-
dings ist von uns nicht daran gedacht, diese durch kollektiven
Zwangsverzicht zu finanzieren: Nach den moderaten Tarifab-
schlüssen müsste jetzt ausreichend finanzieller Spielraum vor-
handen sein, dies separat zu finanzieren. In diesem Zusammen-
hang steht auch das Nichtunterzeichnen des HR-Abschlusses
durch ver.di. Dieser von DJV und DOV unterzeichnete und an-
sonsten gute Abschluss enthält genau das Gegenteil davon: Eine
Gehaltsstufe, die bisher von allen automatisch erreicht wird, wür-
de dann nur noch bei entsprechender Leistung auf Antrag des
Vorgesetzten gewährt! Tobias Bossert ■
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➧ Filmrezension: Emmas Glück
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„Hab ich dir doch versprochen, es tut nicht weh“,
das flüstert Emma ihren sterbenden Schweinen ins
Ohr. Die pummelige Bäuerin redet nicht nur mit
ihren Tieren, sie schmust auch mit ihnen und strei-
chelt sie, bevor sie ihnen die Kehle durchtrennt.
Regisseur Sven Taddicken gibt sympathische Denk-
anstöße. Mag Vegetariern auch das Herz bluten,
wenn sie die zutraulichen Vierbeiner sterben sehen:
besser doch so als in einer elenden Massen-
schlachtfabrik. Und er geht vielleicht sogar noch
einen Schritt weiter, wenn er Mensch und Tier auf
eine Stufe stellt: Warum sollte nicht ein Krebskran-
ker im Endstadium auch den Tod auf die gleiche
liebevolle Weise begehren dürfen? Um Missver-
ständnissen vorzubeugen: „Emmas Glück“ ist kein
Plädoyer für Sterbehilfe, nimmt nur wie selbstver-
ständlich eine nachvollziehbare Position ein. Er-
zählt wird in erster Linie vielmehr eine ungewöhn-
liche Liebesgeschichte zwischen Emma, der naiven
Landpomeranze in Gummistiefeln, und Max, dem
todkranken Hänfling im bügelfreien Oberhemd. Sie
ist bodenständig und schlägt sich wacker durch

trotz hoher Schulden auf dem Hof ihrer verstorbe-
nen Eltern. Er, der introvertierte, moribunde Auto-
verkäufer, klaut in einer Kurzschlussreaktion das
Schwarzgeld seines Chefs und einzigen Freundes,
der ihn aber bei seinem verzweifelten Raubzug er-
tappt. So landet Max – statt in Mexiko, wohin er
heimlich auswandern wollte – nach einer wilden
Verfolgungsjagd in Emmas Hühnerhof. Die dralle
Bäuerin ist entzückt und verfrachtet den bewusst-
losen Burschen in ihrem Bett. Auch das viele Geld
kommt ihr wie gerufen, denn lange kann sie den
Dorfpolizisten, der mit Zwangsversteigerung dro-
hend ihre Liebe erzwingen will, nicht mehr mit der
Knarre in Schach halten.
Max wiederum braucht eine Weile, bevor ihm klar
wird, an was für eine starke Frau er da geraten ist,
deren Liebe ihm soviel Kraft gibt. Eine Frau, die ihm
nicht nur zeigt, wie man sich kopfüber ins Leben
stürzt, sondern die sich auch mit dem Sterben bes-
tens auskennt: „Hier, fass mal an“, sagt sie und
drückt ihm ein blutiges Schweineherz in die Hand.
So kommen sich die Zwei nach einer Reihe von

Missverständnissen behutsam näher.
Ein bisschen märchenhaft-skurril und zugleich un-
gemein vital kommt dieser Film trotz ernster The-
matik daher mit einer großartigen Hauptdarstelle-
rin Jördis Triebel, die tatsächlich vom Typ her ein
wenig an Pippi Langstrumpf erinnert, von der sich
die Drehbuchautorinnen inspirieren ließen. Zu-
gleich werden auf erfrischende Art und Weise vor-
herrschende Rollenbilder auf den Kopf gestellt:
Während Emma selbstbestimmt ihre Sexualität
ausleben will, ist es Max, der durch seine Krankheit
geschwächt, zunächst eher Schutz und Halt sucht.
Bei der Hochzeit trägt die Braut den angeschlage-
nen Bräutigam über die Schwelle. Und das Opfer
am Ende bringt wiederum sie, wenn sie ihn mit
einem Schnitt durch die Hauptschlagader von allen
Qualen erlöst: „Hab ich dir doch versprochen, tut
nicht weh“. Kirsten Liese ■

D 2006, Regie: Sven Taddicken
Darsteller: Jördis Triebel, Jürgen Vogel,
Martin Feifel, u.a. – 99 Minuten 

Sympathische
Denkanstöße um
Liebe und Tod 

Partner des Filmfestivals 
der „Aktion Mensch“
ver.di publik und der BundesFilmVerband
(BFV) in ver.di sind Partner des Filmfesti-
vals der „Aktion Mensch“ geworden, in der
sich verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen zusammengeschlossen haben. Es wer-
den 11 sozialkritische Filme in über 80
deutschen Städten aufgeführt. Für ver.di
bedeutet dies eine gute Chance, seine Vor-
stellungen im Bündnis mit diesen Grup-
pen einer breiten Öffentlichkeit vorzustel-
len. Wir haben die Partnerschaft für den
Film „Behind the couch“ übernommen,
der sich mit der Situation der Filmschaf-
fenden in den USA auseinandersetzt und
wollen damit auch eine Diskussion über
die Arbeitsbedingungen in der deutschen
Filmproduktionswirtschaft anschieben.
Dazu werden wir nach den Film-
vorführungen an möglichst vielen Stand-
orten Diskussionen mit dem Publikum 
organisieren. Außerdem kann man über
uns in der Kampagne-Zeitung, in den Falt-
blättern zu den Filmen und in den Pro-
grammheften lesen. 
Weitere Informationen: http://diegesell-
schafter.de/filmfestival/film/filmpartner.
php?fid=4 ■

Zum Auftakt des Münchner Filmfestes lu-
den der BundesFilmVerband in ver.di und
connexx.av im Sommer diesen Jahres ein
Expertenpodium und das Publikum zur
Diskussion ein. Knapp 50 erlebten in auf-
schlussreichen 90 Minuten nicht nur ei-
nen Problemanriss rund um den Film von
den Folgen der Hartzgesetze über die 
besondere Lage der Schauspieler bis zum
Urheberrecht, sondern auch Lösungs-
ansätze und die Gesprächsbereitschaft al-
ler Interessenvertreter.

Einführend machte Urheberrechtsex-
perte Wolfgang Schimmel von ver.di die
Erwartung deutlich, dass Filmschaffende
von ihrer Arbeit auskömmlich leben kön-
nen sollten, wozu eine ausreichende Al-
tersversorgung gehöre. Es gab zwei gute
Nachrichten: den von ver.di abgeschlosse-
nen Tarifvertrag für auf Produktionsdauer
beschäftigte Filmschaffende (TV FFS) und
die Vergütungsregeln für Filmurheber, de-
ren Verhandlung auf einem guten Weg sei.
Schimmel wies aber auch auf eine negati-
ve Entwicklung für die Urheber durch den
sogenannten „Korb 2“ hin. Demnach sol-
le die Gerätevergütung für Privatkopien

drastisch gesenkt werden. Für den Filmbe-
reich nannte Schimmel erwartbare Ein-
bußen in zweistelliger Millionenhöhe.
Außerdem würden viele Filmschaffende
durch die Hartzreformen zu bloßen Bei-
tragszahlern, ohne je Leistungen erwarten
zu dürfen. 

Schauspieler Heinrich Schafmeister
prangerte an, dass Schauspieler von Teilen
der Presse und Politik als Sozialschmarot-
zer verunglimpft würden, wenn sie sich
zwischen den Drehverpflichtungen
arbeitslos meldeten. Dabei sei das die ein-
zige Chance sich annähernd durchgängig
sozial zu versichern und auch für das Alter
vorzusorgen.

„Bei Gesetzgebungsverfahren sind die
besonderen Belange der Kultur und der
Medien und der Künstler und Kulturschaf-
fenden zu berücksichtigen“, zitierte Ange-
lika Krüger-Leißner, MdB und stellvertre-
tende Vorsitzende des Ausschusses für Kul-
tur und Medien, aus dem Koalitionsvertrag,
schränkte aber im selben Atemzug ein, dass
die Bundesregierung im Moment keine
Möglichkeit für Sonderregelungen sehe.

Kathlen Eggerling / www.connexx-av.de ■

Soziale Absicherung für Filmschaffende 
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„Das Comeback der guten Zahlen“, titelt die
Filmförderungsanstalt FFA in ihrer Kino-
Halbjahresbilanz 2006 und auch auf dem
Filmpanel beim Medienforum Berlin-Bran-
denburg Ende August herrschte eitel Sonnen-
schein über das „60 Millionen Euro Baby“.

Kultur- und Medienstaatsminister
Bernd Neumann lobte sich beim Medien-
forum im Vorfeld der Internationalen
Funkausstellung (IFA) selbst für die „ge-
zielte und effektive Förderpolitik“, die ab
nächstem Jahr dem deutschen Film weite-
ren Schub geben soll. Wie im Koalitions-
vertrag von CDU und SPD vereinbart,
stellt die Bundesregierung ab 2007 jähr-
lich jeweils 60 Millionen Euro Fördergel-
der für Kinofilmproduktion in Deutsch-
land in den nächsten drei Jahren zur Ver-
fügung. Und zwar zusätzlich, denn schon
bisher weist Neumanns Etat jährlich über
40 Millionen Euro für Filmförderung aus.
Rechnet man die über die FFA verteilten
Gelder – zumeist Abgaben der Branche –
und die regionale Filmförderung in
Deutschland zusammen, fließen bisher
150 Millionen Euro jährlich in die Film-
branche.

Deren Produktionsvolumen beläuft
sich auf rund 400 Mio Euro im Jahr – das
der Fernsehbranche dagegen auf vier
Milliarden. Selbst wenn davon nicht alles
Film ist, macht doch dieser Bereich im
TV-Produktionsetat immer noch zwei
Milliarden aus und entsteht größtenteils
ungefördert. Dazu kommt das nun be-
endete Geschäft mit den Medien- und
Filmfonds, die bis letzten Herbst jährlich
bis zu 2,5 Milliarden Euro von deutschen
Privatanlegern einsammelten. Allerdings
investierten sie dieses Steuerspargeld zu
oft im Ausland und verloren deshalb ihr
Steuerprivileg – bislang ersatzlos. Prompt

wanderte das Geld in andere Steuerspar-
modelle ...

Die ungelösten Steuerfragen bei Me-
dien- / Filmfonds hält Neumann „derzeit
für politisch nicht durchsetzbar“ und ver-
wies darauf, dass schon der Zuschussfonds
aus Steuermitteln von insgesamt 180 Mio
Euro in Zeiten des Sparens und der Kür-
zungen ein „Kraftakt“ gewesen sei. Trotz-
dem sei diese direkte Förderung für in
Deutschland produzierte Kinofilme besser
als eine indirekte via Steuerabschreibung
und außerdem dringend nötig, um den
Nachteil der cineastischen Branche hier-
zulande gegenüber den Wettbewerbern in
anderen Ländern auszugleichen. Die ha-
ben nämlich längst eigene Anreizsysteme.

Im Gegensatz zu TV-Filmen stehe aber
der Kinofilm im Mittelpunkt, so Neumann
in Berlin, weil es um die „Erhaltung des

Kulturgutes Kino“ gehe. Dass es diesem
nicht allzu gut geht, zeigte 2005: sinkende
Besucherzahlen, Gewinneinbrüche und
als Folge 106 Kinoschließungen im ersten
Halbjahr 2006 im Gegensatz zu 45 Neu-
und Wiedereröffnungen markieren einen
traurigen Negativrekord. Daran ändern
auch wenig die positiven Zahlen der Halb-
jahresbilanz der FFA: Besucher- und Um-
satzwachstum trotz „WM-Fieber und Som-
merhitze“ und besonders der Anstieg beim
deutschen Film auf fast 20 Prozent Markt-
anteil (s. Kasten). Durch sein 60 Millionen
Euro Baby hofft Kulturstaatsminister Neu-
mann, dass die deutschen Produzenten

gestärkt werden: „Gemeinsam mit der
Branche werden zurzeit Kriterien erar-
beitet, die unser Produktionskostenerstat-
tungsmodell wettbewerbsfähig, EU-ge-
recht und praktikabel macht.“

EU-gerecht heißt zum Beispiel, dass
nicht nur deutsche Produzenten zwischen
15 und 20 Prozent Zuschuss auf ihre Aus-
gaben für Filmproduktion in Deutschland
erhalten können. Praktikabel heißt, dass
das Geld über ein unbürokratisch-automa-
tisiertes Verfahren fließt und nicht wie bei
der vornehmlich kulturell bzw. standort-
bezogenen Bund-Länder-Förderung alter
Prägung durch Expertenkommissionen
vergeben wird. Weitere Kriteriendetails
sickerten in Berlin schon durch. Dabei
dreht sich alles darum, die Mittel, deren
Vergabe ohne qualitative Bewertung der
jeweiligen Projekte erfolgt, nicht Ab-
zockern zu überlassen, Strohmanngeschäf-
te zu verhindern und kleine Dokumentar-
filme wie auch Großproduktionen zu be-
denken. So sollen etwa bei der FFA kosten-
günstig die dafür notwendigen Strukturen
geschaffen werden, informierte FFA-Vor-
stand Peter Dinges.

Unabhängig davon, wie die Details
des neuen Anreizmodells aussehen, spre-
chen Filmexperten davon, dass Euphorie
unangebracht ist. So verweist Eberhard
Junkersdorf (Neue Bioskop Film) darauf,
dass es weiterer Reformen der Rahmen-
bedingungen wie des so genannten Medien-
erlasses des Bundesfinanzministeriums be-
dürfe. Auch der neue Bundesverband Pri-
vatkapital Film & Medien hat in einem
Brief Bundeskanzlerin Angela Merkel kriti-
siert, dass Staatsgelder allein nicht rei-
chen: Privates Fondskapital könne helfen,
das „Produktionsvolumen der deutschen
Filmwirtschaft auf 800 Millionen Euro im
Jahr“ zu verdoppeln. Einen „Automatis-
mus zugunsten besserer Bedingungen für
die Beschäftigten in der Filmbranche“
durch den neuen Förderfonds bezweifelt
auch Heinrich Bleicher-Nagelsmann beim
ver.di-Bundesvorstand. Im Namen des
neuen Bundesverbandes Film (BVF) appel-
liert er: „Der Einsatz dieser Mittel muss
auch Auswirkungen auf mehr Beschäfti-
gung und bessere Ausbildung sowie die
Arbeitsbedingungen haben.“

Holger Wenk ■

Das 60 Millionen 
Euro Baby
Filmbranche badet in Euphorie, doch zum Aufschwung gehört mehr 

➧ Kino-Halbjahr 2006
in Zahlen

· 65,1 Millionen Besucher (+7,8 Prozent)
· 384,1 Millionen Euro Umsatz 

(+8,9 Prozent)
· deutscher Film: 19,9 Prozent Marktanteil,

12,8 Millionen Zuschauer
· 92 deutsche Filmneustarts (+23)
· Kinos / Leinwände: 1216 / 4828 (-9 / -47)
· Ticketdurchschnittspreise von 6,35 Euro 

(Hamburg) bis 5,52 Euro (Saarland)

Quelle: FFA, Vergleich 1. Halbjahr 2006 zu 1. Halbjahr 2005
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Journalistische Recherchen können lästig
sein. Vor allem für jene Personen, denen das
Medieninteresse gilt. Das dachte sich auch
ein stellvertretender Oberarzt einer Klinik.
Dem war das in Freiburg erscheinende
„Laborjournal“ auf der Spur. Und zwar unter
anderem wegen des Verdachts, Artikel in
wissenschaftlichen Fachzeitschriften plagi-
iert zu haben.

Als der Redakteur des „Laborjournals“
beim Arbeitgeber des Oberarztes weiter re-
cherchierte und unter anderem wissen
wollte, ob dessen Publikationsliste bei sei-
ner Einstellung eine Rolle gespielt habe
und ob er klinisch oder in der Forschung
beschäftigt sei, zog der Oberarzt vor Ge-
richt. Er fühlte sich durch diese Recher-
chen in seinem beruflichen Fortkommen
beeinträchtigt. Per einstweiliger Verfü-
gung wollte er dem Verlag und dem Re-
dakteur untersagen lassen, „künftig Vor-
gesetzte, Arbeitgeber und Mitarbeiter des
Antragstellers anzuschreiben oder diese
sonst zu kontaktieren und hierbei auf
einen Artikel über den Antragsteller im
Laborjournal Bezug zu nehmen und / oder
zu behaupten, es hätten sich inzwischen
neue Gesichtspunkte zu dem Fall ergeben,
ohne einen konkreten Bezug auf ein den
Adressaten direkt betreffendes Geschehen
von öffentlichem Interesse.“ Mit anderen
Worten: Der Oberarzt wollte Verlag und
Redakteur mit einem weitgehenden 

Rechercheverbot
belegen und die-
sen genau vor-
schreiben, an
wen und mit
welchen Fra-

gen sie sich in dieser Sache noch wenden
dürfen.

Diesem Ansinnen hat das Oberlandes-
gericht Karlsruhe, 14. Zivilsenat in Frei-
burg (14 U 90/06, Urteil vom 04.08.2006)
in zweiter und letzter Instanz eine klare
Absage erteilt und damit ein vorangegan-
genes Urteil des Landgerichts Freiburg
bestätigt: Ein Autor wissenschaftlicher
Veröffentlichungen muss bei Verdacht des
Plagiats Recherchen der Presse hinneh-
men, und zwar auch dann, wenn diese Re-
cherchen womöglich die berufliche und
private Reputation des Betroffenen beein-
trächtigen. Diesen Eingriff in sein Persön-
lichkeitsrecht kann der Mediziner nicht
gerichtlich verbieten lassen, da das Infor-
mationsinteresse der Presse bei einer Ab-
wägung dieser beiden Grundrechte über-
wiegt. Denn, so das Urteil: „Es ist weit-
gehend Sache der Presse selbst, darüber zu
entscheiden, was sie des öffentlichen
Interesses für wert hält und was nicht.
Recherchemaßnahmen, die das Persön-
lichkeitsrecht eines Betroffenen berühren,
sind dann gerechtfertigt, wenn sie von
einem vertretbaren Informationsinteresse
getragen sind, wobei es genügt, wenn ei-
nem auch nur schwachen Verdacht nach-
gegangen wird.“

Unangemessenheit
als Grenzmarkierung

Dabei hat das Gericht nicht nur klar
bestätigt, dass die Pressefreiheit selbstver-
ständlich das Recht beinhaltet, Nachrich-
ten und Meinungen zu verbreiten, son-
dern – und das ist das Wichtige an dieser
Entscheidung – ebenso klar und eindeutig
betont, dass zur Pressefreiheit insbeson-
dere auch die Beschaffung von Informa-
tionen gehört, also auch den gesamten
Bereich der publizistischen Vorbereitungs-
tätigkeit mit umfasst.

Eine Grenze hat der verfassungsrecht-
liche Schutz der journalistischen Recher-
che somit erst dann, wenn er sich als voll-
kommen unangemessen herausstellen

sollte und beispielsweise nur ein
Racheakt der Redaktion

wäre für eine vom 
Betroffenen zuvor

erwirkte Gegendar-
stellung.

Hans-Albert  
Stechl ■

Fotografen können
vom Kunsthandel
profitieren
Regelung greift aber erst 
ab 400 Euro Erlös pro Foto

Erstmals können in Deutschland auch
Fotografen davon profitieren, wenn
ihre „Photographien“ über den Kunst-
handel, Auktionen oder andere Ver-
mittler weiterveräußert werden. Am 
29. Juni hat der Bundestag die Ände-
rung des sogenannten Folgerechts (§ 26
Urheberrechtsgesetz) beschlossen und
damit eine EU-Richtlinie von 2001 ver-
spätet in nationales Recht umgesetzt.

Insgesamt werden durch diese Har-
monisierung des Urheberrechts in der
EU die Standards in Deutschland aller-
dings verschlechtert. Erhielten bil-
dende Künstler bisher 5 Prozent des
Verkaufserlöses ihrer Werke, so ist die
Folgerechtsvergütung nunmehr in fünf
Tranchen je nach Verkaufspreis ge-
staffelt und liegt zwischen 5 (bei bis zu
50.000 Euro) und 0,25 Prozent. Außer-
dem wird der Gesamtbetrag der Folge-
rechtsvergütung bei 12.500 Euro ge-
kappt.

Verlängerte Befristung

Hierbei sind Justizministerin Zyp-
ries und die Bundesregierung noch
über die Vorgaben der EU-Richtlinie
hinausgegangen – zuungunsten der
Urheber. Dies gilt insbesondere für den
Schwellenwert, ab dem überhaupt eine
Folgerechtsvergütung vom Kunsthan-
del gezahlt werden muss. Diese lag
bisher bei einem Verkaufspreis von 50
Euro. Die Bundesregierung wollte den
Wert auf 1000 Euro anheben. Der
Bundestag lehnte dies ab und setzte
den Wert auf 400 Euro fest.

In das vom Bundestag beschlos-
sene „Fünfte Gesetz zur Änderung des
Urheberrechtsgesetzes“ wurde kurz-
fristig außerdem eine Verlängerung 
der Befristung des § 52 a UrhG vom
31.12.2006 auf den 31.12.2008 inte-
griert. Dieser Paragraf ermöglicht es Bil-
dungseinrichtungen, Teile von
Werken oder Werke geringen
Umfangs sowie einzelne Zeit-
schriftenbeiträge für Unter-
richts- oder Forschungs-
zwecke in Intranets zugäng-
lich zu machen – gegen 
Zahlung einer angemessenen Ver-
gütung an die Verwertungsgesell-
schaften. lü ■

28 M 09.2006

Freie Recherche
Pressefreiheit gilt auch für Beschaffung von Informationen 
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Diese Meldung war dem ORF-Nachrichten-
magazin „ZiB“ an jenem Donnerstagabend
den Aufmacher wert: Die Wahl von Alexan-
der Wrabetz am 17. August zum General-
intendanten des österreichischen öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, ORF. Das Ganze war
nicht nur eine Überraschung. Es setzte auch
einen vorläufigen Schlusspunkt unter die
monatelangen Auseinandersetzungen um
politische Einflussnahme auf den Sender.

Eskaliert war alles Ende Mai mit der Rede
des ORF-Moderators Armin Wolf. Das be-
kannte Gesicht der Nachrichtensendung
„Zeit im Bild“ (ZiB) hatte auf einer Preis-
verleihung die hemmungslose Einfluss-
nahme der Politik, zuletzt der konser-
vativen Regierungspartei ÖVP, beim ORF
kritisiert. Was bei Mitarbeitern wie ein Be-
freiungsschlag wirkte, veranlasste die Ge-
schäftsführung unter Generalintendantin
Monika Lindner zu harscher Kritik wegen
mangelnder Solidarität und öffentlicher
Selbstinszenierung.

Blitzschnell gründete sich daraufhin
die Internet-Plattform SOS-ORF, die sich
voll hinter die Schreckens-Diagnose Wolfs
stellte. „Politischen Druck hat es immer
gegeben“ erklärte Peter Huemer, Sprecher
der Plattform, kurz nach deren Gründung.
„Aber solange die Koalition bestanden
hat, gab es ein so genanntes Gleichge-
wicht des Schreckens, und dort hat es
auch Freiräume gegeben. Nachdem es jetzt
nur eine große Regierungspartei gibt, ist
von dem Gleichgewicht des Schreckens
nur der Schrecken geblieben.“ Das Niveau
des Programms sinke, der politische Druck
steige. Die Plattform forderte, dass der
ORF wieder öffentlich-rechtliche Qualität

liefern solle und die politische Gängelung
aufhören müsse. Innerhalb von zwei Wo-
chen unterschrieben 50.000 Menschen
den Aufruf zur Rettung des ORF, darunter
Prominente wie Klaus-Maria Brandauer
und André Heller. Praktisch die gesamte
Kunst- und Kulturszene Österreichs
schloss sich an. „Die Schreckensgeschich-
te ist lang“ sagt Huemer, der selbst viele
Jahre als Moderator beim ORF und bei 
3 SAT gearbeitet hat. Dabei gehe es im Re-
gelfall nicht um die plumpe Intervention.
Einfluss genommen werde meist auf subti-
le Weise. „Es geht um Themen, welche sol-
len kommen, welche nicht, es geht um
Personen, wer kriegt einen Originalton zu-
gesprochen?“ In einer Resolution der Re-
dakteure heißt es: „Seit Jahren appellieren
die Redakteure der Zeit im Bild an die
ORF-Geschäftsführung, ihre Verantwor-
tung wahrzunehmen und eine unbeein-
flusste Berichterstattung zu ermöglichen.“ 

Parteipolitisch unabhängig

Selbst Politiker bezeichneten die Art,
wie die Parteien ihre Kandidaten für ORF-
Ämter aufstellen, als unverfroren. So habe
die ÖVP-Vizechefin und jetzige Bildungs-
ministerin einem namhaften Auslands-
korrespondenten einen Professorentitel
überreicht, während sie zu anderer Gele-
genheit für eine TV-Debatte einen unlieb-
samen Journalisten austauschen lies. Auch
die Rolle von ORF-Generalintendantin
Monika Lindner stand in der Debatte.
Lindner gilt den Kritikern als willfährige
Vollstreckerin von Regierungsinteressen.
Dass sie sich ganz offen mit der Partei-
prominenz der regierenden ÖVP zeigt,

wurde ihr als mangelnde journalistische
Distanz zur Politik ausgelegt.

Angesichts dieser Vorwürfe war der
35köpfige Stiftungsrat des ORF gefragt,
praktisch der Aufsichtsrat des Senders.
Nach einer Reform 2001 sollte er per
Gesetz eigentlich politikfern sein. In der
Praxis hätten sich jedoch anstelle der frü-
heren Fraktionen so genannte Freundes-
kreise gebildet, kritisiert Peter Huemer.
Diese Freundeskreise ließen sich den poli-
tischen Fraktionen zuordnen, nach denen
im Großen und Ganzen abgestimmt wer-
de. „Entsprechend der Mehrheitsverhält-
nisse im Land spiegelt sich das dann im
Stiftungsrat wider“ so Huemer im Mai die-
ses Jahres. „Das soll sich ändern …, dass
jeder nicht nach Parteizugehörigkeit oder
Freundeskreis, sondern nach seinen eige-
nen Vorstellungen abstimmen sollte.“ 

Die breite gesellschaftliche Diskussion
hat ihre Wirkung nicht verfehlt. Sie sei
ausschlaggebend gewesen, dass die Mehr-
heit im Stiftungsrat für eine Erneuerung
votiert habe, erklärte der Vorsitzende des
Gremiums Klaus Pekarek im Anschluss an
die Wahl des 46jährigen Alexander Wra-
betz zum ORF-Generalintendanten. Die
bisherige Amtsinhaberin Monika Lindner,
auf die sich vor der Wahl die konservative
ÖVP öffentlich festgelegt hatte, unterlag
überraschenderweise mit 12 zu 20 Stim-
men. Für Wrabetz hatte – sechs Wochen
vor der Nationalratswahl – eine politisch
ungewöhnliche Koalition gestimmt, eine
so genannte Regenbogenkoalition aus Stif-
tungsräten, die der SPÖ, den Grünen, der
BZÖ und der FPÖ nahe stehen. Ange-
schlossen hatten sich auch zwei der ÖVP
nahe stehende Betriebsräte. 

Wrabetz, der bisher als kaufmän-
nischer Direktor Mitglied der ORF-
Geschäftsleitung war, tritt sein Amt zum -
1. Januar 2007 an. Er gilt nun als Hoff-
nungsträger und hat gleich nach seiner
Wahl die größte Programmreform in der
Geschichte des ORF angekündigt. Erneu-
ern will er insbesondere den Informa-
tionsbereich, mit Bürgersendungen Im-
pulse setzen, um „die Kommunikations-
plattform für Diskussionen mit den Bür-
gern zu werden.“

Messen wird man ihn aber auch da-
ran, wie ernst er seinen Auftrag nimmt,
sich als Generalintendant keiner politi-
schen Gruppierung verpflichtet zu fühlen.
Überprüfen lässt sich dies erstmals am 
21. September, wenn Wrabetz das restliche
Direktorium ernennt. Das wird ein Team
sein, verspricht er, „wo eine parteipoli-
tische Etikettierung einzelner Personen
nicht möglich sein wird.“ Vera Linß ■

Erneuerung 
Neuer ORF-Generalintendant kündigte große Programmreform an

internationales

Monika Lindner und Alexander Wrabetz
während einer Sondersitzung im ORF
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Fehlende Sorgfalt bei der Recherche und die
restriktive Medienpolitik der Hisbollah präg-
ten die Berichterstattung aus dem Libanon.

Er war der Medienmann des neuen Liba-
non-Krieges: Salam Daher alias „Green
Helmet“ machte Schlagzeilen, als er Ende
Juli nach dem Beschuss eines Wohnhauses
in der südlibanesischen Ortschaft Qana
ein totes Kind vor die Kameras hielt. Viele
europäische Zeitungen charakterisierten
den 38-jährigen Katastrophenschutzhelfer
danach als willigen Propagandisten der
schiitischen Hisbollah (Partei Gottes) von
Generalsekretär Hassan Nasrallah – ohne
je mit dem bärtigen Mann gesprochen zu
haben. In der arabischen Presse hingegen
wurde der „Green Helmet“ mit dem toten
Baby in den Händen zum Symbol des
„zweiten Massakers von Qana“. Denn
schon im April 1996 war Daher an den
Rettungsarbeiten beteiligt, als über hun-
dert Zivilisten durch israelischen Beschuss
ums Leben kamen. Vergebens hatten sie
gehofft, in einem Uno-Quartier Unter-
schlupf zu finden vor den israelischen
Bomben und Raketen.

Ein Jahrzehnt später, am 30. Juli 2006,
starben in einer Nacht 28 Menschen.
„Massaker“, „Barbarisch“, „Blutbad“
prangte es am Montag danach in großen
roten Lettern von den Titelseiten vieler
arabischer Zeitungen. „Ein neuer Holo-
caust im Nahen Osten“ lautete gar die
Schlagzeile der Tageszeitung „Al-Khalij“
aus den Vereinigten Arabischen Emiraten.
Die Einschätzung der liberalen libanesi-
schen „Al-Nahar“, „das Opfer der Kinder
von Qana“ habe „die Chancen für einen
Waffenstillstand verbessert“, bestätigt aber
auch, wie politisch real die Macht der
Fernsehbilder sein kann. Insbesondere in
Kriegen.

Die von libanesischen Medien ebenso
wie von großen internationalen Nachrich-
tenagenturen und Rundfunksendern noch
Tage nach dem Massentod auf über fünf-
zig angegebene Opferzahl bestimmte in
der Folge die Debatte. Journalistische
Ethik im Krieg – und ihre Missachtung zu-
gunsten der einen oder anderen Partei, ein
unerschöpfliches Thema.

Libanons Premierminister Fuad Sinio-
ra gab den Kritikern der libanesischen Me-

dienpolitik weiteren Stoff, als er gut eine
Woche nach dem Massentod von Qana
den Beschuss eines Wohnhauses in der li-
banesischen Gemeinde Houla als „Massa-
ker“ bezeichnet und Israel des „Staatster-
rorismus“ bezichtigte. Bis zu vierzig Tote
befänden sich unter den Trümmern, er-
klärte Siniora noch zum Auftakt eines
Sondergipfels der Arabischen Liga in Bei-
rut. Am Nachmittag, zum Abschluss der
Tagung, musste er sich korrigieren: Ledig-
lich ein Mensch sei bei dem israelischen
Beschuss ums Leben gekommen.

Das allerdings hatten libanesische
Medien schon am Vormittag gemeldet.
Nicht so sehr der Zugang zu Sicherheits-
kräften und Angriffszielen stellte daher
das Problem bei der Berichterstattung dar,
sondern die oft schwere Überprüfbarkeit
angeblich offizieller Angaben. Sei es bei
den Opferzahlen, bei der Anzahl von
Flüchtlingen oder beim Ausmaß der Ver-
sorgungsnot.

Mitunter fehlende Sorgfalt

Bisweilen gepaart mit fehlender jour-
nalistischer Sorgfalt: So berichtete der
niederländische Reporter Hans-Jaap Melis-
sen nach einem langen Gespräch mit dem
Krankenhausdirektor von Qana schon am
Abend des 30. Juli die korrekte Zahl der
Umgekommenen. CNN, BBC und Nach-
richtenagenturen wie AP, Reuters und dpa
korrigierten die von ihnen ausgegebenen
Zahlen aber erst Tage später nach unten –
nach Veröffentlichung eines Human
Rights Watch-Reports, der sich auf An-
gaben des Internationalen Komitees des 
Roten Kreuzes stützte.

Steine in den Weg zu einer gründ-
lichen Recherche legten Reportern darüber
hinaus die Medienvertreter der Hisbollah.
So verhinderten sie vor allem in den am
heftigsten von den israelischen Luft-,
Land- und Marineangriffen betroffenen
südlibanesischen Gebieten den Zugang zu
ihren militärischen Stellungen. Bilder be-
waffneter Hisbollah-Milizionäre waren le-
diglich in den Werbespots des Hisbollah-
TV-Senders „Al-Manar“ zu sehen. Und
auch nach Kriegsende zeigen die überall
im Land aufgestellten Triumphplakate
Kämpfer nur von hinten. Um so medien-
freundlicher war das Hisbollah-PR-Perso-
nal beim Präsentieren der israelischen An-
griffsziele. Vor allem in den ersten beiden
Kriegswochen wurden Journalisten zu
Dutzenden durch die zerstörten Viertel der
südlichen Beiruter Vorstadt, Dahiyye, ge-
führt, um die Bilder von der Gegend um
das einstige Hauptquartier der „Partei Got-
tes“ und ihres Senders „Al-Manar“ in alle
Welt zu senden. Dass dabei immer wieder
dieselben zerstörten Straßenzüge gezeigt
wurden, nahmen die internationalen Be-
richterstatter getrost in Kauf.

Die Hisbollah-Pressesprecher ebenso
wie „Green Helmet“ als Sündenböcke für
die eigenen Versäumnisse? So sieht es 
jedenfalls der „stern“, der Salam Daher
unter dem Titel „Propaganda-Opfer“ im
August zu rehabilitieren versuchte: „Es ist
lächerlich“, zitierte das Hamburger Maga-
zin den Mann, der aus seinem Wohnort
Marjajoun bis nach Qana kam, um bei der
Leichenbergung zu helfen – dabei jedoch
immer wieder von Medienvertretern ge-
stört wurde. „Überall waren Fotografen,
man konnte kaum richtig arbeiten“, sagte
Daher. „Einmal habe ich ein Kind hochge-
halten, damit alle ein Bild machen konn-
ten – aber doch nur, damit ich danach
Ruhe hatte, um weiter nach Überlebenden
zu suchen!“ Markus Bickel, Beirut ■

internationales

Gestempelt zum
Propagandisten
Militärische Stellungen waren Tabu, Opfer-Bilder im Fokus

Fo
to

:A
li 

Ha
id

er
 / 

dp
a

000000_M09_2006.qxd  14.09.2006  14:07 Uhr  Seite 30



M 09.2006 31

internationales

So dominant Israel im bewaffneten Konflikt
mit dem Libanon aufgrund seiner militäri-
schen Übermacht auftrat, so sehr geriet es
propagandistisch in die Defensive. Für die
Staatsführung in Jerusalem war der kurze
Waffengang in den Libanon ein informa-
tionspolitischer Super-Gau. Dabei hatte sie
durchaus eine Medienstrategie parat.

Knapp zwei Wochen nach dem 12. Juli,
dem Beginn der Angriffe hatte Ehud Ol-
mert auf die negativen Schlagzeilen in der
internationalen Presse reagiert. Ende Juli
berichtete die Nachrichtenagentur AFP
von einer Anweisung des israelischen Mi-
nisterpräsidenten an seine Kabinettsmit-
glieder, den akkreditierten Fernsehsendern
mehr Interviews zu geben. Die Minister
mussten dafür zuvor ein Kommunikations-
training durchlaufen, um Fauxpas zu ver-
meiden. Parallel zu der Medienoffensive
im Land warb Olmerts Stellvertreter Schi-
mon Peres während einer Europa-Reise,
die ihn unter anderem in die deutsche
Talk-Show „Sabine Christiansen“ führte,
für „den israelischen Standpunkt und die
Ziele des Landes“. Nach Angaben seines
Beraters Joram Dori hatte der 82-jährige
Friedensnobelpreisträger gut ein Dutzend
solcher Auftritte.

Auch in Israel wurden ausländische
Berichterstatter während des Krieges in 
Libanon außergewöhnlich umsorgt. Zu-

ständig dafür war das „Goverment Press
Office“ (GPO), das Presseamt der Regie-
rung. Tagtäglich machte die Regierungs-
stelle den ausländischen Korrespondenten
gut ein Dutzend Gesprächs- und Repor-
tagevorschläge: Interview mit Ärzten, die
traumatisierte Kinder behandeln. Treffen
mit ehemaligen Soldaten, die von den Mi-
lizen der Hisbollah inhaftiert worden wa-
ren. Der Besuch einer Klinik für behinder-
te Kinder, „die nun mit ihrer Angst vor
den Raketenangriffen fertig werden müs-
sen“. Die Angebote waren zahlreich – und
vor allem bequem. Bei vielen dieser Termi-
ne standen Gesprächspartner in mehreren
Sprachen zur Verfügung.

Auf eigene Faust losgefahren

Matthias Gebauer, der nach Beginn
des Konfliktes für Spiegel Online als 
Korrespondent nach Israel reiste, sah
durch diese außergewöhnliche „All-inclu-
sive-Versorgung“ vor allem kleinere Sen-
der beeinflusst. „Ausgearbeitete Ideen für
Reportagen, Busfahrt und Mittagessen in-
clusive, ausgewählte Experten zu Militär-
fragen – all das kommt ganz von allein“,
schrieb Gebauer. Viele Journalisten hätten
dieses Angebot gerne angenommen. Wie
sein Redaktionskollege versuchte auch
Alexander Schwabe, die Betreuungsfalle zu
umgehen. „Ich habe bei der GPO Telefon-

nummern abgefragt und bin ansonsten
auf eigene Faust losgefahren“, sagte er im
Gespräch mit M. Als er aber einen ver-
wundeten Soldaten im Krankenhaus in
Haifa besucht habe, hätten zwei Presseof-
fiziere seinem Interviewpartner Vorgaben
gemacht. Danach sei er gebeten worden,
einzelne Angaben aus Sicherheitsgründen
nicht zu veröffentlichen: Das waren je-
doch „Details, die für meine Geschichte
nicht von entscheidender Bedeutung 
waren“, so Gebauer. Spiegel Online habe
diesen Vorgang am Ende des entsprechen-
den Artikels vermerkt.

Weil das Gros der Korrespondenten so
reagierte, sieht auch der Historiker und
Medienexperte Gerhard Paul von der Uni-
versität Flensburg Israel in seinem Versuch
gescheitert, „die öffentliche Meinung zu
seinen Gunsten zu beeinflussen“. Die Re-
gierung in Jerusalem habe zunächst Bilder
zeigen wollen, wie sie aus dem ersten US-
irakischen Golfkrieg bekannt seien: „Deto-
nationen, aber keine Opfer“. Die Hisbol-
lah hingegen habe auf die Bilder der Opfer
gesetzt und damit die Behauptung eines
sauberen Krieges desavouiert. „Es sind die
Bilder der Zerstörung Beiruts und der to-
ten Kinder in Qana, die in Erinnerung
bleiben werden“, sagt Paul.

Keine Medienhoheit erlangt

Auch für Alexander Schwabe hat Is-
rael keine „Medienhoheit“ erlangen kön-
nen. Tatsächlich hat das „unproportionale
Vorgehen“ (Schwabe) jegliche Gegenstra-
tegie zunichte gemacht. Angesichts von
über Tausend Opfern in Libanon und
„nur“ knapp 50 Toten auf der Gegenseite
hat der Krieg Israel – natürlich – in seiner
Übermacht gezeigt. Darauf wiesen auch
die Intendanten Thomas Baumann (ARD)
und Nikolaus Bender (ZDF) hin, als Israels
Botschafter in Deutschland eine unausge-
wogene Berichterstattung kritisierte.
„Wenn es um Opfer geht, dann sieht man
überwiegend Libanesen und viel weniger
Israelis“, hatte Schimon Stein im Inter-
view mit dem Handelsblatt beklagt.

Daran konnte schließlich auch die in-
tensive Betreuung der Medien nichts än-
dern. Ganz im Gegenteil: Als am 23. Juli
Fotografen in den Ort Kirjat Shmona an
der Grenze zu Libanon eingeladen wur-
den, wo kurz zuvor Raketen der Hisbollah
eingeschlagen waren, wurden sie Zeugen
einer makaberen Szene: Kinder bemalten
Panzergranaten mit Sprüchen wie „To
Nasrallah with Love“. Das Bild davon ist
inzwischen eine Ikone der anti-israeli-
schen Propaganda. Harald Neuber ■

Israelischer Soldat betet an einer Artillerie-
position nahe der Libanesischen Grenze

Betreut und 
kontrolliert
Israelische Regierung propagandistisch in der Defensive 
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➧ Aktion für Eskinder Negga, Äthiopien
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Journalist in „Dunkelkammer“ inhaftiert

Eskinder
Negga

Einige Mithäftlinge fragten am 6. August nach Eskinder Negga.
Warum der Journalist verlegt worden sei, wollten sie in der Ge-
richtsverhandlung wissen, aber der Richter gab keine Begrün-
dung. Das Verfahren wurde auf den 4. Oktober vertagt. Bis dahin
hat Eskinder Negga keine Möglichkeit, gegen seine Verlegung
juristisch vorzugehen.
Der 28-jährige Journalist ist vor einigen Wochen ins Karchele-
Gefängnis gebracht worden. Dort muss er in einem Trakt wohnen,
der als „Alem Bekagn“ (Ende der Welt) bekannt ist. Die Haft-
bedingungen dort sind extrem: Die Zellen sind klein, feucht und
dunkel. Die Gefangenen haben nur eingeschränkten Zugang zu
sanitären Anlagen. Besuch von Familienangehörigen dürfen sie
nur in Ausnahmefällen empfangen.
Eskinder Negga ist Herausgeber der Zeitung „Satenaw“. Er wur-
de am 28. November vergangenen Jahres festgenommen, nach-
dem er an Demonstrationen gegen angebliche Manipulationen
bei den Parlamentswahlen im Mai 2005 teilgenommen hatte. An-
schließend wurde er – zusammen mit 75 anderen Journalisten,
Menschenrechtlern und Oppositionellen – unter anderem wegen
„Landesverrats“ und „Anstiftung zur Verschwörung“ vor Gericht
gestellt. Die Anklagen gegen die Journalisten richten sich gegen
veröffentlichte Artikel, vor allem aber gegen Interviews, in denen
Oppositionspolitiker zu Wort kamen, die die Regierung im Wahl-
kampf kritisierten.

In Äthiopien hat die Verfolgung von Medienschaffenden eine
traurige Tradition. So wundert es wenig, dass mehrere der 14 jetzt
angeklagten Journalisten schon in der Vergangenheit als politi-
sche Gefangene inhaftiert waren.

Was können Sie tun?
Schreiben Sie an den äthiopischen Justizminister und fordern Sie
die sofortige und bedingungslose Freilassung des Journalisten
Eskinder Negga. Weisen Sie auch darauf hin, dass die Haftbe-
dingungen in Äthiopien internationale Standards verletzen.
Schreiben Sie auf Englisch oder Deutsch an:
Mr Assefa Kesito
Minister of Justice, Ministry of Justice
PO Box 1370, Addis Ababa, ÄTHIOPIEN
Telefax: 00 251 – 11 – 552 08 74
E-Mail: ministry-justice@telecom.net.et

Senden Sie eine Kopie Ihres Schreibens an:
Kanzlei der Botschaft der 
Demokratischen Bundesrepublik Äthiopien
Boothstraße 20 a, 12207 Berlin
S. E. Herrn Hiruy Amanuel
Telefax: (030) 772 06 24
E-Mail: Emb.ethiopia@t-online.de

„Fragen Sie Journalisten, warum sie die
Bombenanschläge von London nicht mit
dem Irakkrieg in Verbindung bringen.“ „Fra-
gen Sie Journalisten, warum sie nicht über
den Zusammenhang von globalem wirt-
schaftlichem Wachstum und dem Klimawan-
del sprechen.“ Urheber solcher und anderer
unbequemer Fragen sind die britischen 
Medienkritiker von Media Lens.

Lens bedeutet übersetzt: Kamera-Objektiv
und Brillenglas. Der Name ist Programm.
Seit 2001 schärfen die renommierten Jour-
nalisten David Edwards und David Crom-
well den Blick der Öffentlichkeit für die
Berichterstattung der bürgerlichen Me-
dien. Die Presse sei ein Propaganda-
System für die Interessen von Konzernen
und des Establishments. Aufsässig analy-
sieren sie die Konzentration von Macht-
interessen. Ihr Fazit: Die gesamten Main-
stream-Medien befänden sich „in der eisi-
gen Umklammerung eines gigantischen
Gentleman-Agreements; es wird einfach
vorausgesetzt, dass bestimmte Dinge über
die Medien nicht gesagt werden können!“
Aber Media Lens hat eine Mission: „die

verzerrten Bilder der etablierten Medien
zu korrigieren.“ Das Experiment scheint
aufzugehen. Mehr als 7000 Personen emp-
fangen ihre sogenannten „E-Mail Alerts“.

Die Alarmsignale via E-Mail doku-
mentieren, wer was wann wie und wo
gesagt hat. Anschließend kontrastieren
Informationen aus alternativen Quellen
die Aussagen. Am Ende steht immer eine
kritische Frage. Die können Einzelne an
die aufgelisteten E-Mail Adressen der zu-
ständigen Redakteure der jeweiligen Me-
dien richten. Zusätzlich finden sich auf der
Website der Medienwächter Hintergrund-
informationen, Rechercheressourcen, Blogs
und philosophische Ausführungen.

Helen Boaden, Programmleiterin der
BBC Nachrichten ist schon öfter Zielschei-
be des Protests gewesen. „Media Lens Ma-
nifest hat sich vielen bewundernswerten
Bestrebungen verschrieben. Wir berück-
sichtigen ihre Kommentare immer und
ziehen ihre vorgebrachten Streitfragen
ernsthaft in Betracht“, kommentiert sie.
Noam Chomsky, Professor für Linguistik
am Massachusetts Institute of Technology
(USA), ist ein Verbündeter der Medienkri-

tiker. Für ihn ist deren Arbeit „exzellent,
informativ und notwendig“.

Die vergangenen Monate haben die
Medienwächter mit dem Manuskript ihres
aktuellen Buches verbracht. Als „Hüter der
Macht“ werden in dem englischsprachi-
gen Buch unübliche Verdächtige der Me-
dienlandschaft enttarnt. Nicht umsonst
weist der Titel eine Nähe zur britischen Ta-
geszeitung The Guardian auf. Denn gerade
liberalere Presseorgane gelangen in den
Sucher von Media Lens. Anhand anschau-
licher Einzelbeispiele berichten die Auto-
ren von machtdurchsetzten Medienagen-
den und setzen bisher ausgeblendete
Informationen dagegen.

John Pilger, investigativer Journalist
aus Australien schreibt dazu im Vorwort:
„Sie haben sich nicht mit Weichzielen ab-
gegeben wie Rupert Murdochs Sun. Statt-
dessen haben sie sich auf den Mediensek-
tor konzentriert, der stolz auf seine ‚Ob-
jektivität‘, ‚Unvoreingenommenheit‘ und
‚Balance‘ ist (wie die BBC) und auf seine
Liberalität und Fairness (wie der Guardi-
an). Tatsächlich haben sie die Arbeit wah-
rer Journalisten geleistet: Sie haben Miss-
verständnisse aus dem Weg geräumt.“

Nina Schulz ■

Infos: www.medialens.org
Guardians of Power– The Myth of the
Liberal Media, David Edwards & David
Cromwell Media Lens, Pluto Press

Alarmsignale per E-Mail
Kritische Fragen sind das Markenzeichen von Media Lens
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Polizisten in Schweden dürfen vortäuschen,
dass sie Journalisten sind – und bekommen
gleichzeitig gefälschte Identitäten beim Ein-
wohnermeldeamt. So soll es den Behörden
der Ordnungspolizei leichter gemacht wer-
den, Informationen zu beschaffen.

Stockholm, Ende Mai. Im Regierungsge-
bäude Rosenbad sitzt der sozialdemokrati-
sche Minister Thomas Bodström. In ein
paar Tagen soll der schwedische Reichstag
über seine neuen Gesetzesvorschläge bera-
ten. Thema: Bekämpfung von Terrorismus
und schwerer Kriminalität. 

Ab ersten Oktober soll es nicht nur,
wie bisher, der Sicherheitspolizei gestattet
sein, unter Legenden und gefälschten
Identitäten zu arbeiten. Jetzt soll dies auch
die übrige Polizei dürfen, zum Beispiel bei
Ermittlungen in Prostituierten-Milieus
und im Menschenhandel. „In so einem
Fall wird es erlaubt sein, sich als Journalist
auszugeben“, erklärt Thomas Bodström.
Das gilt erst Recht bei Ermittlungen gegen
mutmaßliche Terroristen. Das Gesetzpaket
sieht auch vor, das Abhören von Telefon-
gesprächen und die Postkontrolle leichter
zu machen. Bisher war dafür ein konkreter
Hinweis auf einen Verdacht erforderlich.
Künftig soll die „Annahme“, dass jemand
eine schwere Straftat begehen könnte, ge-
nügen, um einen Telefonanschluss abzu-
hören. Allerdings mit richterlichem Be-
schluss.

Journalisten sind nicht von der Über-
wachung ausgeschlossen. Schließlich
könnten sich Terroristen und Kriminelle ja
auch als Journalisten tarnen. Außerdem

muss eine Gesetzgrundlage geschaffen
werden, um gegen Journalisten und ande-
re vorzugehen, deren Absicht es sein
könnte, sich mit streng geheimen Infor-
mationen zu befassen. Das Gesetz soll es
möglich machen, solche Leute schon vor-
beugend zu überwachen. Falls die „An-
nahmen“ sich als richtig erweisen, kann
die Polizei sogar Redaktions- oder Wohn-
räume mit Wanzen ausstatten, um Be-
weise zu sichern. Laut Bodström hätten
aber seriöse Journalisten nichts zu be-
fürchten! 

Verstoß gegen das Grundgesetz

„Das Gesetz richtet sich hauptsäch-
lich gegen Banden oder Neonazis, die Zei-
tungsverlage gründen, um dadurch ihre
kriminellen Geschäfte zu tarnen“, so Tho-
mas Bodström. Dasselbe gilt für Terroris-
ten und Spione, die unter publizistischem
Deckmantel arbeiten. Gleichzeitig gibt
Thomas Bodström zu: „So wenig wie ge-
heime Informationen nicht Russland zu-
gespielt werden sollten, so sollen sie auch
in einer Zeitung nicht veröffentlicht wer-
den“. Dabei gebe es keine Ausnahmen für
große Tageszeitungen wie Dagens Nyheter
oder den öffentlich rechtlichen Rundfunk. 

Szenenwechsel, Stockholmer Reichs-
tag den 29. bis 31. Mai. Die Sozialdemo-
kraten wollen das große Gesetzespaket
von Bodström noch vor der Sommerpause
verabschieden. Allerdings gibt es einen
Haken: Das Grundgesetz (§ 2: 12) ermög-
licht es einer Minorität, Gesetze für ein
Jahr zu verschieben, falls sie demokrati-

sche Freiheitsrechte beschränken könn-
ten. Dadurch sollen sich die Politiker und
die Öffentlichkeit noch einmal überlegen,
ob die Einschränkungen angemessen sind.
Von diesem Paragraphen machen die Grü-
nen, die Linkspartei, die Christdemokra-
ten und die Zentrumspartei Gebrauch.
Eine in Schweden eher unübliche Allianz.
„Wir können nicht hinnehmen, dass Re-
daktionen abgehört werden, das verstößt
gegen das Grundgesetz“, meint der Christ-
demokrat Olle Sahlström. „Wo führt denn
das alles hin“, fragt Rolf Olsson von der
Linkspartei, die ansonsten fast immer die
Sozialdemokratische Partei unterstützt.
„Hier sollen schon Leute überwacht wer-
den, bevor sie irgendeine Straftat über-
haupt begangen haben.“ Sein Parteifreund
Mats Einarsson macht sich große Sorgen,
wie das Bodströmpaket den investigativen
Journalismus treffen wird. Im Prinzip kön-
ne ja jede Redaktion beobachtet werden,
da Journalisten sich ja grundsätzlich für
kontroverse Themen und geheime Doku-
mente interessieren. 

Der Demokratie unwürdig

Obwohl Bodström in der Abstim-
mung eine Mehrheit von Stimmen bekam,
kippten die vier Parteien vorerst die Ge-
setze. Die Vorschläge müssen bis Mai 2007
ruhen, mit einer Ausnahme: Das Polizei-
liche Tarnungsgesetz tritt schon im Herbst
in Kraft. Die beiden bürgerlichen Parteien
beugten sich zuletzt dem Druck der son-
stigen Allianzpartner von Liberalen und
Konservativen. Ab 1. Oktober können sich
jetzt Polizeibeamte und Mitarbeiter des
Militärischen Geheimdienstes MUST als
Journalisten ausgeben, mit erfundenen
Identitäten und darauf fußenden rich-
tigen Presseausweisen. Problemlos wird 
es jedoch nicht sein. Das schwedische
Grundgesetz sieht nämlich vor, dass Anga-
ben beim Einwohnermeldeamt im Prinzip
für jeden zugänglich sind. Dazu gehören
ein „Personenbild“, Angaben von Vater,
Mutter und Kindern sowie deren Geburts-
daten, der Jahresverdienst und die frühere
Wohnanschrift. „Diese Fälschungen in
staatlicher Regie sind der Schwedischen
Demokratie völlig unwürdig“, sagt die
Vorsitzende des Schwedischen Journa-
listenverbandes SJF Agneta Lindblom-Hul-
thén. „Ich bin tief enttäuscht und erschüt-
tert über viele unserer Politiker im Reichs-
tag. Hier wird ja praktisch über Hinterwe-
ge der Quellenschutz abgebaut. Wie soll
denn jemand wissen, ob er mit einem
richtigen Journalisten oder einem Polizis-
ten spricht?“ Christoph Andersson ■

Der Autor arbeitet für die Medienredaktion
des Schwedischen Rundfunks „Vår grundade
mening“

Polizisten als 
Journalisten getarnt
Neue schwedische Gesetze untergraben Quellenschutz 
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Journalismus aktuell

ABP, München. 6. / 7. November:
Presserecht. 8. November: Presserecht
im Internet.
ABZV, Bonn. 2. / 3. November in 
Hannover: Presserecht aktuell für
Lokalredaktionen. 25. Oktober: Rechts-
sicher schreiben.
AFP, Hamburg. 30. Oktober:
Computer Assisted Reporting (CAR) – 
Recherche-Workshop.
APB, Tutzing. 13. bis 17. November:
Medienmacht und Machtmissbrauch.
CA, Bayreuth. 18. / 19. November:
Berufseinstieg in den Journalismus.
ITZ, Bonn. 26. / 27. Oktober in Würz-
burg: Rotzfrech – Kampf der Lang-
weile. Strategien für mutigen Lokal-
journalismus.
JHB, Hagen. 6. bis 9. November:
Workshop Recherche. 13. bis 15.
November: Kreativitätstraining.
13. bis 16. November: Aufbauseminar
Wissenschaftsjournalismus.
KEP, Wetzlar. 3. / 4. November:
Kreatives Schreiben – ein Workshop
für bessere Texte.
KLARA, Berlin. 16. / 17. November:
Wissenschaftsjournalismus.
MH, Hamburg. 20. bis 22. Oktober:
Motorjournalismus – Fahrbericht.
30. Oktober, 6. und 13. November:
Die Recherche.
NA, Hamburg. 16. Oktober und 

8. November in Köln: Neue deutsche
Rechtschreibung – Sicherheit und
Durchblick.

Journalistische Themen

APB, Tutzing. 16. bis 18. Oktober:
Grenzen des Zeigbaren.
FES, Bonn. 3. bis 5. November in Bad
Münstereifel: Lokale Berichterstattung
über das Bauen und Planen in der
Stadt. 17. bis 19. November in Wald-
münchen: Das Bild von Osteuropa in
den Medien.
JHB, Hagen. 4. November: Einführung
in die Gemeindeordnung.
KLARA, Berlin. 6. / 7. November:
Themen aus dem Rathaus.

Journalistische Formen

ABP, München. 6. bis 24. November:
Kompaktkurs II Zeitschrift. 16. bis 20.
Oktober: Interview. 23. bis 27. Okto-
ber: Kultur-, Film- und Fernsehkritik.
23. bis 27. Oktober: Reisejournalismus
– mit Exkursion nach Bad Blumenau,
Österreich. 2. / 3. November: Kleintex-
te für Fachzeitschriften. 13. bis 18.
November: Reportage.
ABZV, Bonn. 30. / 31. Oktober in
Stuttgart: Überschrift, Bildunterschrift,
Vorspann. 7. / 8. November: Lokale
Sportberichterstattung. 16. / 17. No-
vember: Kommentar und Glosse.

AFP, Hamburg. 20. / 21. Oktober:
Blattmachen I: Zeitschriften.
BKB, Wolfenbüttel. 29. bis 31. Ok-
tober: Kolumnen zum Zeitgeschehen
schreiben.
EMA, Berlin. 19. bis 21. Oktober:
Grundkurs Moderation. 1. bis 4. No-
vember: Der lange Text – die Arbeit
vor dem Schreiben.
FES, Bonn. 16. bis 20. Oktober: Poli-
tischer Journalismus: Interviews füh-
ren und recherchieren. 26. / 27. Okto-
ber in Dresden: Interviews führen mit
politischen Mandatsträgern. 6. bis 10.
November in Würzburg: Orientierungs-
seminar: Journalistische Stilformen.
IFP, München. 27. bis 29. Oktober in
Augsburg: Glosse.
JA, München. 24. / 25. Oktober: Das
Interview.
JHB, Hagen. 16. bis 18. Oktober:
Vorspann und Texteinstieg.
KEP, Wetzlar. 20. bis 22. Oktober:
Workshop Reportage.
KLARA, Berlin. 25. / 26. Oktober:
Nachrichten schreiben. 30. / 31. Okto-
ber: Textformen Reportage, Feature,
Report. 13. bis 16. Nov.: Reportage.
MEZ, Berlin. 1., 8. und 15. Novem-
ber: Praxisseminar journalistisches
Schreiben. 17., 24. November und 
1. Dezember: Seminar Wissenschafts-
journalismus.
MH, Hamburg. 16. bis 18. Oktober:
Interviewtraining. 20. bis 22. Oktober:
Das Sachbuch. 27. bis 29. Oktober:
Die Zeitungsreportage. 10. bis 12.
November: Die Kurzgeschichte.

Journalismus online

ABP, München. 16. bis 20. Oktober:
Online-Gestaltung von Web-Sites –
Aufbauseminar. 16. bis 27. Oktober:
Grundkurs I Allgemein. 23. bis 26.
Oktober: Online-Texten.
JHB, Hagen. 23. bis 27. Oktober:
Aufbauseminar online.
KEP, Wetzlar. 28. Oktober: Schreiben
fürs Web.

Layout / Infografik

JA, München. 10. bis 12. November:
Layout mit QuarkExpress.
KEP, Wetzlar. 20. Oktober: Zeitschrif-
tengestaltung II. 17. / 18. November:
Grundkurs Bildbearbeitung.
MAC, München. 23. Oktober in
Hamburg: Photoshop Spezialkurs II:
Virtuelle Schönheitsfarm. 15. bis 25.
November, auch 10. November bis 
9. Dezember in Köln: Desktop Publi-
shing. 15. bis 18. November: Photo-
shop Grundkurs. 20. / 21. November:
Photoshop Aufbaukurs. 16. / 17. Ok-
tober in Köln, 17. /18. November in
Hamburg: Freehand. 16. bis 19. Ok-
tober und 3. / 4. November: InDesign,
16. bis 19. Oktober in Stuttgart, 3. bis
6. November in Hamburg. 3. bis 11.
November in Hamburg: QuarkExpress.

Volontäre

ABP, München. 6. bis 17. November:
Grundkurs II Zeitung. 6. bis 17. No-
vember: Grundkurs II Zeitschrift.
ABZV, Bonn. 16. bis 20. Oktober in
Stuttgart: Aufbauseminar III. 6. bis
17. November in Stuttgart: Grundla-
genseminar III. 13. bis 24. November:
Grundlagen journalistischer Arbeit D2.
AFP, Hamburg. 23. Okt. bis 17. Nov.:
Kompaktkurs für Print-Volontäre. 30.
Oktober bis 10. November: Kompakt-
kurs für Radiovolontäre, Teil II.
EMA, Berlin. 23. bis 27. Oktober:
Das Portrait. 6. November bis 1. De-
zember: Volontärskurs.
IFP, München. 5. bis 17. November
in Ludwigshafen: Grundkurs II Zeitung.
JSR, Essen. 16. bis 20. Oktober: Das
Verhältnis von Bild und Text.
KLARA, Berlin. 16. Oktober bis 24.
November: Volontärskurs: Nicht nur
graue Theorie.

Fotografie

AFP, Hamburg. 27. Okt.: Pressefoto-
grafie IV: Bildrechte. 9. / 10. Nov.:
Pressefotografie I: Digitalfotografie.
BKB, Wolfenbüttel. 10. bis 12. No-
vember: Theaterfotografie.

serviceseminare

➧ Kontakt zu den Seminaranbietern

DJU Fon 030 / 886 641 06,
www.dju-berlinbb.de
EMA Fon 030 / 310 01 – 417,
www.evangelische-
medienakademie.de
DEPAK Fon 030 / 44 72 95 99,
www.depak.de
FAZ Fon 069 / 75 91 – 27 64,
www.seminare-faz-institut.de
FES Fon 02 28 / 883 – 0,
www.fes.de
FHB Fon 040 / 399 099 31,
www.filmschule-hamburg-berlin.de
FM Fon 02 51 / 230 36 21,
www.filmwerkstatt.muenster.de
FUA Fon 040 / 450 20 90,
www.Frau-und-Arbeit.de 
IFP Fon 089 / 54 91 03 – 0,
www.ipm-kma.de
ITZ Fon 02 28 / 40 38 76,
www.drehscheibe.org 

JA Fon 089 / 167 51 – 06,
www.journalistenakademie.de 
JHB Fon 023 31 / 365 – 6 00,
www.hausbusch.de 
JSR Fon 02 01 / 804 19 61,
www.journalistenschule-ruhr.de 
KEP Fon 064 41 / 91 51 66,
www.cma-medienakademie.de 
KFH Fon 02 21 / 222 710 – 0,
www.koelner-filmhaus.de
KLARA Fon 030 / 690 415 85,
www.KLARAberlin.de
MAC Fon 089 / 544 151 – 74,
www.macromedia.de
MEZ Fon 030 / 68 30 20 90,
www.medienkonkret.de
MH Fon 040 / 306 201 140,
www.medienbuero-hamburg.de 
MKZ Fon 022 24 / 95 51 29,
www.ksi.de 
NA Fon 040 / 41 13 – 28 42,
www.newsaktuell.de 

ABP Fon 089/ 49 99 92 – 0,
www.a-b-p.de
ABZV Fon 02 28 / 259 00 – 0,
www.abzv.de
AFP Fon 040 / 41 47 96 – 0,
www.akademie-fuer-publizistik.de
AM Fon 02 11 / 436 901 50,
www.medienverband.de
APB Fon 081 58 / 256 – 0,
www.apb-tutzing.de
AR Fon 021 91 / 79 40,
www.akademieremscheid.de
BET Fon 040 / 42 10 84 – 0,
http://bet.de 
BKB Fon 053 31 / 808 – 418,
www.bundesakademie.de 
CA Fon 09 21 / 55 – 77 20,
www.campus-akademie.uni-bay-
reuth.de
COP Fon 02 21 / 739 32 62,
www.dreamguidance.de
CP Fon 02 51 / 20 07 – 92 73

Die Adressen zu unten stehenden Kontakten sind im Internet abrufbar unter: http://mmm.verdi.de
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JA, München. 20. bis 22. Oktober:
Menschen ins Bild bringen – Portrait-
fotografie für Journalisten.
JHB, Hagen. 11. November: Einfüh-
rung Fotografie. 13. bis 15. November:
Workshop Fotografieren.

Hörfunk

AM, Düsseldorf. 3. / 4. November:
Spezialkurs Rundfunk-Journalismus –
Sprechen vor dem Mikrofon.
IFP, München. 6. / 7. November in
Ludwigshafen: Einführung in den 
digitalen Hörfunkschnitt.
KLARA, Berlin. 4. bis 8. November:
Das Radio lebt – es lebe das Radio.
MEZ, Berlin. 14. / 15. Oktober: Hör-
buchwerkstatt. 28. / 29. Oktober:
Radio-Basiskurs. 30. Oktober: Pod-
casting. 31. Oktober: Audiotechnik.
2. und 9. November: Seminar Sprech-
technik. 1. und 8. November: Seminar
Audioschnitt. 5. bis 9. November: Pra-
xisseminar Hörfunk.

MH, Hamburg. 11. /12. November:
Nachrichten im Hörfunk.

Film & TV

ABP, München. 8. bis 10. November:
Fernsehmoderation und -präsentation
– Aufbauseminar.
AFP, Hamburg. 23. bis 26. Oktober:
Der Fernseh-Beitrag.
AM, Düsseldorf. 11. November:
Video-Kurzfilme selbst produziert.
FHB, Hamburg / Berlin. 4. November:
Master Forum Film / Drehbuch mit
Philipp LaZebnik: Wie schreibe ich ein
Drehbuch für den internationalen
Markt? 20. bis 22. Oktober: Drama-
turgie der Stoffe – Vorbereitung auf
die Autorenschule Hamburg. 21. / 22.
Oktober: Dokumentarfilm: Einführung
und Beratung.
KFH, Köln. 14. bis 18. Oktober:
Frauen hinter der Film-Kamera.
21. / 22. Oktober: Film- und TV-Recht
für Medienschaffende. 27. bis 29.

Oktober: Controlling im Filmgeschäft.
4. bis 12. November: Kurzfilm – Einen
Film drehen, von A-Z. 11. / 12. No-
vember: Meister des Lichts und der
Bewegung.
FM, Münster. 13. bis 15. Oktober:
Kameraassistenz. 11. bis 17. Novem-
ber: Masterschool Dokumentarfilm,
Modul II.

Selbst- und 
Medienmanagement

ABP, München. 17. / 18. Oktober:
Moderieren von Veranstaltungen und
Diskussionsforen. 28. / 29. Oktober:
MiR – Cross-Media-Publishing und
technische Entwicklungen. 30. Okto-
ber: Urheberrecht für die journalisti-
sche Praxis. 30. Oktober. Freie Journa-
listen – Steuern – Aufbauseminar.
31. Oktober: Freie Journalisten –
Technik für den Beruf – Aufbausemi-
nar. 2. / 3. November: Konfliktmana-
gement für Führungskräfte.
ABZV, Bonn. 2. / 3. November: Coa-
ching: Selbstmarketing und Präsen-

tation. 8. bis 10. November in Han-
nover: Optimal zusammen arbeiten.
AFP, Hamburg. 21. Oktober in Isma-
ning: Ich-Marketing und Netzwerke
für Freie. 17. / 18. November: Redak-
tionelles Marketing.
AM, Düsseldorf. 20. Oktober: Mit der
Stimme überzeugen – Training für Prä-
sentation und Gespräch. 17. Novem-
ber: Unternehmen Freier Journalist.
AR, Remscheid. 16. bis 20. Oktober:
Multimedia aktiv – Berufsbegleitende
Fortbildung, Kursabschnitt I.
COP, Köln. 20. / 21. Oktober: Finan-
zierungsoptionen für Beratung in 
Perspektivenklärung, Kommunikation
und Führung, Selbstmanagement und
-marketing. 21. / 22. Oktober in 
Hamburg: Einfach gelöst – traumhaft 
kreativ. Weitere Seminare: www.cop-
morrien.de.
DJU, Berlin. 14. November: Selbst-
vermarktung freier journalistischer
Arbeit.
FAZ, Frankfurt. 7. / 8. November in
Düsseldorf: Überzeugend präsentieren.
15. November: Stimm- und Sprech-
training.

Einberufung der 2. Bundesfachgruppenkonferenz
der Deutschen Journalistinnen- und Journalisten-

Union (dju) in ver.di
vom 02. bis 03. März 2007 in Berlin 

in der ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
(im Anschluss findet die 1. Bundesfachgruppenkonferenz der Fachgruppe

Medien vom 3. bis 4. März 2007 am gleichen Ort statt.)

Vorschlag für die Tagesordnung:

Antragsschluss 15. November 2006, 18 Uhr

Anträge an die 2. Bundesfachgruppenkonferenz der Fachgruppe Deutsche
Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di sind zu richten an:
ver.di-Bundesverwaltung, Fachbereich Medien, Kunst und Industrie (FB 8),

Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di, Bundesge-
schäftsstelle, 10112 Berlin oder per E-Mail an: journalismus@verdi.de

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Wahl des Präsidium
3. Beschlussfassung  über die
a) Tagesordnung
b) Geschäftsordnung der Konferenz
4. Wahl der 
a) Schriftführerinnen / Schriftführer
b) Mandatsprüfungskommission
c) Bestätigung der Antragskommis-

sion
5. Rechenschaftsbericht des

Bundesfachgruppenvorstandes
mit Aussprache 

6. Bericht der Mandatsprüfungs-
kommission

7. Entlastung des Bundesfachgrup-
penvorstandes

8. Beratung über die Geschäfts-

ordnung und die Arbeit in der
neuen Fachgruppe Medien

9. Beschlussfassung über die neue
Geschäftsordnung der Fachgrup-
pe Medien (2/3-Mehrheit)

10. Konstituierung der Berufsgruppe
Deutsche Journalistinnen- und
Journalisten-Union dju in ver.di

11. Wahl des dju-Bundesvorstandes
und Nominierung der dju-Ver-
treter für den Bundesfachgrup-
penvorstand

12. Nominierung der dju-VertrerIn-
nenin IJF / EJF

13. Nominierung der dju-Vertreter-
Innen im Deutschen Presserat

14. Beratung und Beschlussfassung
über Anträge Einberufung der 2. Bundesfachgruppenkonferenz

Rundfunk, Film, AV-Medien in ver.di
vom 02. bis 03. März 2007 in Berlin

in der ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
(im Anschluss findet die 1. Bundesfachgruppenkonferenz der Fachgruppe

Medien vom 3. bis 4. März 2007 am gleichen Ort statt.)

Vorschlag für die Tagesordnung:

Antragsschluss 15. November 2006 

Anträge an die 2. Bundesfachgruppenkonferenz 
Rundfunk, Film, AV-Medien sind zu richten an: ver.di-Bundesverwaltung,

Fachbereich Medien, Kunst und Industrie (FB 8) / Fachgruppe RFAV,
10112 Berlin oder per E-Mail an:

daniela.humpert@verdi.de (Dateiformat Word97)

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Wahl des Präsidiums
3. Beschlussfassung über die Tages-

ordnung und die Geschäfts- und
Wahlordnung der Bundesfach-
gruppenkonferenz

4. Wahl der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

5. Bestätigung der 
Antragskommission

6. Rechenschaftsbericht des Ge-
schäftsführenden Bundesfach-
gruppenvorstandes mit Aus-
sprache

7. Bericht der Mandatsprüfungs-
und Wahlkommission

8. Beschlussfassung über die Ent-

lastung des Geschäftsführenden
Bundesfachgruppenvorstandes

9. Beratung über die Geschäftsord-
nung und die Arbeit in der neu-
en Fachgruppe Medien

10. Beschlussfassung über die neue
Geschäftsordnung der Fachgrup-
pe Medien (2/3-Mehrheit)

11. Nominierung der Vertreter/innen
der Fachgruppenbereiche im
Bundesfachgruppenvorstand der
neuen Fachgruppe Medien
· öffentlich-rechtlicher Rundfunk
· privater Rundfunk /

neue Medien
· Film
· Kino
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FES, Bonn. 13. bis 17. November in
Würzburg: Rhetorik Basis.
FUA, Hamburg. 11. / 12. November:
Akquisestrategie: Empfehlung.
IFP, München. 3. bis 5. November:
Freiberuflichkeit als Chance – Moder-
nes Existenzcoaching.
ITZ, Bonn. 8. bis 10. November in
Hannover: Effizient führen im Lokalen
– Managementtechniken im Redak-
tionsalltag.
JHB, Hagen. 14. Oktober: Zeit- und
Selbstmanagement. 21. Oktober:
Netzwerken.
28. Oktober: Kreative Themenfindung.
JSR, Essen. 7. / 8. November:
Management-Training. Workshop für
Redakteurinnen und Redakteure.
KEP, Wetzlar. 13. bis 15. Oktober:
Mit der Stimme zum Erfolg.
27. Oktober: Teams erfolgreich leiten.
10. /11. November: Moderation und
Veranstaltungsleitung.
KLARA, Berlin. 18. Oktober: Wie 
organisiere ich mein Büro? 23. / 24.
Oktober: Projekte konzipieren und
kalkulieren. 25. Oktober: Wie man
Kontakte zu Redaktionen knüpft.
MEZ, Berlin. 24. bis 26. Oktober:
Internetauftritt für Freiberufler und

Kleinbetriebe.
MKZ, Bad Honnef. 28. / 29. Oktober:
Webseiten gestalten – die eigene 
Homepage.
NA, Hamburg. 19. / 20. Oktober:
Presentation Techniques in English –
Effective International Communication.

Film- & TV-Technik

BET, Hamburg. 16. bis 18. Oktober:
TV-Produktionsmethoden HD. 2. bis 
4. November: Broadcast Kamera-
recorder HD. 10. bis 12. November:
Available Light.
FM, Münster. 3. bis 5. November:
Filmkamera 16 mm Theorie. 10. bis
12. November: Filmkamera 16mm
Praxis. 16. bis 19. November: Film-
kamera 16 mm Theorie und Praxis.
KFH, Köln. 28. / 29. Oktober: Licht.

Public Relations

ABP, München. 23. bis 27. Oktober:
Public Relations. 30. / 31. Oktober:
Public Relations-Strategien – Aufbau-
seminar. 2. / 3. November: Krisen-PR –
Aufbauseminar.
AM, Düsseldorf. 18. Oktober: Texten

wie ein Werbeprofi. 24. Oktober: Zu
Gast beim Fernsehen – Medientrai-
ning für TV-Interviews. 27. / 28. Okto-
ber: Teamarbeit – Aufbaukurs Öffent-
lichkeitsarbeit V. 11. November: Freies
Sprechen. 11. November: Jetzt spreche
ich! Teil 2 – Aufbaukurs.
CP, Münster. 27. Oktober: Existenz-
gründung in der Prozent-Branche.
10. / 11. November: Strategische Kom-
munikationsplanung und erfolgreiche
PR-Konzeption.
DEPAK, Berlin. 2. / 3. November: Jen-
seits der Pressemitteilung – Cross-
media für die Öffentlichkeitsarbeit.
2. / 3. November: Entwicklung von
PR-Konzepten.
EMA, Berlin. 19. / 20. Oktober. Pres-
semitteilung und Pressekonferenz.
FAZ, Frankfurt. 17. Oktober: Krisen-
PR – gut vorbereitet für den Ernstfall.
19. bis 21. Oktober: Grundlagen des
journalistischen Schreibens. 24. / 25.
Oktober: Basics der PR. 24. / 25. Ok-
tober in Bad Vilbel: Fernsehtraining.
16. November: Rechtliche Grundlagen
für Öffentlichkeitsarbeiter.
FES, Bonn. 27. bis 29. Oktober in
Bad Münstereifel: Reden schreiben.
6. bis 10. November in Leipzig:
Öffentlichkeits- und Medienarbeit.
10. / 11. November: TV-Intensivtrai-
ning im Fernsehstudio unter Live-
Bedingungen. 10. bis 12. November
in Kochel: Effektive Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit.
JA, München. 13. Okt.: Start des ein-
jährigen, berufsbegleitenden Lehrgangs
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

JHB, Hagen. 16. bis 20. Oktober: Ge-
staltung von PR-Produkten. 23. / 24.
Oktober: Im Kreuzfeuer der Kritik –
der Umgang mit öffentlichen Angrif-
fen. 30. / 31. Oktober: Schreibtraining:
Von der Bildunterzeile zum Minipor-
trait. Kleine Textformen in der PR.
6. bis 8. November: Fremdtexte redi-
gieren.
KLARA, Berlin. 8. November: Presse-
mitteilungen verfassen.
MEZ, Berlin. 28. / 29. Oktober:
Öffentlichkeitsarbeit.
MH, Hamburg. 7. bis 19. November:
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit –
Aufbaukurs.
MKZ, Bad Honnef. 27. / 28. Oktober:
Professionell an die Presse.
NA, Hamburg. 16. / 17. Oktober:
Kreativität in Projekten – Ideen, die
verkaufen. 6. November in Frankfurt:
Die gute Pressemitteilung. 7. / 8. No-
vember in Frankfurt: Digitales Presse-
material – mediengerecht, effizient,
zeitgemäß. 8. / 9. November in Köln:
Pressearbeit mit Fernsehsendern –
Themen, Technik, Trends. 13. / 14. No-
vember: PR-Konzepte für Fortgeschrit-
tene – strategisch, dramaturgisch, ef-
fektiv. 13. /14. November in Frankfurt:
Krisen-PR – Ihr Instrumentenkoffer
für den Ernstfall. 16. November:
Crashkurs Internet-Newsletter – das
Kundenbindungsinstrument. 16. / 17.
November: Professionell moderieren
– Pressegespräche, Veranstaltungen,
Diskussionen. 17. November: Texten
fürs Internet – attraktive Websites für
Ihre Kunden.

service
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Einberufung der 2. Bundesfachgruppenkonferenz 
der Fachgruppe Verlage und Angenturen (FG 5)

in ver.di am 10. Februar 2007 in Berlin

in der ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Vorschlag für die Tagesordnung:

Anträge an die 2. Bundesfachgruppenkonferenz der Fachgruppe Verlage
und Agenturen müssen bis spätestens 7. Dezember 2006, 18.00 Uhr 

(Antragsschluss) eingereicht werden: ver.di-Bundesvorstand,
Fachbereich Medien, Kunst und Industrie (FB 8), Bereich Tarifpolitik,

Industrie, Verlage, Druck und Papier, 10112 Berlin

Einberufung der 
1. Bundesfachgruppenkonferenz Medien in ver.di

vom 03. bis 04. März 2007 in Berlin

in der ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Vorschlag für die Tagesordnung:

1. Wahl des Präsidiums
2. Beschlussfassung über die Tages-

ordnung und die Geschäfts- und
Wahlordnung der Bundesfach-
gruppenkonferenz

3. Wahl der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

4. Bestätigung der Antragskommis-
sion

5. Medienpolitisches Referat und
Aussprache

6. Bericht der Mandatsprüfungs-
und Wahlkommission

7. Beratung über die Geschäftsord-
nung und Arbeit in der neuen
Fachgruppe Medien

8. Beschlussfassung über die Grün-
dung der neuen Fachgruppe Me-
dien und ihrer Geschäftsordnung

9. Wahl des Bundesfachgruppen-
vorstandes der Fachgruppe 
Medien

10. Antragsberatung
11. Zielpositionen der fünf Fach-

gruppenbereiche

12. Wahl der Vertreter/innen der
Fachgruppe Medien im Bundes-
fachbereichsvorstand

13. Ggf. Wahl von weiteren 
Delegierten für die Bundesfach-
bereichskonferenz

14. Vorschläge an die Bundesfach-
bereichskonferenz zur Wahl der
Mitglieder des Gewerkschafts-
rates und deren Stellvertreter/in-
nen

15. Vorschläge an die Bundesfach-
bereichskonferenz zur Wahl von
Delegierten für den Bundeskon-
gress der ver.di

16. Wahl der Vertreter/innen bei der
EJF / IJF

17. Wahl der Vertreter/innen bei der
UNI-MEI / UNI-Euro-MEI

18. Wahl der Vertreter/innen beim
Deutschen Presserat

19. Tarifpolitisches Referat mit 
Aussprache

20. Schlusswort

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Beschlussfassung über die
a) Tagesordnung
b) Geschäftsordnung der Konferenz
3. Wahl der
a) Konferenzleitung
b) Schriftführerinnen / Schriftführer
c) Mandatsprüfungskommission
d) Bestätigung der 

Antragskommission

4. Rechenschaftsbericht des
Bundesfachgruppenvorstandes

5. Bericht der Mandatsprüfungs-
kommission

6. Entlastung des Bundesfachgrup-
penvorstandes

7. Beratung und Beschlussfassung
über Anträge

8. Schlusswort
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termine 
Journalismus

Zurück in die Forschung
STUTTGART. Damit Wissenschaftsjour-
nalisten ihr Wissen auf einen aktuel-
len Stand bringen können, schreibt
die Robert Bosch Stiftung das Pro-
gramm „Journalisten in der Forschung“
aus. Es ermöglicht angestellten Re-
dakteuren aus Print, Hörfunk und
Fernsehen einen intensiven, bis zu
dreimonatigen Forschungs- und Stu-
dienaufenthalt. Die Stiftung über-
nimmt die Kosten für einen Ersatzre-
dakteur und gewährt Zuschüsse für
Reise- und Aufenthaltskosten. Die
Teilnehmer können sich einem selbst
gewählten Thema aus der Forschung
oder Forschungspolitik widmen. Für
das Programm nimmt die Stiftung
laufend Bewerbungen entgegen. Info:
www.bosch-stiftung.de/jif/

Informatik im Alltag
SAARBRÜCKEN. Im Wissenschaftsjahr
2006, das ganz im Zeichen der Infor-
matik steht, stiftet das saarländische
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit
einen Journalistenpreis Informatik.
Er ist in den Kategorien Print (auch
Online), Hörfunk und Fernsehen mit
jeweils 5.000 Euro dotiert. Der Preis
will journalistische Beiträge honorie-
ren, die in der breiten Öffentlichkeit
das Interesse für Themen der Infor-
matik wecken, die wie kaum eine an-
dere Wissenschaft fast alle Bereiche
unseres Lebens durchdringt. Einsen-
deschluss: 5. Oktober. Kontakt: Kom-
petenzzentrum Informatik der Univer-
sität des Saarlandes, Friederike Meyer
zu Tittingdorf, Postfach 15 11 50,
66041 Saarbrücken, Fon: 06 81 / 302
– 580 99, E-Mail: meyer@cs.uni-sb.de

Service in Tageszeitungen
WIESBADEN. Das R+V-Infocenter
zeichnet Tageszeitungsartikel mit 
Service- oder Ratgebercharakter aus.
Die Texte sollen zeigen, wie in Alltag
und Freizeit Risiken vermieden und
Schäden verhütet werden können.
Das Themenspektrum reicht von der
Vorbeugung alltäglicher Gefahren
über Sicherheit beim Sport und im
Urlaub bis hin zu Aspekten der Ge-
sundheitsvorsorge. Der Journalisten-
preis ist mit insgesamt 10.000 Euro
dotiert. Die eingereichten Artikel 
müssen zwischen dem 1. Januar und 
30. September 2006 in einer deutsch-
sprachigen Tageszeitung erschienen

sein. Einsendeschluss: 13. Oktober
2006. Kontakt: Infocenter der R+V
Versicherung, Claudia Diekmann,
John-F.-Kennedy-Straße 1, 65189
Wiesbaden, Fon: 06 11 / 533 – 57 69,
E-Mail: claudia.diekmann@ruv.de.

Bayerische JugendMedienTage
MÜNCHEN. Zum zweiten Mal veran-
staltet die Junge Presse Bayern die
Bayerischen JugendMedienTage in
München. Vom 20. bis 22. Oktober
werden rund 300 Jugendliche im Al-
ter von 15 bis 27 Jahren aus ganz
Bayern erwartet, um in die Welt des
Journalismus und der Medien einzu-
tauchen. „Medien der Zukunft – Zu-
kunft der Medien“ lautet das Motto.
Die Jugendlichen können hinter die
Kulissen von Medienunternehmen
blicken, selbst Medien machen oder
mit Experten diskutieren. Anmeldung
und Kontakt: Junge Presse Bayern,
Sabine Schwägerl, Fon: 09 11 / 236
96 35, E-Mail: s.schwaegerl@jpbay-
ern.de, Internet: www.jugendmedien-
tage.by, www.jpbayern.de.

Sozialpolitik in den Medien
BERLIN. Eine Tagungsreihe unter dem
Titel „Sozialpolitische Reformen:
Nicht (mehr) vermittelbar?“ veran-
staltet das Adolf-Grimme-Institut mit
der Bundeszentrale für politische Bil-
dung. Im Mittelpunkt steht die Frage,
wie Politiker politische Reformvorha-
ben vermitteln und was die Medien
in diesem Prozess leisten. Wie stellen
sie Reformvorhaben und den politi-
schen Realisierungsweg dar, wie be-
werten und kommentieren sie die
Vorgänge und die Konsequenzen,
was tragen sie zum Verständnis, zur
Orientierung und damit zum Alltags-
handeln bei? Die einzelnen Termine
finden am 26. Oktober, am 15. No-
vember und am 11. / 12. Dezember
an verschiedenen Orten in Berlin
statt. Kontakt: Adolf-Grimme-Institut,
Katrin Jurkuhn, Fon 023 65 / 91 89 –
29, E-Mail: jurkuhn@grimme-institut.
de, Internet: www.grimme-institut.de.

Wächterpreis Tagespresse
BAD VILBEL. Die Stiftung „Freiheit der
Presse“ zeichnet Arbeiten aus, die
Missstände aufdecken oder sich er-
folgreich um die Abwehr von Ein-
flussversuchen auf die Presse bemü-
hen. Die Reportagen oder Berichte,
die eingereicht werden, müssen zwi-
schen dem 1. September 2005 und
dem 31. August 2006 in der deutsch-
sprachigen Tagespresse veröffentlicht
worden sein. Insgesamt werden Prei-
se in Höhe von 26.000 Euro vergeben.
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Einberufung der 1. Bundesfachgruppenkonferenz 
der neuen Fachgruppe Verlage, Druck und Papier
in ver.di vom 10. bis 11. Februar 2007 in Berlin

in der ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Vorschlag für die Tagesordnung:

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Beschlussfassung über die
a) Tagesordnung
b) Geschäftsordnung der Konferenz
3. Wahl der
a) Konferenzleitung
b) Schriftführerinnen / Schriftführer
c) Mandatsprüfungs- und Wahl-

kommission
d) Bestätigung der Antragskommis-

sion
4. Referat des Bundesfachbereichs-

leiters und Stellvertretenden
Vorsitzenden der ver.di Frank
Werneke

5. Bericht der Mandatsprüfungs-
kommission

6. Beschluss über die Geschäfts-
ordnung der Fachgruppe Verla-
ge, Druck und Papier

7. Beratung und Beschlussfassung
über Anträge

8. Wahl und Bestätigung
a) der Geschäftsführung des

Bundesfachgruppenvorstandes

b) der Beisitzer / Beisitzerinnen
und deren Stellvertreterinnen /
Stellvertreter für den Bundes-
fachgruppenvorstand

c) der Vertreter / Vertreterinnen der
Fachgruppe im Bundesfachbe-
reichsvorstand sowie deren Stell-
vertreterinnen / Stellvertreter

d) der Delegierten und Ersatzdele-
gierten der Fachgruppe für die
Bundesfachbereichskonferenz

e) des Vertreters / der Vertreterin
der Fachgruppe für die Antrags-
beratungskommission der
Bundesfachbereichskonferenz

9. a) Vorschläge an die Bundes-
fachbereichskonferenz zur Wahl
der Mitglieder des Gewerk-
schaftsrates und deren Stellver-
treterinnen / Stellvertreter

b) Vorschläge an die Bundesfach-
bereichskonferenz zur Wahl 
von Delegierten für den Bundes-
kongress der ver.di

10. Schlusswort

Einladung zur ver.di Mitgliederversammlung 
der Fachgruppe Rundfunk / Film / AV-Medien 

– nichtverbandsgebunden – 
des Fachbereiches Medien NRW 

(Mitglieder im privaten Rundfunk,
ausgenommen Mitglieder im Filmverband und Kino)

Am 21. Oktober 2006, 10:30 bis 16:00 Uhr
ver.di-Haus, Karlstr.123 – 127, 40210 Düsseldorf

Tagesordnung:

Kontakt: Jutta Klebon, ver.di NRW, Fachbereich Medien,
Karlstr. 123 – 127, 40210 Düsseldorf, jutta.klebon@verdi.de

1. Eröffnung und Begrüßung,
Feststellen der ordnungsgem.
Einladung

2. Beschluss über die Tagesord-
nung

3. Beschluss der Wahlordnung
4. Wahl der Tagungsleitung und

Mandatsprüfungskommission
5. Perspektiven der Digitalisierung

und Auswirkungen auf den 
Medienbereich,
Referent: Martin Dieckmann

6. Diskussion

7. Wahl der Delegierten zur Lan-
desbezirksfachbereichskonferenz 

8. Wahl der Delegierten zur Lan-
desbezirkskonferenz 
„Freie und Selbständige“

9. Wahl der Delegierten zur
Bundesfachgruppenkonferenz 

10. Nominierungen eines Vertreters /
einer Vertreterin für den Landes-
fachgruppenvorstand Medien

11. Diskussion und Beschluss von
Anträgen

12. Schlusswort
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Einsendeschluss: 31. Oktober 2006.
Kontakt: Stiftung „Freiheit der Presse“,
FFH-Platz 1, 61116 Bad Vilbel,
Fon: 061 01 / 98 89 – 0,
Internet: www.waechterpreis.de.

Mobilität und Logistik
BERLIN. Die Deutsche Bahn AG
schreibt erneut einen mit insgesamt
20.000 Euro dotierten Journalisten-
preis „Mobilität und Logistik“ aus.
Eingereicht werden können deutsch-
sprachige journalistische Arbeiten aus
den Bereichen Print, Hörfunk, TV und
Online. Die Arbeiten müssen sich mit
Themen rund um Mobilität und Logis-
tik beschäftigen und zwischen dem 
1. November 2005 und dem 15. Ok-
tober 2006 veröffentlicht worden
sein. Ausgezeichnet werden Arbeiten,
die diese Themen einem breiten Pu-
blikum in vorbildlicher Weise vermit-
teln. Einsendeschluss: 31. Oktober.
Kontakt: Deutsche Bahn AG, Journalis-
tenpreis, Potsdamer Platz 2, Fon: 030 /
297 - 623 61, Fax: 030 / 297 - 620 88,
E-Mail: journalistenpreis@bahn.de.

Kulturpolitik
BERLIN. „politik und kultur“, die Zei-
tung des Deutschen Kulturrates,
schreibt einen Journalistenpreis aus,
der die allgemeinverständliche Ver-
mittlung kulturpolitischer Themen in
den Medien auszeichnen soll. Der
Preis wird an einzelne Journalisten
oder Redaktionen vergeben. Alle Me-
dien – Print, Hörfunk, Fernsehen und
Internet – in deutscher Sprache sind
zugelassen. Das Erscheinungsdatum
bzw. der Sendetermin muss zwischen
dem 1.11.2005 und dem 30.10.2006
liegen. Der Preis ist nicht dotiert und
wird im Rahmen eines Konzertes von
DeutschlandRadio Kultur in der Berli-
ner Philharmonie verliehen. Einsende-
schluss: 3. November. Kontakt: politik
und kultur, Deutscher Kulturrat,
Chausseestraße 103, 10115 Berlin.
Internet: www.kulturrat.de.

Journalistenpreis Osteuropa
STUTTGART. „Hoffnung für Osteuro-
pa“, die Solidaritätsaktion der Evan-
gelischen Kirchen in Deutschland mit
den Menschen in Mittel- und Ost-
europa, verleiht mit dem Institut für
Journalistik der Universität Dortmund
den 13. „Journalistenpreis Osteuropa“.
Die Ausschreibung zum Thema „Jun-
ge Menschen in Mittel- und Osteuro-
pa“ zeichnet Beiträge aus, die sich
mit der Lebenssituation von Kindern,
Jugendlichen oder jungen Erwachse-
nen in mittel- und osteuropäischen
Ländern beschäftigen. Das Genre ist
frei. Als Gewinn winkt ein Stipendium
für eine Hospitation bei einer renom-
mierten deutschen Tageszeitung so-
wie ein Preisgeld in Höhe von 1.000
Euro. Teilnehmen können Journalistin-
nen und Journalisten aus Mittel- und
Osteuropa, die nicht älter als 45 Jah-
re sind. Einsendeschluss: 15. Novem-
ber 2006. Weitere Informationen:
www.hoffnung-fuer-osteuropa.de

Hörfunk

Radiofeature
BERLIN. „Start up“ ist der Name des
Hans-Nerth-Radio-Stipendiums, das
unter Federführung des RBB-Kulturra-
dio zum 5. Mal ausgeschrieben wird.
Der Hörfunkautor Hans Nerth versteht
die Ausschreibung als Bekenntnis zum
Radiogenre Feature mit seinen infor-
mativen und künstlerischen Möglich-
keiten. Es soll Autoren – ohne Rück-
sicht auf Alter und Spezialisierung –
bei der Erarbeitung aufwändiger Fea-
ture-Projekte helfen. Zwei Stipendien
in Höhe von je 2.500 Euro werden ge-
währt. In Frage kommen Manuskript-
entwürfe oder Exposés (nicht länger
als vier Seiten), erläuternde Produk-
tionsskizzen bzw. Tonaufnahmen. Be-
werbungen müssen bis 15. Okt. 2006
vorliegen beim: Rundfunk Berlin-Bran-
denburg (RBB), Feature-Abteilung Hör-
funk, Masurenallee 8-14, 14057 Berlin.

Film / TV

Prix Europa 2006
BERLIN / POTSDAM. Das europäische
Medienfestival Prix Europa 2006 fin-
det vom 14. bis 21. Oktober in Berlin
und Potsdam statt. Aus 35 Ländern
wurden 600 Programme eingereicht,
209 wurden für den Wettbewerb zu-
gelassen, darunter 30 Wettbewerbs-
beiträge aus Deutschland in den
Sparten TV, Radio und Internet. Infor-
mationen und Programm: Prix Europa
Pressebüro, Fon: 030 / 97 993 10 9
11, E-Mail: press@prix-europa.de,
Internet: www.prix-europa.de 

Dokumentarfilme in Leipzig
LEIPZIG. DOK Leipzig, das Internatio-
nale Leipziger Festival für Dokumen-
tar- und Animationsfilm, startet vom
30.10. bis 5.11.2006 mit zahlreichen
Neuerungen zum 49. Mal. Das 1955
gegründete Festival versteht sich als
Ort der Begegnung von Filmema-
chern mit dem Publikum und mit Kol-
legen aus der ganzen Welt. Ausge-
wählt wurden 190 Dokumentarfilme
und 190 Animationsfilme aus 50 Län-
dern. Kontakt: Leipziger Dok-Filmwo-
chen GmbH, Große Fleischergasse 11,
04109 Leipzig, Fon: 03 41 / 308 64 –
0, E-Mail: info@dok-leipzig.de,
www.dok-leipzig.de

Medienwelt in Mittweida
MITTWEIDA. Kompetenz und Innova-
tion sind die Leitmotive des Mittwei-
daer Medienforums 2006. Zum 
10-jährigen Jubiläum werden über

200 Fachbesucher in der sächsischen
Hochschulstadt erwartet. Medienpro-
fis etwa der Deutschen Welle, RTL
oder Bavaria diskutieren vom 9. bis
11. Oktober über den Wandel der
Branche. Im Mittelpunkt stehen die
Chancen und Risiken der Digitalisie-
rung sowie die Veränderung klassi-
scher Verwertungsketten. Kontakt:
Alexander Schaub, Fon: 0179 / 931
18 15, E-Mail: presse@medienforum-
mittweida.de, Internet: www.medien-
forum-mittweida.de.

Kurzfilme in Landshut
LANDSHUT. Die besten Kurzfilme aus
Deutschland, Österreich und der
Schweiz will vom 22. März bis 25.
März 2007 das 8. Landshuter Kurz-
filmfestival zeigen. Noch bis zum 
15. November können Filmbeiträge
aller Formate und Genres bis zu 30
Minuten Spielzeit angemeldet wer-
den. Kontakt: Dynamo Kurzfilm,
Michael Orth, Wittelsbacherstr. 18,
80469 München, Fon: 089 / 62 30 34
16, E-Mail: m.orth@dynamo-kurz-
film.de, Internet: www.landshuter-
kurzfilmfestival.de

Wissenswerte
BREMEN. Wissenschaft im TV lautet
das Thema des Wissenswerte-Specials,
das am 15. und 16. November im
Bremer Haus der Wissenschaften
stattfindet. In Vorträgen und Work-
shops diskutieren TV-Journalisten und
Vertreter der Wissenschafts-PR mit
prominenten Referenten wie Ranga
Yogeshwar darüber, was der Zuschau-
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Einberufung der 
2. Bundesfachbereichsfrauenkonferenz 

im Fachbereich Medien, Kunst und Industrie
in ver.di vom 24. bis 25. März 2007 in Berlin

in der ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Anträge an die Bundesfachbereichsfrauenkonferenz 
Medien, Kunst und Industrie müssen bis 

spätestens 31. Januar 2007 (Antragsschluss)
beim Bundesfachbereichsfrauenvorstand eingereicht werden:

ver.di – Bundesvorstand, Fachbereich Medien, Kunst und Industrie (FB 8),
Ressortsekretariat, 10112 Berlin

1. Bundes-Selbstständigentag von ver.di
am 11. November 2006 in Berlin

Einen ganzen Tag voller Veranstaltungen nur für Selbstständige bietet
ver.di am Samstag, dem 11. November 2006 in Berlin.

Nach einer prominent besetzten Einstiegsdiskussion mit Gundula Englisch,
Gisela Notz und Goetz Buchholz zum Thema „Selbstständige – Teil des 
Prekariats oder Rettung des deutschen Arbeitsmarktes?“ – geht es weiter 
mit dem Herzstück des Tages, zahlreichen Workshops mit nützlichen Infos 
für die tägliche Arbeit. Als Workshop-Themen sind geplant: Akquise – 
Existenzgründung – Hartz-Gesetze – Kooperation unter Selbstständigen – 
Stress und Gesundheit – Honorardumping verhindern – Urheberrecht – 
Versicherungen für Selbstständige – Zeitmanagement. Auf einem Markt-
platz präsentieren sich bis zum Mittag ver.di-Fachbereiche sowie für 
Selbstständige interessante Institutionen. Am Abend ist bei einem Buffet 
und mit Musik Gelegenheit zu Party und Vernetzungs-Gesprächen, je nach 
Geschmack der Teilnehmer und bis in die Nacht. Es ist auch möglich, sich 
ausschließlich zum Abendbuffet und der Party anzumelden.

Das gesamte Programm und Infos zur Anmeldung auf den Webseiten des
Veranstalters, der ver.di-Bundeskommission Selbstständige:

http://selbststaendige.verdi.de
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er wirklich wissen will. Programm un-
ter: www.wissenswerte-bremen.de.

Frauenfilmfestival Musik
DORTMUND. Dem Sound kommt im
Kino eine essenzielle Funktion zu.
Doch die Geräusche unserer Alltags-
welt reichen nicht aus, um filmischen
Notwendigkeiten gerecht zu werden.
Folglich werden sie künstlich und
künstlerisch bearbeitet. Wie beschäf-
tigen sich Filmemacherinnen inhalt-
lich und formal mit Musik, Ton und
Rhythmus? Das Internationale Frau-
enfilmfestival Dortmund / Köln, das
vom 17. bis 22. April in Dortmund in
die zweite Runde geht, beschäftigt
sich schwerpunktmäßig mit dem The-
ma Musik. Filmeinreichungen bis 
30. November online. Kontakt: Inter-
nationales Frauenfilmfestival, Stefa-
nie Görtz, Fon: 02 31 / 50 – 254 80,
E-Mail: goertz@frauenfilmfestival.eu,
Internet: www.frauenfilmfestival.eu.

Fotografie

Alles zeigen dank Informatik
BREMEN. Für den Fotowettbewerb
des „Forums InformatikerInnen für
Frieden und gesellschaftliche Verant-
wortung e.V. (FIfF)“ werden digitale
Fotografien gesucht, die mit kriti-
schem Blick zeigen, wie sich die Welt
durch Informatik verändert. Der Wett-
bewerb sucht Bilder, welche die Seite
der Informatik jenseits von Hoch-
glanzprospekten fotografisch doku-
mentieren oder in Szene setzen. Drei
Preise in Höhe von 333, 222 und 111
Euro und eine Ausstellung in Bremen
winken als Belohnung. Einsende-
schluss: 15. Oktober. Informationen:
FIfF-Geschäftsstelle, Goetheplatz 4,
28203 Bremen, Internet: http://fiff.in-
formatik.uni-bremen.de/2006/Wett-
bewerb.html

Jugend und Medien
BONN. Das Pressenetzwerk für Jugend-
themen e.V. (PNJ) schreibt in seinem
40. Gründungsjahr einen Fotopreis
für junge Nachwuchsfotografen und
Fotojournalisten aus. Der Titel des
Preises, der sich in den eingereichten
Arbeiten widerspiegeln soll, lautet
„Jugend und Medien“. Teilnehmen
können alle Interessenten bis zu 27
Jahren mit jeweils einem Foto. Die
besten Fotos werden zu einer Wan-
derausstellung zusammengestellt;
zehn ausgesuchte Fotos werden bei
www.pressenetzwerk.de veröffent-
licht. Renommierte Fotofirmen, Buch-
und Zeitschriftenverlage und Bild-
agenturen stellen Preise zur Verfü-

gung. Einsendeschluss: 20. Oktober.
Informationen: Pressenetzwerk für Ju-
gendthemen e.V. (PNJ), Jörg Wild,
Beethovenstr. 38a, 53115 Bonn, Fon:
0228 / 21 77 86, Fax: 0228 / 21 39 84,
E-Mail: buero@pressenetzwerk.de,
Internet: www.pressenetzwerk.de 

Swarovski Optik Digiscoping
ABSAM. Digiscoping Bilder sind Bild-
aufnahmen, die mit einer digitalen
Kamera in Verbindung mit einem 
Teleskop gemacht werden. Für den
Wettbewerb können alle digitalen
Kameraformate und alle handelsüb-
lichen Teleskope und Okulare mit
oder ohne Adapter verwendet wer-
den. Die Zusendung der Dateien er-
folgt über Upload auf www.swarovs-
kioptik.com oder digiscoping.swa-
rovskioptik.com. Drei Gewinner kön-
nen an einem Digiscoper-Seminar in
Südafrika teilnehmen; die besten 20
Bilder werden außerdem mit einem
Honorar in Höhe von 300 Euro veröf-
fentlicht. Einsendeschluss: 31.10.
Informationen: www.digiscoping.swa-
rovskioptik.com

Fotografenmesse in Berlin
BERLIN. Die Fotografenmesse Foto-
bild wendet sich vom 9. bis 12. No-
vember zum fünften Mal an Fotogra-
fen und Fotokünstler. In diesem Jahr
findet sie in Kooperation mit dem 
Europäischen Monat der Fotografie in
Berlin-Charlottenburg statt. Neben der
Möglichkeit, Fotos auszustellen und
zu verkaufen, wird ein Workshop-Pro-
gramm rund um Verwertungsfragen
künstlerischer Fotografie geboten.
Infos: www.fotobild-berlin.de.

Wahrheit im Bild
DARMSTADT. Jedes Jahr stellen die
„Darmstädter Tage der Fotografie“
Positionen der Fotografie vor. Vom
20. bis 22. April 2007 heißt das Motto
„Überblick – Konstruktionen der
Wahrheit“. Angesprochen sind Aspek-
te der Wirklichkeit oder Täuschungen,
die sich im Bild zu einer Wahrheit
verdichten können. Dabei geht es
nicht nur um digital erzeugte Compo-
sings, sondern auch um die feinen
Manipulationen, die Bilder wahr oder
auch nur täuschend wahr machen.
Das Thema wird in ausgewählten 
Fotoausstellungen und bei einem
Symposium bearbeitet. Arbeiten oder
Serien zum Jahresthema 2007 kön-
nen bis zum 15. November eingesen-
det werden. Informationen unter:
http://www.dtdf.de.

leute
Robert Amlung, bisher beim ZDF
Leiter der Zentralredaktion der Re-
daktion Neue Medien, wurde Leiter
der Hauptredaktion Neue Medien.

Holger Andersen, bislang Leiter
Strategische Programmentwicklung
bei RTL, wurde Gesamtleiter Comedy.
Stellvertreter ist Markus Küttner.

Heiner Backensfeld, bisher Redak-
tionsleiter Planung und Entwicklung
beim WDR, folgte als Leiter Pro-
gramm-Management beim hr-Fern-
sehen auf Jan Metzger, der stellver-
tretender Leiter des ZDF-„heute-jour-
nal“ wurde.

Tom Bartels, bislang freier Sport-
reporter für Premiere und RTL, wurde
vom SWR als Sportreporter für die
ARD engagiert und löst beim Ski-
springen Gerd Rubenbauer ab.

Sebastian Graf von Bassewitz, bis-
her Co-Leiter des Bild-Parlamentsbü-
ros in Berlin, löste als Politikchef und
stellvertretender Chefredakteur in der
Bild-Zentrale (Hamburg) Michael
Backhaus ab. Dieser bleibt für Politik
zuständiger stellvertretender Chefre-
dakteur bei der BamS und folgte als
Leiter des BamS-Parlamentsbüros auf
Ulrich Deupmann, der freier Mitar-
beiter und Redenschreiber im Aus-
wärtigen Amt wurde. Nikolaus Blo-
me, bisher Ressortleiter Innenpolitik
und Leiter des Korrespondentenbüros
von Die Welt / Berliner Morgenpost,
übernahm von Bassewitz’ Position in
Berlin. Er leitet das Bild-Parlaments-
büro zusammen mit Rolf Kleine.

Thomas Baumann, zuletzt stellv.
Chefredakteur Fernsehen im ARD-
Hauptstadtstudio, löste als ARD-Chef-
redakteur in der Programmdirektion
München Hartmann von der Tann
ab, der in den Ruhestand trat.

Frank Binder, bislang Leiter des Res-
sorts Wirtschaft bei der Welt und Welt
am Sonntag, folgte als Chefredakteur
der THB Deutsche Schifffahrtszeitung
(Deutscher Verkehrs-Verlag, Ham-
burg) auf Jens Meyer, der in den 
Ruhestand trat. Ebenfalls in den Ru-
hestand ging Hans Jürgen Witthöft,
Chefredakteur der Zeitschrift „Schiff
& Hafen“, dessen Nachfolgerin seine
bisherige Stellvertreterin Silke Sa-
dowski wurde.

Hartmut Bomhoff und Moritz Rei-
ninghaus wurden Redaktionsmitglie-
der der Jüdischen Zeitung, die Olaf
Glöckner verließ.

Uwe Bornemeier, Steven Gätjen,
Isabella Müller-Reinhardt, Mat-
thias Opdenhövel und Christian
Sprenger werden als Moderatoren,
Kommentatoren und Reporter beim
Pay-TV-Sender Arena tätig sein.

Mercedes Bunz, Mitgründerin und
bisherige Chefredakteurin des Maga-
zins De:Bug, folgte als Chefredakteu-
rin des Berliner Stadtmagazins Zitty
auf Matthias Kalle.

Wirtschaftsmagazin Capital: Ulrich
Reitz, bisher Büroleiter der Welt am
Sonntag, übernahm die Leitung des
Frankfurter Redaktionsbüros von 
Capital. Dort wird sich Jutta Reuffer
künftig verstärkt dem Themenbereich
Private Equity widmen. Ingrid Her-
den wechselt in Köln vom Ressort
Budget+Vorsorge in das Ressort
Unternehmen mit dem Schwerpunkt
Versicherungsunternehmen. Rüdiger
Jungbluth, Autor und als Wirt-
schaftsjournalist früher beim Spiegel
und Stern tätig, wird sich bei Capital
um große Unternehmensgeschichten
kümmern. Claudia Reischauer über-
nahm die Leitung des Ressorts Unter-
nehmen. Rainer Hübner, bisher
internationaler Finanzkorrespondent,
wurde zum Ressortleiter Politik im
neuen Hauptstadtbüro von Capital
berufen. Marie-Luise Hoffmann,
bislang Redakteurin im Ressort Steu-
ern & Recht, wurde Leiterin des neu
geschaffenen Ressorts Finanzen.

Thoralf Cleven, Chefreporter bei der
Ostsee-Zeitung, wurde stellvertreten-
der Chefredakteur des Blatts.

Michael Cramer, bisher stellvertre-
tender Redaktionsleiter des ARD-Po-
littalks „Sabine Christiansen“, über-
nahm die Leitung der Redaktion von
Wolfgang Klein, der als Redaktions-
leiter zur ZDF-Sendung „Berlin Mitte“
wechselt. Sein Vorgänger Klemens
Mosmann geht in den Ruhestand.

Klaus von Elmpt übernahm die Lei-
tung des dpa-Sportressorts von Gün-
ter Deister, der in den Ruhestand
trat. Er wurde mit der Goldenen 
Ehrennadel des Verbandes der deut-
schen Sportjournalisten ausgezeichnet.

Thomas Engelke, zuletzt Moderator
beim NDR, wurde stellvertretender
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Programmchef bei BB Radio (Pots-
dam), wo er zuvor schon als Modera-
tor tätig war.

Brigitte Fehrle, bisher stellvertreten-
de Chefredakteurin bei der Berliner
Zeitung, übernahm diese Funktion bei
der FR und folgte damit Uwe Vor-
kötter, der Mitte Juni als Chefredak-
teur von der Berliner Zeitung zur FR
wechselte. Richard Meng vertritt
seit Anfang August als stellvertreten-
der Chefredakteur die FR schwer-
punktmäßig in Berlin.

Karin Flothmann wurde neue Pres-
sesprecherin des Bundesverbands
Mehr Demokratie e.V. (Berlin).

Götz Franke, Ressortleiter Computer
+ Solutions bei Impulse und zustän-
dig für den Online-Auftritt des Wirt-
schaftsmagazins, wurde als ge-
schäftsführender Redakteur Online
Leiter der Online-Auftritte von Capital
und Impulse (G+J).

Die Wochenzeitung Freitag (Berlin)
hat neue Herausgeber: die Autorin

Daniela Dahn, die Kulturwissen-
schaftlerin Gerburg Treusch-Dieter,
den Autor György Dalos (Ungarn),
den Theologen Friedrich Schorlem-
mer und den grünen Europa-Abge-
ordneten Frithjof Schmidt. Der
Schriftsteller Christoph Hein schied
auf eigenen Wunsch aus dem Heraus-
geberkreis aus.

Peter Fritsch, bisher Büroleiter des
Wall Street Journal Europe in Brüssel,
wurde Leiter des Deutschlandbüros
der Wirtschaftszeitung.

Ulrike Gloger wurde Textchefin und
Leiterin der Wirtschaftsredaktion bei
MM Maschinenmarkt (Vogel Industrie
Medien).

Uli Hagemeier, bisher Vize-Lokalchef
der Hessisch-Niedersächsischen Allge-
meinen (HNA, Kassel), folgte als Re-
daktionsleiter der HNA Northeimer
Neuesten Nachrichten und HNA Sol-
linger Allgemeinen auf Mark-Chris-
tian von Busse, der in das Ressort
Kultur der HNA-Zentralredaktion
wechselte.

Oliver Hartmann, früher dpa-Redak-
teur, löste als Redaktionsleiter Berlin
des Sportmagazins Kicker Jürgen
Nöldner ab, der ebenso in den Ruhe-
stand ging wie Friedhelm Sakow-
ski, Chefredakteur der Fußball-Woche
auf den Horst Bläsig folgte.

Tobias Häuser, bisher Korrespondent
für die Hörfunkprogramme des HR im
ARD-Hauptstadtstudio, löste als Pres-
sesprecher des Senders in Frankfurt /
Main Michael Dartsch ab, der beim
HR eine neue Aufgabe übernahm.

Uwe Ralf Heer, bislang stellvertre-
tender Chefredakteur bei der Heil-
bronner Stimme, folgte als Chefred-
akteur auf Wolfgang Bok, der als
Autor und Kolumnist für das Blatt 
tätig sein wird.

Der Komponist, Dirigent und Regis-
seur Detlef Heusinger folgte als 
Leiter des Experimentalstudios für
akustische Kunst in Freiburg, das der
SWR u. a in Zusammenarbeit mit
dem BR betreibt, auf André Richard,
der in den Ruhestand ging.

Carsten Hoyer, zuletzt stellvertreten-
der Programmdirektor von Radio NRW,
folgte als Programmdirektor bei An-
tenne Thüringen auf Jens-Uwe Meyer.

Peter Käfferlein und Olaf Köhne,
bisher stellvertretende Redaktionslei-
ter der ARD-Talkshow „Beckmann“,
übernahmen die Redaktionsleitung
von Markus Peichl.

Thomas Koschwitz, langjähriger
Moderator in Funk und Fernsehen,
wurde Morgenmoderator beim Berli-
ner Rundfunk.

Gerd Kühlhorn, bisher stellvertreten-
der Chefredakteur von Impulse (G+J
Wirtschafts-Presse), löste als Chefre-
dakteur des Unternehmermagazins
Klaus Schweinsberg ab, der die
Funktion des Herausgebers übernahm
und Chefredakteur von Capital bleibt.
Vize-Chefredakteur von Impulse wur-
de Holger Iburg.

Kathrin Lenzer, zuletzt als Feuille-
ton-Redakteurin in der Zentralredak-
tion der Rheinischen Post zuständig
für Wissenschaft und Hochschule,
wurde Leiterin des Ressorts Report
und verantwortet die Themen Gesell-
schaft sowie Fernsehen.

Andreas von Lepel, zuvor Chefre-
dakteur von PCgo (WEKA Computer-

zeitschriftenverlag), war nur wenige
Wochen Geschäftsführer der Science-
TV GmbH (Grünwald bei München).
Er will sich auf sein Medienbüro Freie
Schrift konzentrieren.

Daniel Lutz, Moderator und stellver-
tretender Programmdirektor von Hit
Radio RT.1 (Augsburg), rückte zum
Studioleiter auf.

Sascha Mattke, bisher stellvertre-
tender Chefredakteur von Technology
Review, löste als Chefredakteur des
Magazins Thomas Vasek ab.

Britta Mayer-Behrens, bisher Chef-
redakteurin von vier Frauentiteln aus
dem Pabel-Moewig-Verlag (Bauer
Verlagsgruppe), schied aus, so dass
eine personelle Umschichtung nötig
wurde. Gabriele Mühlen, bisher
Vize-Chefredakteurin der Neuen Post,
wurde Chefredakteurin von Mini. Vol-
ker Kithil, zuletzt Chefredakteur von
Welt der Frau, übernahm die Chefre-
daktion von Schöne Woche und Mei-
ne Melodie. Kommissarische Chefre-
dakteurinnen von Avanti sind Ange-
lica Frank und Susanne Webers.

Oliver Michalsky, bislang gemein-
sam mit Frank Schmiechen Redak-
tionsleiter von Welt Kompakt, wurde
Redaktionsleiter Welt Online.

Der moderatorenpool-deutschland.de
„ist ein Sammelbecken für Moderato-
ren, die regional aus Funk und Fern-
sehen bekannt sind, aber auch für
off-air-Veranstaltungen zur Verfügung
stehen“. Gegründet wurde er, zunächst
als moderatorenpool-berlin.de, von
Katharina Gerlach, Moderatorin
beim RBB-Hörfunk.

Christoph Moss, Redakteur für die
Literaturseite des Handelsblatts so-
wie Lehrbeauftragter für Journa-
lismus an deutschen Hochschulen,
übernahm zusätzlich die Leitung der
Georg von Holtzbrinck-Schule für
Wirtschaftsjournalisten von Joachim
O. Weidemann, der Verlagsleiter
Mittel- und Osteuropa bei der Ver-
lagsgruppe Handelsblatt wurde.

Oliver Multhaup, bisher Leiter der
Bildredaktion NRW von Bild, wird
Chefredakteur Bild bei AP (Frankfurt).

Thomas Nonnast, bislang Redakteur
beim Handelsblatt, wechselt in die
Pressestelle der Bertelsmann AG, wo
er für die Finanzkommunikation zu-
ständig sein wird.
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Matthias Onken, bisher stellvertre-
tender Chefredakteur bei der Ham-
burger Morgenpost (BV Deutsche Zei-
tungsholding), folgte als Chefredak-
teur auf Josef Depenbrock, der die
Chefredaktion der Berliner Zeitung
übernahm. Hans-Peter Buschheuer,
Chefredakteur des Berliner Kuriers,
übernimmt in der Holding zusätzlich
den neuen Posten eines Chefredak-
teurs der BV-Kaufzeitungen.

Herbert C. Ordemann, Verleger des
Weserkurier und der Bremer Nach-
richten sowie Aufsichtsratsvorsitzen-
der der Bremer Tageszeitungen AG,
löste als Vorsitzender des Zeitungs-
verlegerverbands Bremen (ZVVB) Dr.
Uwe Woywod ab.

Christian Paschwitz, bisher bei der
Leine-Zeitung, folgte als Leiter des
Sportressorts beim Gießener Anzeiger
auf Wilfried Heider.

Andreas Petzold, Chefredakteur des
Stern und Herausgeber von Neon,
übernahm zusätzlich die Chefredak-
tion von Park Avenue (G+J), nachdem
der bisherige Chefredakteur Alexan-
der von Schönburg ausgeschieden
ist. Zuvor hatte schon Rainer
Schmidt, stellvertretender Chef-
redakteur von Park Avenue, das 
Magazin wegen „unterschiedlicher
Auffassungen über die redaktionelle 
Ausrichtung“ verlassen.

WDR-Intendant Fritz Pleitgen folgte
als Präsident der Europäischen Rund-
funkunion (EBU), der 74 vor allem öf-
fentlich-rechtliche Rundfunkanstalten
angehören, auf Arne Wessberg
(Finnland), dessen Stellvertreter er zu-
vor war.

Peter Praschl, zuletzt Textchef und
Autor bei Amica (Burda), löste als
Chefredakteur des Männermagazins
Matador (Bauer Verlagsgruppe) Ste-
fan Gessulat ab, der sich selbständig
machen will.

Peter Rensch, bisher Geschäftsführer
der Redaktions- und Konzeptagentur
ppr, folgte als Chefredakteur der
Fachzeitschrift Bankmagazin auf
Eberhard Seitz.

Valeria Risi, bisher Moderatorin des
Werte-Magazins „sonntags“-TV fürs
Leben beim ZDF, übernimmt ab Sep-
tember die Moderation des täglichen,
europäischen Lifestyle-Magazins
„CHIC“ auf ARTE.

Der Kabarettist Richard Rogler wur-
de Mitglied des „Scheibenwischer“-
Ensembles. Sein Vorgänger Georg
Schramm war mit dem Konzept der
ARD-Satiresendung nicht mehr ein-
verstanden.

Karl Schermann, bislang Chefredak-
teur der tz, folgt als Chefredakteur
des Münchner Merkurs (beide
Münchner Zeitungs-Verlag) auf Ernst
Hebeker, der zum Jahresende aus-
scheidet. Nachfolger Schermanns bei
der tz wurde bereits dessen bisheri-
ger Stellvertreter Rudolf Bögel.

Claudia Schick, Moderatorin und
Reporterin beim HR, moderiert auch
das Politmagazin „Report München“
(BR / ARD).

Florian Schmidt, zuletzt stellvertre-
tender Chefredakteur von Skimagazin
und Nordic Sports Magazin, wurde
Chefredakteur des Skimagazin.

Kai Sturm, bisher Executive Producer
bei VOX, löste als Chefredakteur des
Senders Frank Hoffmann ab, der
Geschäftsführer bleibt.

Ralf Südhoff, zuletzt freier Korre-
spondent für die Zeit in Südamerika,
verantwortet künftig die Pressearbeit
der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) in Deutschland sowie des 
Europäischen WHO-Zentrums für Um-
welt und Entwicklung (Bonn).

Petra Thaller, bislang stellvertreten-
de Chefredakteurin von Trekker’s
World, folgte als Chefredakteurin auf
Ingeborg Scherübel, die in den Ru-
hestand ging.

Frank Thomsen, bisher Ressortleiter
Politik und Wirtschaft beim Stern,
wird Geschäftsführender Redakteur
des Magazins und löst als Chefredak-
teur von stern.de Barbara Hamm ab,
die Bereichsleiterin in der New Media
Ventures GmbH (G+J) wird.

Roland Tichy wurde stellvertretender
Chefredakteur sowie Leiter des Res-
sorts Wirtschaft und Politik beim
Handelsblatt.

Achim Twardy, bisher kooptiertes
Mitglied, löste im Aufsichtsrat der
dpa Hermann Balle ab. Turnusge-
mäß schieden Thomas Schmitt,
Joachim Lampe und Karlheinz Rö-
themeier aus; die beiden letzteren
wurden von der Gesellschafterver-
sammlung wieder in das Gremium

berufen, das Röthemeier in seinem
Amt als Vorsitzender bestätigte.

Verband Deutscher Zeitschriftenverle-
ger (VDZ): Hubert Burda wurde er-
neut in seinem Amt als Präsident des
VDZ bestätigt. Stellvertreter sind
Uwe Hoch (Verlagsgruppe Handels-
blatt), Vorsitzender des VDZ-Fachver-
bands Fachpresse, und Rudolf Thie-
mann (Liboriusblatt), Vorsitzender
des Fachverbands Konfessionelle
Presse. Das Präsidium wurde um den
Schatzmeister Erwin Fidelis Reisch
(Geschäftsführer Gentner Verlag),
VDZ-Geschäftsführer Wolfgang
Fürstner und Claus Wüstenhagen
(Vorsitzender der Geschäftsführung
Vogel Business Medien) erweitert. Vor
kurzem trat Uwe Hoch von seinen
Ämtern als Vorsitzender des Fachver-
bands Fachpresse und VDZ-Vizepräsi-
dent zurück.

Volker Wasmuth, Nachrichtenchef
bei n-tv, wurde neben Markus Fö-
derl zweiter Chefredakteur des Nach-
richtensenders. Martin Kerscher,
Leiter der Redaktion Wirtschaft ak-
tuell, wurde überdies, neben Renate
Friedrich, stellv. Nachrichtenchef.

Henriette Wrege, freie Mitarbeiterin
beim RBB-Hörfunk, wurde zum Auf-
sichtsratsmitglied der Pensionskasse
für freie Mitarbeiter/innen der deut-
schen Rundfunkanstalten gewählt.

Neuer Konzernbetriebsrat Medien-
gruppe Süddeutscher Verlag: In Nach-
folge des langjährigen KBR-Vorsitzen-
den und KBR-Mitbegründers Klaus
Schönauer ist nun Harald Pürzel
neuer KBR-Vorsitzender. Pürzel
kommt aus dem Bereich der Fachin-
formationen am Standort München.
Seine Stellvertreter/innen sind Brigit-
te Deufel (SV GmbH und ausgeglie-
derte Firmen, München), Ludwig
Hankofer (SV Druckzentrum und
Drucktechnik, Steinhausen) und Cor-
nelia Bauer (Suhler Verlags GmbH).
Weitere Mitglieder aus dem ge-
schäftsführenden KBR sind Andreas
Quiring (Verlag moderne industrie
Landsberg), Beatrix Meyer (SV
GmbH München), Joachim Kraft
(Hüthig GmbH, Heidelberg), Renate
Warmbrod (Medical Tribune, Wiesba-
den) und Marianne Igl (SZ Magazin,
München).

Für den ausgelagerten Produktions-
betrieb von Bavaria und Radio Bre-
men Bremedia wurde ein Betriebsrat
gewählt: Monika Grüning (ver.di)

wurde Vorsitzende, Meinhard Bräu-
tigam (ver.di), 1. Stellvertretender
Vorsitzender, Martina Flöte (VRFF),
2. Stellvertretende Vorsitzende.
Weitere Mitglieder: Frank Buermann
(VRFF), Peter Mentsch (ver.di),
Uschi Berlin (ver.di) und Doris Ohl-
sen-Schöne (VRFF).

preise
Bülent Akinci gewann beim 28.
Internationalen Moskauer Filmfestival
mit „Der Lebensversicherer“ einen
Preis der russischen Filmkritiker; der
Hauptdarsteller Jens Harzer wurde
als bester Darsteller ausgezeichnet.

Isabel Alvarez (Uruguay) wurde im
Rahmen der Babelsberger Medien-
preise in der Sparte Dokumentarfilm
der mit 18.000 € dotierte Förderpreis
des RBB für ihren Abschlussfilm „Die
Liebe, die Schule, die Drogen und die
Zukunft“ (FH Dortmund, Studiengang
Film/Fernsehen) zugesprochen.

27. Banff TV Festival in Banff / Kana-
da – die deutschen Preisträger. Kate-
gorie „Made-for-TV-Movies“: „Mari-
as letzte Reise“ (BR / ARD) von Arie-
la Bogenberger (Buch) und Rainer
Kaufmann (Regie); Kategorie „Histo-
ry & Biography Program“: „Speer
und Er“ (WDR / NDR / BR / ORF) von
Heinrich Breloer. Der Hauptpreis des
Festivals ging an Martin Scorsese
für „No Direction Home: Bob Dylan“.

Werner Bartens, Redakteur in der
Wissenschaftsredaktion der SZ, ge-
wann den mit 1.000 € dotierten Pu-
blizistikpreis Orthopädie.

Heinrich Breloer gewann mit dem
Vierteiler „Speer und Er“ (WDR /
NDR / BR / ORF) beim 12. Internatio-
nal Shanghai TV-Festival eine „Golde-
ne Magnolie“ als bester Regisseur. In
der Kategorie Dokumentation wurde
„Das Drama von Dresden“ (ZDF) von
Sebastian Dehnhardt ausgezeich-
net. Der Spielfilm „Kometen“ (SWR)
von Till Endemann (Autor: Stefan
Beuse) wurde mit einem „Magnolia
Award for Best Screenplay“ prämiert.

Wolfgang Büscher, Redakteur bei
der Zeit und Autor, erhielt den mit
20.000 € dotierten Ludwig-Börne-
Preis, der ihm von dem diesjährigen
Preisrichter, Bundespräsident Horst
Köhler, zuerkannt worden war.
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Beim Festival de Télévision de Monte
Carlo 2006 wurde die Vorabendserie
„Türkisch für Anfänger“ (BR / ARD) in
der Kategorie „Outstanding European
Producer / Comedy TV Series“ ausge-
zeichnet.

24. Filmfest München – eine Auswahl
der Preise, die im Rahmen des Festi-
vals verliehen wurden. Förderpreis
Deutscher Film (BR, Bavaria Film, Hy-
poVereinsbank) – Regie (30.000 €):
„Wer früher stirbt, ist länger tot“ (BR
/ MDR) von Marcus H.
Rosenmüller; Drehbuch (10.000 €):
Meike Hauck (Buch) und Matthias
Luthardt (Buch / Regie) für „Ping-
pong“ (MDR); schauspielerische Leis-
tung (je 5.000 €): Rosalie Thomass
für „Polizeiruf 110: Er sollte tot“ (BR)
von Dominik Graf (Regie) und Rolf
Basedow (Buch) sowie Jördis Triebel
für „Emmas Glück“ (SWR) von Sven
Taddicken. Bernhard-Wicki-Filmpreis
„Die Brücke“ / Friedenspreis des
Deutschen Films (3000 €): Regisseur
Florian Henckel von Donners-
marck gemeinsam mit dem Haupt-
darsteller Ulrich Mühe für den Spiel-
film „Das Leben der Anderen“. Cine-
Merit Award: der Regisseur Barry Le-
vinson (USA). VFF TV Movie Award
(25.000 €): Lisa Blumenberg, Produ-
zentin bei Studio Hamburg, für den
Fernsehfilm „Die Frau am Ende der
Straße“ (NDR) von Claudia Garde.
BR 3-Publikumspreis: „Thank You For
Smoking“ (USA) von Jason Reitman.
One-Future-Preis: „Crossing Arizona“
(USA) von Joseph Mathew und Dan
DeVivo. Kinderfilm-Publikumspreis:
„Ein Pferd für Winky“ (Niederlande /
Belgien) von Mischa Kamp. Shock-
ing Shorts Award des Privatsenders
13th Street: Arne Jysch und Rasmus
Borowski für ihren Kurzfilm „Der 
Beste“. Tankred Dorst Drehbuchpreis
der Drehbuchwerkstatt München
(3.000 €): Nue Ammann für „Alzbe-
ta“. Kinder-Medienpreis des Medien-
Clubs München (insgesamt 5.500 €):
„Der Räuber Hotzenplotz“ (Regie
und Kamera: Gernot Roll); „Die wil-
den Hühner“ (ZDF tivi) von Vivian
Naefe (nach einem Roman von Cor-
nelia Funke); zwei Darsteller aus „Es
ist ein Elch entsprungen“.

Herbert Fritz, Redakteur der FR, er-
hielt für seine Reportage „Tapas bei
Tizian“ einen der mit 3.000 € dotierten
Bronze-Preise der spanischen Tourismus-
Stiftung Fundacion Destino Madrid.

Die Produktionsfirma GATEWAY4M
(Hamburg) wurde für eine DVD-Edi-

tion der TV-Zeichentrickserie „Little
Amadeus“ (KI.KA / SWR / hr / NDR) mit
dem ECHO Klassik der Deutschen
Phono-Akademie in der Kategorie
„Klassik für Kinder“ ausgezeichnet.

Valeska Grisebach gewann beim 
Festival des deutschen Films in Lud-
wigshafen mit ihrem Spielfilm „Sehn-
sucht“ den mit 50.000 € dotierten
Filmkunstpreis 2006. Der Preis für
Schauspielkunst ging an Klaus Ma-
ria Brandauer.

Philip Grönings Dokumentarfilm
„Die große Stille“ wurde in Pescara /
Italien als bester Film und für die
beste Kamera prämiert.

Der Hans-Bausch-Media-Preis des
SWR (10.000 €) ging an Janosch (d.
i. Horst Eckert), Karl Holzamer, Oli-
ver Storz, Frank Schirrmacher und
Harald Schmidt.

Der Herbert-Quandt-Medienpreis
wird „für herausragende Beiträge
über die Rolle von Unternehmen und
Unternehmern in der Marktwirt-
schaft“ vergeben. Je 15.000 € gingen
an den Journalisten Uwe Buse (Der
Spiegel), den Filmemacher Harun Fa-
rocki (WDR) und den Filmregisseur
Xaver Schwarzenberger. 5.000 €
erhielt die Autorin Karin Häcker für
den „Grundschulkoffer zur Selbstän-
digkeit“, der unternehmerisches Han-
deln im Schulunterricht lehren soll.

Maybrit Illner wurde für ihre ZDF-
Talksendung „Berlin Mitte“ der dies-
jährige Hildegard-von-Bingen-Preis
für Publizistik der Landeszahnärzte-
kammer Rheinland-Pfalz verliehen.

17. Internationales Filmfest Emden
Aurich Norderney – eine Auswahl der
Preisträger. Bernhard Wicki-Preis:
1. Preis (10.000 €): Adrian Shergold
(Großbritannien) für „Pierrepoint“;
2. Preis: Hans Herbots (Belgien) für
„Verlengd Weekend“; 3. Preis: Ste-
phen Frears für „Mrs. Henderson
Presents“. Volkswagen Drehbuchpreis
(10.000 €): Martin Theo Krüger
(Berlin) für „Beautiful Bitch“. DGB-
Filmpreis (Publikumspreis, 5.000 €):
Hans Herbots (Belgien) für „Ver-
lengd Weekend“.

59. Internationales Film Festival von
Locarno – eine Auswahl der Preisträ-
ger. Großer Preis, Preis der Jugendjury
sowie Don Quijote-Preis des Dachver-
bands FICC der Filmklubs und nicht
kommerziellen Kinos: „Das Fräulein“

(SF / ZDF) von Andrea Staka
(Schweiz); darstellerische Leistung:
Burghart Klaußner für die Hauptrol-
le in „Der Mann von der Botschaft“
(ZDF / ARTE, Regie: Dito Tsintsadze);
Wettbewerb „Cineasten der Gegen-
wart“: „Verfolgt“ (Deutschland) von
Angelina Maccarone; Publikums-
preis: „Das Leben der Anderen“ von
Florian Henckel von Donnersmarck.

Juliane Kaeberlah (Meißen) gewann
den Jungjournalisten-Wettbewerb
(bis 21 Jahre) „Duden Open 2005 /
06“. Alle acht TeilnehmerInnen der
Endrunde können Praktika bei ver-
schiedenen Print-, Online- und TV-
Medien antreten.

Chris Kraus gewann beim 9. Shang-
hai International Film Festival mit
„Vier Minuten“ den Preis für den
besten Spielfilm.

Gordian Maugg erhält für „Zeppe-
lin!“ den mit 7.500 € dotierten Willi-
am Dieterle-Filmpreis der Stadt Lud-
wigshafen / Rhein. Der Sonderpreis zu
2.500 € geht an Christopher Buch-
holz und Sandra Hacker für „Horst
Buchholz...mein Papa“.

Der Medienpreis Mecklenburg-Vor-
pommern wird von der Landeszen-
trale für Politische Bildung M-V, der
Heinrich-Böll-Stiftung und dem DGB
für „herausragende Reportagen“ aus
diesem Bundesland vergeben. TV:
Monika Schäfer für „Bitte anschrei-
ben“ (NDR) und Till Lehmann für
die fünfteilige Doku-Soap „Hoffen
zwischen Tod und Leben“ (ARTE/NDR).
Print: Astrid Geissler für „Das ver-
gessene Land – Im Pionierland der
Neonazis“ (taz). In der Sparte Hör-
funk wurde keiner der mit je 1.000 €
dotierten Preise vergeben.

Die Journalisten Axel Pinck (Ham-
burg) und Carolin Reiter (Los Ange-
les) erhielten für ihre Reportagen
zum Thema „Transitions in Life / Hilfe
bei Übergängen“ den mit 5.000 € 
dotierten Hauptpreis in der Kategorie
Textwettbewerb des „Transatlanti-
schen Ideenwettbewerbs USable“,
der von der Körber-Stiftung (Ham-
burg) getragen wird.

Die Regisseurin Irina Popow erhielt
für die Folge „Du sollst nicht ehebre-
chen“ aus der TV-Reihe „Unsere 10
Gebote“ den mit 25.500 € dotierten
Erich-Kästner-Fernsehpreis, der Ge-
sellschaft zur Wahrnehmung von
Film- und Fernsehrechten.

23. Robert Geisendörfer Preis / Me-
dienpreis der Evangelischen Kirche –
Hörfunk: Carrie Asman (Buch) und
Renate Jurzik (Regie) für die Doku-
mentation „Unter Einfluss. Selbst-
mordübungen in Jonestown“ (RBB /
WDR); Angela Behrens (Buch) und
Tobias Michatsch (Programmchef)
für „Hits from Heaven“ (Evangeli-
scher Kirchenfunk Niedersachsen /
Hit-Radio Antenne). Fernsehen: Stella
Tinbergen (Buch und Regie) für den
Dokumentarfilm „Der Fall Mischa E. –
Lebensweg eines Mörders“ (ARTE /
ZDF); Beate Langmaack (Buch) für
„Bella Block: Die Frau des Teppich-
legers“ (ZDF). Kinderfernsehpreis:
Wolfgang Lünenschloß und Cars-
ten Schulte (Redaktion) sowie Al-
bert Schäfer (Produzent) für „Beuto-
moläus sucht den Weihnachtsmann“
(KI.KA). Sonderpreis der Jury (undo-
tiert): die Dokumentarfilmer Mischka
Popp und Thomas Bergmann
(Frankfurt). Die Preise waren mit ins-
gesamt 25.000 € dotiert.

Bei den 13. Rüsselsheimer Filmtagen
wurden Publikumspreise für satirische
Beiträge vergeben. 1. Preis (5.000 €):
Stephan Flint Müller (Berlin) für
„Fliegenpflicht für Quadratköpfe“;
2. Preis (2.000 €): Jörg Rühenbeck
und Hanns-Marcus Müller (Düssel-
dorf / Köln) für „Früchte der Lange-
weile“; 3. Preis (1.000 €): Christine
Lang (Berlin) für „Die Babysitterin“.

Die Sport Bild Awards 2006 wurden
in fünf Kategorien verliehen. Beste
Sportberichterstatter: Johannes B.
Kerner, Urs Meier und Jürgen
Klopp für die Moderation im Rahmen
der ZDF-Arena zur FIFA-WM; beste
Sportberichterstattung: RTL-Sportre-
daktion für die TV-Saison 2005 / 06.

Gesine Strempel, Moderatorin der
frauenpolitischen Sendung „Zeit-
punkte“ im RBB-„Kulturradio“ und
Übersetzerin englischsprachiger Auto-
rinnen, wurde mit der Hedwig-Dohm-
Medaille 2006 des Journalistinnen-
bunds ausgezeichnet.

Sven-Simon-Fotopreis 2006 der Welt
am Sonntag – 1. Preis (12.500 €):
Frank Sorge (Berlin); 2. Preis (5.000
€): Herbert Roth (Pulheim); 3. Preis
(2.500 €): Sascha Fromm (Riechheim).

Petra Thorbrietz erhielt für ihren
Beitrag „Die beste Diät? Anders le-
ben!“ (Geo) den mit 12.500 € dotier-
ten Medienpreis, der Stiftung „Ruf-
zeichen Gesundheit!“.
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Stella Tinbergen wurde für den Film
„Siegfried – Geister, die ich rief“
(ARTE) der Journalistenpreis Schi-
zophrenie 2006 verliehen.

Joachim Wille, Reporter bei der FR,
erhielt für seine Berichterstattung
über Themen des Umweltschutzes 
einen der Bruno H. Schubert-Preise

2006 (15.000 €), die von der gleich-
namigen Stiftung vergeben werden.

Matthias Wittekindts Hörspiel „Das
Lewskow-Manuscript“ (NDR, Regie:
Alexander Schuhmacher) wurde als
bestes Science-fiction-Hörspiel des
Jahres 2005 mit dem Kurt Lasswitz-
Preis ausgezeichnet.
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